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Das mosaisch-rabbinische 

STRAFGESETZ 

und 

strafrechtliche 

Gerichts- Verfahren 

bearbeitet nach 

Ordnung und Eintheilung der Gesetzbücher der 
Neuzeit, und erläutert mit Angabe der Quellen 

von 

HIRSCH B. FASSEL, 

Oberrabbiner zu Gross-Kanizsa , Besitzer des goldenen Verdienstkreuzes ; der 
k. k. östem ung.; kais. russisch, und konigU sächsischen grossen goldenen 
Medailles für Kunst nnd Wissenschaft. Verfasser der Werke: „Die mosaisch- 
rabbinische Tugend- und Rechtslehre. 4 * „Das mosaisch-rabbinische Civilrecht." 
„Das mosaisch-rabbinische Gerichts- Verfahren in civilrechtlichen Sachen," deren 

Vervollständigung dieses Werk bildet. 



Gross-Kanizsa, 

Druck von 3? h. Pischel 

I8 10, 



P. T. 



t 



Seiner Hochgeboren 



Herrn, Herrn 



&&?9Hlifrs 9%xm vm &OTiag^®l&ö 



zu Paris 



ehrfurchtsvoll gewfdaet 



W» V«rf»e8«f, 



Hochgeborner Herr Baron ! 



Gnädigster Herr ! Herr 1 



Der durch Hochherzigkeit berühmte und durch hohe 
Verdienste gefeierte Name Er. Hochgeboren kann durch 
die Dedication dieses Werkes wahrlich nichts gewinnen ; 
dem Strahlenkranz Ihres Ruhmes kann dieses Blümchen 
keinen höheren Glanz zufügen. Mich hat zu der Bitte, 
dass Ew. Hochgeboren geruhen mögen diese Widmung 
anzunehmen , das Bewustsein geleitet , dass mein Werk 
dadurch an Ruhm gewinnen müsse, und die gnädige 



Gewährung setzt den mannigfaltigen Beweisen des Wohl- 
wollens, mit welchem Hochdieselben mich bereits aus- 
zeichneten, die Krone auf« 

Empfangen Sie dafür meinen glühenden Dank, und 
genehmigen Sie wohlwollend mich mit unbegränzter 
Hochachtung zeichnen zu dürfen 



Ew. Hochgeboren 



Gnädigster Herr Baron 



Gross-KanigA» m Wift 1870. 



Hirsch B. Fassel, 



/-.- 
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Als ich im Jahre 1856 mein drittes juridisches Werk 
„Das mosaisch-rabbinische Gerichtsverfahren in civil- 
rechtlichen Sachen* beendet hatte, fasste ich den Ent- 
schluss auch . noch das Strafrecht zu bearbeiten ; aber 
ich begann es wohl, u. z. mehre Mal, aber ich verlor 
immer den Muth und die Geduld. 

Das mos. rab. Strafrecht hat nicht nur den primi- 
tiven Urtypus 4 welcher mehr als zwei Jahretausende alt 
ist, unverändert beibehalten, sondern sich auch nicht 
durch die Praxis fortgebildet ; denn seit neunzenhundert 
Jahren durfte es nicht mehr in Ausübung gebracht wer- 
den. Ja nicht einmal in der Theorie hat es sich gehörig 
entwickelt. Die Gesetze des Civilrechtes, da sie in Aus- 
übung waren , haben viele , nachtalmudische Gelehrte 
behandelt , erläutert und ergänzt. Ausser dem grossen 
Werke des Rabbi Mosche ben Maitnon, besitzen wir auch 
einen Rechtscodex (Choschen mischpat) bearbeitet von 
Bäbbi Jakob ben Äscher , genannt : „ Tur u ; von Rabbi 
Josef Caro, genannt : „Schulchan aruch* ; erweitert von 
Rabbi Joel Sirkus, genannt: „Bajith chadasch* ) von 
Rabbi Mardechai Jafa, genannt : „Lebusch* ; und co- 
mentirt von Rabbi Josua Falk-, Rabbi dabbatai Kohn 



und andern grossen Gelehrten mehr. Wir besitzen fer- 
ner viele Responsen (Teschuboth), worin gar manche 
Rechtsfälle behandelt und entschieden werden. Aber die 
Gesetze des Strafrechtes, da sie eben nicht in Ausübung 
waren, hat blos Maimonides behandelt, und Rabbi Josef 
Coro, Rabbi Abraham de Butin ; Rabbi Jehuda Busanisch 
und einige mehr comentirt. Diesem so unvollständig 
gebliebenen Gesetzbuche, welches auch der Anschauungs- 
weise der Gegenwart so wenig entspricht, eine zeitge- 
mässe Form zu geben, und es so zu bearbeiten, dass 
es den gegenwärtigen, staatlichen Strafgesetzbuchern an 
die Seite gestellt werden könnte, schien meine schwa- 
chen Kräfte zu übersteigen. 

Aber stehet doch geschrieben : »Am Morgen — 
deines Lebens — streue deinen Saamen aus, aber auch 
am Abend lass deine Hände nicht ruhen", und darum 
machte ich mich im Beginne des jüngsten Winters ernst- 
lich an die Arbeit, und mit Gottes Hilfe gelang es mir 
aus den Bruchstücken, die ich in den vergangenen Jah- 
ren von Zeit zu Zeit arbeitete, dieses Werk zusammen 
zu stellen, und so die Worte unserer Weisen zu erfül- 
len : „Hast du etwas Gutes begonnen, so suche es auch 
zu vollenden". Durch dieses Kind meines Alters habe 
ich die Bearbeitung des gemzen mosaisch-rabb. Rechtes 
(welches gewiss etwas Gutes genannt werden muss) voll- 
endet. Die Rechtsgrundsätze in dem Werke : „Die 
mosaisch-rabb. Tugend- und Recbtslehre a ; das positive 
Privatrecht in dem Werke : „Das mosaisch-rabb. Civil- 
racht" ; die Form, d. i. die Ausübung des Privatrechtes, 
in dem Werke: »Das mos, rabb. Gerichtsverfahren in 
civilrechtlichen Sachen" ; und endlich das Straf recht und 
seine Ausübung in diesem Werke f 



So wenig die Einführung dieses Strafgesetzes zu 
empfehlen wäre, so dürfte die Bearbeitung desselben 
doch nicht nutzlos für die Wissenschaft sein. Die Ein- 
fachheit, die Durchführung des Öffentliehkeits-Princips 
in dem Gerichtsverfahren und die mancherlei Sonder- 
barkeiten in der Beweisführung, die alle in dem Grund- 
satze gipfeln : „Besser dass hundert Schuldige frei aus- 
gehen, als dass ein Unschuldiger verurtheilt werde*, kön- 
nen für den Rechtsgeleh. «cn nicht ohne Interesse sein. 
So gar manche Grundsätze dieses so alten Strafgesetzes 
wären den heutigen Gesetzgebungen zu empfehlen. So 
z. B. betrachtet und behandelt dieses Gesetz die tödt- 
liche Folge eines Juells ganz wie den gemeinen Mord. 
Und genau erwogen ist es ja nichts anders. Durch was 
unterscheidet sich denn die Tödtüng in einem Duell 
von dem gemeinen Meuchelmord? Doch nur in dem, 
dass da der Todtschläger auch sein eigenes Leben preis- 
gegeben hat, und die Chancen der beiden Duellanten 
gleich sind. Aber hat denn ein Mensch das Recht sein 
Leben unnützerweise preiszugeben ? Kann daher die 
Tödtung eines Menschen weniger ein Verbrechen sein, 
weil auch damit die Möglichkeit der Selbsttödtung ver- 
bunden war ? Oder kann der Gefallene weniger schmä- 
helich als ein gewöhnlicher Selbstmörder betrachtet 
werden, weil er auch die Absicht hatte, einen Mord an 
einen andern Menschen zw begehen ? Wer Duelliren für 
eine ehrenhafte Handlung betrachtet, müsste einem In- 
dividuum; welches einen Andern mordet und dann sich 
selbst tödtet, den höchsten Lorbeerkranz des Ruhmes 
aufsetzen. 

Würde nun die Gesetzgebung ebenfalls das Duell unter 
diesem Gesichtspunkte auffassen und betrachten, und con- 



sequent müsste es so thun ; denn wenn der Mörder nach 
dem begangenem Morde sich selber eine Todes wunde bei- 
bringt, aber gerettet wird, so wird er ja doch als Mörder 
bestraft, obwohl er auch sich tödten wollte : warum nun 
nicht auch der, welcher im Duelle tödtet, weil er sich 
der Gefahr aussetzte getödtet zu werden? Es würde 
die Sucht sich zu duelliren bald verschwinden. Niemand 
würde eine That, welche das Gesetz als gemeinen Mord 
betrachtet, für einen Ehrenpunkt ansehen. 

Ferner sagt dieses uralte Gesetz : Niemand darf 
eine Todesstrafe vollziehen, als der, welcher von der 
Schuld des Verurtheilten objectiv überzeugt ist ; das sind 
die Zeugen der That, und das wären heutzutage die 
Geschworenen. Die Ursache ist, weil kein Mensch sich 
zwingen lassen darf, einen andern Menschen zu tödten. 
Zu einem Rabbi kam einst Jemand und sprach : „Mein 
Oberherr trägt mir auf, den und den umzubringen, sonst 
drohet er mir, mich hinrichten zu lassen ; was soll ich 
thun ? Und der Rabbi antwortete : »Ist denn dein Blut 
röther als das seine ? Eher muss sich der Mensch sel- 
ber umbringen lassen, als er einen andern tödtet u . Wer 
daher nicht selbst von der Schuld des Verurtheilten 
überzeugt ist, darf nicht Hand an ihn legen. Würde nun 
die Gesetzgebung dieser Anschauung huldigen, so müsste 
die Todesstrafe aufhören, es wäre denn, dass sich die 
Zeugen oder die Geschworenen hergeben würden, sie 
vollzuziehen. Nach meiner Ansicht ist noch kein so 
trüftiger Grund gegen die Todesstrafe angegeben wor- 
den. — — 

Die Quellen dieses Werkes sind hauptsächlich aus 
Maimonides geschöpft, denn er allein ist es, der das 
Strafrecht bearbeitet hat ; und da bedeutet der Buch- 



stab : „H a : „Hilchot". Die erste Zahl bezeichnet den 
Abschnitt, und die durch einen Beistrich damit ver- 
bundene Zahl, den Paragraph, und wo mehrere solche 
citirt werden, sind sie durch Punkte getheilt. Doch 
manche Gesetze haben ihre Quelle aus dem Schulchan 
aruch* und da bedeutet O. Ch. : „Orach chajim" ; 
J. D. : „Joro deah* ; E. H. : „Eben Haeser* ; Ch. M. : 
„Choschen mischpat" ; M. A. „Magen Abraham* ; T. S. : 
„Türe sahah* ; S. K. : n Sifte hohen" ; M. E. : „Meirath 
enajim" ; B. Seh.: „Beth Schrnuel" ; und Ch. Mch. : 
„Chelkath mechokeJc". Von dem Talmud ist der Tractat 
und die Blattseite angeführt, und bedeutet a. die erste, 
und b. die zweite Seite desselben Blattas. 

Der Bau des zweiten Tempels, begonnen im ersten 

Regierungsjahre des Königs Koresch, wurde gewaltsam 

unterbrochen, und blieb gestört bis zum zweiten Jahre 

des Königs Darjawesch. Und doch berichteten die Ael- 

testen Jehudas dem Thatnai, Pascha des Landes : „Wir 
haben dieses Gotteshaus im ersten Regier ungsjahr des 

Königs Koresch zu bauen begonnen, und seit damals 
bis jetzt bauen wir daran, und es ist noch nicht voll- 
endet. * (Esra 5, 16). So könnte anch ich sagen : Seit 
dem Jahre 1856 arbeite ich an diesem Werke und erst 
heute wurde es vollendet. Gelobt sei dafür der Name 
des Ewigen. 

Gross-Kanizsa den 26. Ijar 5629 (den 7. Mai 1869.) 
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Der böse Vorsatz muss erwiesen sein, wenn die Tbat als ein Verbre- 
chen bestraft werden soll , 1 

Ist der Thäter unmündig, berauscht, oder nicht bei Vernunft; oder 
wenn ein Irrthum obwaltet; oder Nachlässigkeit, Unwissenheit oder Zufall 
veranlasst das Uebel; oder es geschieht aus Nothwehr, so ist kein Verbre- 
chen geschehen. Und wie weit das Recht der Nothwehr auszudeh- 
nen sei . • • 2 

Fast jeder Mensch kann sich mit Unwissenheit des Gesetzes 
schützen. Unterlassungen können von einem menschlichen Gerichte nicht 
bestraft werden . 3 

Verbrechen konneu ausgeübt werden an Uebelthätern, Unmündigen, 
> Unsinnigen, Schlafenden, Kranken, Sterbenden, Freien, Sclaren, Kindern. 
Ausnahmen hievon. Selbst die Einwilligung zur Entziehung eines ürrech- 
i tes hebt das Verbrechen nicht auf .«•«•••«*««•» .^... ....... ...a^...**«* 4 

Theilnahme am Mord durch Hilfeleistung, bestehe dieselbe in was 

i 

immer ist eine schwere, strafbare That..... ...••,...••,•......•• & 

t 18 
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Von mehreren Mitwirkern an einer That, kann blos einer als Ver- 
brecher bestraft werden, nämlich der, durch welchen das Verbrechen voll- 
ständig vollzogen wurde 6 

Beistand, Hilfeleistung oder Versuch zu einem Verbrechen kann nicht 

als solches bestraft werden, viel weniger ein Vorhaben oder Gedanke 7 

Das Gericht kann, wenn Zeit und Umstände es erfordern, auch Aus- 
nahmsgesetze machen .. . 8 

Die sieben Strafarten, welche das Gesetz ausspricht 9 

Wie die vier Todesarten vollzuziehen sind 10 

Wie die Strafe der Geisseihiebe zu bemessen und vollzuziehen ist... 11 

Wie die Kerkerstrafe zu vollziehen und zu verschärfen ist 12 

Folgen des Bannes ersten und zweiten Grades 13 

Das Exil, worin es besteht und wie lange dessen Dauer ist 14 

Die Verurtheilung zur Kerker-, Geissei-, oder Exilstrafe ziehet auch 

den Verlust aller Würden nach sich 15 

Ein Verurtheilter, zu welcher Strafe immer, kann giltige Rechts- 
geschäfte machen 16 

Weder eine schärfere, noch gelindere Strafe, als das Gesetz er- 
heischt, darf ausgesprochen werden ; und kann die Strafe blos den Verur- 

theilten treuen .- 17 

Wenn Jemand mehrere Straftaten zugleich begehet, so iet er nur 
mit einer, aber mit der schärferen Strafe zu bestrafen, bei mehreren Thä- 

tern aber umgekehrt ~ 18 

Bin Strafurtheil eines palestinischen Gerichtes muss von jedem Ge- 
richte tollzogen werden, sonst aber nur ein Urtheil eines Gerichtes des- 
selben Landes 19 

Die Strafe eines Verbrechers hebt jeden Anspruch auf Entschädigung 
auf, sondern blos das Vorhandene ist dem Beschädigten zurück zn stellen 20 

Verführung zum Götzendienste ist Hochverrath, und wird, selbst, 
wenn sie ohne Erfolg geblieben, mit dem Steinigungstode bestraft, wenn 

der Verbrecher auch nicht verwarnt wurde »•« ~ 21 

Gätzenanbetung, Molochdienet , Gotteslästerung , Orakelbefragung, 
Zauberei nnd SabbatverletwHtg ist jedes mit dem Steinigungstode zu be- 
strafen *•«••••••«••.••«•«•»«•»•«•••••«•••••••.••••••• ••••»••.••.••»•• »....*•«»••• •« 22 

Wer «ein widerspenstiger Sohn, heisst, der mit Steitfgungsfoizn be- 
strafen- ist 38 
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Falsche, oder eine Profezeihung im Namen eines Abgottes, ist mit 
dem Erwürgungstode zu bestrafen 24 

Wenn sich die Mehrheit einer Stadt zum Götzendienste verleiten 
Hess, so ist diese Mehrheit mit dem Tode des Köpfens zu bestrafen, und 
die ganze Stadt zu zerstören 25 

Wer einen irdischen König beleidigt, ist des Todes schuldig, aber der 
König kann die Strafe erlassen 26 

Das Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe kann sich nur ein 
Lehrer von Schülern durch Renitenz gegen das oberste Gericht schuldig 
machen, und ist mit dem Tode des Erwürgens zu bestrafen 27 

Fortsetzung dieses Gegenstandes; das Gesetz, worüber gestritten 
wird, muss ein wichtiges sein ./. .. 28 

Menschendiebstahl oder Raub ist mit dem Tode des Erwürgens zu 
bestrafen, aber nur unter Bedingungen, die sonderbar genug sind 29 

Ehebruch ist ein Todesverbrechen , und wann es mit dem Tode des 
Erwürgens, oder des Verbrennens, oder der Steinigung zu betrafen sei 30 

Welche Blutschande mit dem Steinigungstode zu bestrafen ist...... 31 

Und welche Blutschande mit dem Tode des Verbrennens zu bestra- 
fen ist 32 

Die Ki du sc hin macht den Verwandschaftsgrad, aber nicht die 
Begattung, selbst wenn sie Concubinat ist. Nach dem Tode der Ehegattin 
hört die Verschwägerung auf ein Gegenstand des Strafgesetzes zu sein...... 33 

Eine Verwundung dem Elterntheile beigebracht, wird mit Erdroß- 
lung, und eine Verfluchung mit Steinigung bestraft. Und worauf sich die 
Pflicht der Ehrfurcht gründet 34 

Der absichtliche, directe Mord eines lebensfähigen Menschen ist mit 
dem Tode des Köpfens zu bestrafen. Die Lebensfähigkeit wird voraus- 
gesetzt • 35 

Ein lebensunfähiger Verbrecher kann nur dann zum Tode verurtheilt 
werden, wenn das Verbrechen in Gegenwart des Gerichtshofes vollzogen 
worden ist 36 

Wie es ist, wenn der Tod nicht sogleich erfolgt, wann die Verletzung 
als Ursache demselben anzunehmen ist 37 

Wegen eines Mordes kann niemals mehr als ein Mensch zum Tode 

verurtheilt werden • , 38 

Was ein unfreiwilliger Mord heisst 39 
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Und wie der unfreiwillige Mord iu bestrafen ist 40 

Jeder Tod schlage r ist noch vor der Gerichtsverhandlung in das Exil 
hinzusenden, damit er vorläufig vor der Blutrache geschützt sei 41 

Die Tödtung eines Fötus ist kein Todes verbrechen. Bei einem bereits 
geborenen Kinde ist kein Unterschied, ob ob die eigene Mutter oder eine 
andere Person tödtet 42 

Wiedersetzlichkeit gegen das Gericht ist mit dem Banne, und nach 
Umständen auch schärfer zu bestrafen 43 

Missbrauch der Amtsgewalt ist mit dem Banne zu bestrafen, Beste- 
chungsannahme aber ist ein Verbrechen, worauf Geisseistrafe ist 44 

Auf die Strafthat der Münzverfälschung oder Münzverringerung ist 
der Bann auszusprechen 45 

Störung des öffentlichen Gottesdienstes ist mit dem Banne zu be- 
strafen 46 

Wie das Verbot beschaffen sein muss, wenn auf die Uebertretung 
Geisseistrafe auszusprechen ist 47 

Was Nothzucht heisst, und wie sie zu bestrafen ist 48 

Die Nothgezüchtigte kann den Nothziichtler zwingen sie zu eheli- 
chen ; und eine solche Ehe kann der Mann niemals durch Scheidebrief auf- 
lösen , 49 

Welche Blutschande mit Geissei zu bestrafen ist ...... 50 

Beinchlaf mit einer Gewohnheitsbulerin ist Verbrechen der Geissel- 
strafe; Kuppelei ist mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen, und die des 
eigenen Paters mit Geissei 51 

Wann auf eine Körperverletzung Geisselttrafe, und wann Geldent- 
schädigueg auszusprechen sei; und auf welche Umstände dabei auf Bücksicht 
genommen werden muss « 5 

Das Duell ist nach seinen Folgen zu bestrafen, u. z. im Falle eines 
Todes, an dem Herausforderer als absichtlicher, an dem Herausgeforderten 
als verschuldeten Mord, und im Falle einer Verwundung, an dem einen 
wie dem andern, als Körperverletzung » 53 

Brandlegung ist, wenn dadurch ein Menschenleben zu Grunde ge- 
gangen, nach den Gesetzen über Mordthat zu bestrafen 54 

Diebstahl ist mit Geld zu bestrafen, kann aber auch eine Freiheits- 
entzihung zur Folge haben 65 

Wann der Dieb auch mit ZüchtigungBschläge zu bestrafen, und 
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wann er vogelfrei ist - • « < ••••••* • 56 

In welchem Falle Veruntreuung als Diebstahl behandelt wird, und 
über Theünahme nach geschehenem Diebßtahl 57 

Das Eingestandniss eines Diebstahls hebt die Strafe auf, auch wenn 
der Schaden noch nicht gut gemacht wurde* Auf Raub ist gar keine 
Strafe ausgesprochen; und was Raub heisst...« 58 

Welcher Betrug gar nicht, und welcher mit Geld, und welcher mit 
Geissei zu bestrafen ist .. 59 

Wie es ist, wenn ein Mann bei Lebzeiten seiner Gattin, od Ar ein 
Weib bei Lebzeiten des Ehemannes eine zweite Ehe geschlossen hat 60 

Beim Verbrechen der Verläumdung benäthigt es keiner Verwarnung ; 
und wer sich eines solchen Verbrechens schuldig macht 61 

Welche Strafe zu erfolgen hat, ob Widerverp altung, ob Züchtigongs- 
schläge. Und die Ursache, warum nur bei einem nachgewiesenen Alibi 
die Widervergeltungsstrafe stattfindet 62 

Eine Anklage von einem Einzelnen vorgebracht ist Verleumdung, 
und mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen 63 

Wenn ein Mann seine Gattin eines Treubruches anklagt, und falsche 
Zeugen aufstellt, so find diese mit dem Tode und der Mann mit Geissei 
zu bestrafen 64 

Ein Verbrechen erlischt durch Nichts als die überstandene Strafe... 65 

Bei den andern Strafthaten, ausser Verbrechen, dient die Unkenntniss 

des Gesetzes nicht zur Entschuldigung 66 

Die Geldstrafe gehört in der Regel demjenigen, gegen welchen das Ver- 
schulden begangen wurde. In manchen Fällen kann das Gericht die Ver- 
wendung bestimmen 67 

Worin die Strafe des Hausarrestes bestehet, und wann sie anzu- 
wenden ist 68 

Bin Abkommen mit dem Beschädigten kann die Strafe weder aufhe- 
ben, noch verringern ; und welche Strafe in eine andere verwandelt werden 
kann • •••• 69 

Individuen, von welchen gesetzlich kein Schadenersatz zu erlangen 
ist, sind für Diebstahl oder muthwillige Schadenzufügung körperlich zu 
züchtigen - 70 

Ueber Widersetzlichkeit gegen einen Gerichtsbeauftragten 71 

Sowohl der Geber als Annehmer einer Bestechung übertritt ein Tho- 
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raverbot ,...,..,..... 72 

Handlungen, wodurch Menschen Schaden nehmen können, sind mit 
Züchtigungsschlägen zu bestrafen . 73 

Wie es ist, wenn Jemand durch unvorsichtiges Reiten oder Fahren 
einen Menschen tödtet oder verletzt 74 

Wie es ist, wenn Jemand ohne zur Ausübung der Heilkunde, oder 
gar ohne ärztliches Wissen zu besitzen, durch eine falsche Behandlung 
einen Menschen tödtet oder verletzt 75 

Für ein schädliches Thier ist der Eigenthümer verantwortlich ; und 
was ein solches heisst 76 

Wie Eltern, die ihr Kind misshandeln oder Hunger leiden lassen, zu 
behandeln sind 77 

Und wie es ist, wenn Eltern ihr Kind tödten oder verletzen, und 
wenn ein Vormund sein Mündel misshandelt , • 78 

Und wie es ist, wenn ein Ehetheil den andern verletzt 79 

Und wie es ist, wenn ein Lehrer seinen Schüler misshandelt, oder 
wenn er ihn unwillkürlich tödtet 80 

. Und wie es endlich ist, wenn Gesindhalter ihre Dienstboten miss- 
handeln 81 

Verfluchen ist eine Ehrenbeleidigung, welche entweder mit Geissei 
oder mit Geld oder mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen ist 82 

Stossen, Schlagen, Beschimpfen oder in eine beschämende Stellung brin- 
gen, ist Ehrenbeleidigung, welche mit Geld zu bestrafen ist 83 

Durch Schimpf worte kann man sich auch gegen einen Verstorbenen 
einer Ehrenbeleidigung schuldig machen, und welche Strafe darauf ist 84 

Wenn die Beschimpfung einen Geburtsmackel ausdrückt, so ist die 
Strafe der Bann oder Züchtigungsschläge 85 

Ist die Beleidigung gQgon eine Person geschehen, gegen welche der 
Beleidiger Pflichten der Ehrfurcht hat; so ist nebst der Strafe des Bannes 
die öffentliche Abbitte zu erzwingen 86 

Die Bestrafung wegen Ehrenbeleidigung kann nur auf Verlangen des 
Beleidigten ausgesprochen werden. Ausnahme hievon 87 

Der Strafbetrag ist zu verdoppeln, wenn die Ehrenbeleidigung in der 
Synagoge geschehen ist 88 

Einem gebesserten Sünder sein früheres Verfahren vorwerfen, ist eine 
Ehrenbeleidigung, die mit dem Banne zu bestrafen ist.. 89 
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Für die Aufrechthaltung der Sittlichkeit ist Vorsorge zutreffen, und' 
darauf zu sehen, dass sich Personen nicht nahe kommen, welche im Ver- 
dachte stehen, dass sie Unzucht mit einander begehen 90 

Ehebruch kann der Mann nicht nachsehen, und nicht einmal die 
- Strafe verringern ; aber ein Zweifel über die Rechtmässigkeit einer spätem 
Geburt entstehet dadurch nicht • 91 

Eine Gewohnheitsschanddirne ist mit Geissei zu bestrafen, und bleibt 
sie unverbesserlich, nach Möglichkeit unschädlich zu machen 92 

Wer nach zweimaliger Geisseistrafe dasselbe Verbrechen, worauf auch 
Ausrottung angedrohet ist, zum dritten Mal begehet, ist einzukerkern und 
durch eine schlechte Verköstigung aus der Welt zu schaffen 93 

Wie ein Professionsspieler zu brandmarken sei, und über Trun- 
kenheit 94 

Wann ein Diebstahl an Eltern begangen mit Geissei zu bestrafen ist 95 

Ueber Thierquälerei, und auf welche sogar Geisseihiebe ist 96 

Handeln mit verbotenen Dingen oder Abnahme von verbotenen Zin- 
sen macht unfähig zur Zetrgenschaft ......; : 97 

Wo Verwarnung nöthig ist, muss auch erwiesen sein, dass sie ge- 
nau verstanden wurde • i)8 

Aber wegen des Zweifels, ob die Verwarnung verstanden wurde, 
kann der Thäter nich ganz unbestraft bleiben, sondern ist entweder kör- 
perlich zu züchtigen oder einzukerkern 99 

Jede Straf that, aus Geldinteresse begangen, macht unfähig zur Zeu- 
genschaft 100 
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Ohne vorhergegangene Verhandlung und Vernrtheilnng kann in der 
Regel keine Strafe stattfinden. Ausnahmen hievon 1 

Die Verfolgung eines zu Bestrafenden muss von Amtswegen gesche- 
hen. Ausnahme ~ * 2 

In welchem einzigen Falle auf eigene Anschauung eine Verurtheilung 
stattfinden kann • 3 

Alle Umstände, sowohl die bestehenden, als die zur Verteidigung 
dienenden, muss das Gericht erheben und berücksichtigen 4 

Zur Sprechung eines Todesurtheiles ist blos ein Richtercollegium 
von 23 Richtern berechtigt, ein anderes Strafurtheil kann ein Dreirichter- 
collegium aussprechen 5 

Ein Strafrichter muss von dem grossen Sanhedrin ernannt werden, 
und wer zum Richteramt befähigt ist 6 

Ein Gericht, welches nicht befugt ist den Verbrecher zu verurthei- 
len, darf auch die Untersuchung nicht vornehmen, sondern hat die Anzeige 
an das competente Gericht zu leiten , 7 
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Welche, Verbrechen nur das grosse Sanhedrin verurtheilen kann ... 8 

In Strafsachen gibt es keine zweite Instanz * 9 

Die Zahl der Richter darf niemals geringer sein, als das Gesetz 
vorschreibt, und die de» grossen Sanhedrin auch nicht grösser 10 

Zu einem Strafurtheile ist eine absolute Majorität noth wendig, und 
zu einem Todesurtheile noch eine Stimme mehr *...... 11 

Die im Bange geringern Mitglieder geben früher ihr Votum ab. Je- 
der Richter kann auch gegen seine vertretene Meinung stimmen 12 

Ein Eichter darf blos nach seiner Ueberzeugung stimmen, und hat 
er keine, so soll er kein Votum abgeben • • ., 13 

Der Nichtvotirende ist zu betrachten, als sässe er gar nicht zu Ge- 
richte, ausgenommen die Zahl der Richter ist eine höhere, als die ge- 
setzliche 14 

Ein einstimmiges Todesurtheil, dem von gar keinen der Richter eine 
Verteidigung voranging, hat keine Wirkung * 15 

Die Stimme dessen, welcher in der Verhandlung den Iteichuldigten 
mit Gründen vertheidigt hat, ist mitzuzählen, auch wenn er bei der Ab- 
stimmung nicht anwesend sein kann 16 

Ein freisprechendes Urtheil ist sogleich, aber ein Todesurtheil erst 
am Tage darauf zn sprechen 17 

Wie es ist, wenn einem Beschuldigten mehrere strafbare Handlun- 
gen zur Last gelegt werden 18 

Jedermann ist verpflichtet eine Strafbare Handlung, die er mit eige- 
nen Augen ausüben gesehen, dem Gerichte Anzuzeigen 19 

Wer in Strafsachen nicht als Richter fungiren darf » 20 

Und musB sich ein solcher selbst jeder Amtshandlung entziehen ; sonst 
kann nicht nur Beschuldigter und Ankläger, sondern auch jeder Anwesende 
Einsprache erheben 21 

Was das Untersuchungsverfahren ist, und welchen Zweck es hat 22 

Wie das Gericht verpflichtet sei eine Anzeige zu berücksichtigen, 
und die Untersuchung mit den Zeugen vorzunehmen.... ..« 23 

Wie die eigentliche Untersuchung nur in Gegenwart des Angeklagten 
geschehen muss ; welchen Zweck sie und wie sie zu beginnen hat, und 
wie darin fort zu fahren ist • 24 

Alle Erhebungen, sogar die Abfragung eines jeden Zeugen, müssen 
öffentlich geschehen, und hat jeder Anwesende das Recht alles vor zu 
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bringen, was ihm zur Sache gehörend scheint 25 

Uebe welche Gegenstände bereits vernommene Personen nachmals 

vernommen werden können 26 

Kunstverständige sind als Zeugen zu betrachten, und in welcher 

Strafangelegenheit die Zuziehung solcher nöthig ist 27 

Die Leiche, selbst eines Gemordeten, darf nicht geöffnet werden ... 28 
Mit Ausnahme des Königs und des Hohenpriesters ist jeder Mensch, 
ohne Unterschied des Banges, verpflichtet vor Gericht zu erscheinen, um 

Zeugenschaft auszusagen 29 

Wer ungiltige Zeugeist, und wie die Aussage eines solchen die ganze 

Zeugenschaft, auch die der giltigen Zeugen, unwirksam macht 30 

Der vorgeladene Zeuge kann durch den Bann gezwungen werden vor Ge- 
richt zu erscheinen, und durch körperliche Züchtigung seine Aussage nicht 

zu verweigern, und wie es ist wenn er anderen Gerichte unterstehet 31 

Wenn Zeugen durch einen Dolmetscher vernommen werden können 32 
Jeder Zeuge ist wohl abgesondert, aber doch öffentlich in Gegewart 

des Beschuldigten anzuhören 33 

Taube, Stumme und Blinde können nicht Zeugen sein 34 

Wie der Zeuge die atgemeinen Fragen beantworten muss, und wie 

die über die Thatsache zu stellen sind 35 

Wenn mehrere Zeugenpaare als Ein, und wenn sie als mehrere Zeu- 
genkörper zu betrachten sind 36 

Wie ein Widerspruch zwischen Zeugen gerechtfertigt werden kann, 
und dassdas Nichtwissen eine, der obligaten Fragen zu beantworten, die Aus- 
sage der andern Zeugen nicht aufhebt 37 

Das Gericht kann auch die Zeugen beschwören, aber nur vor der Aussage 38* 

Nur eine Zeugenschaft kann eine Verurtheilruig veranlassen, aber 
nicht Verdachtsgründe 39 

Wenn der Angeklagte vorzuladen, vorzuführen, oder in Untersu- 
chungshaft zu ziehen sei 40 

Wenn von mehreren Beschuldigten der eigentliche Todesverbrecher 
nicht zu ermiteln ist, so sind vorläufig alle in Haft zu nehmen 41 

Der Beshuldigte; wenn er sich nicht wiedersetzt, ist mit Schonung 
seiner Person und Ehre in Haft zu bringen 42 

Eine Verhandlung darf nicht verschoben und nicht verzögert, und 
muss mit Schonung gegen den Beschuldigten geführt werden 43 
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Was der Beschuldigte zu seiner Entlastung angibt muss, selbst nach 
dem Urteilsspruch berücksichtigt, und darüber verhandelt werden 44 

Welche Umstände vor dem Vollzug eines Todesurtheiles bekannt zu 
geben sind, und welche Aufforderuug zu stellen ist * 45 

Wenn das Verfahren aufzulassen, und der Beschuldigte frei ist, und 
Unterschied zwishen Mord und einem andern Verbrechen 46 

Das die geschehene That ein Verbrechen sei, genügt sogar eine Selbst- 
angabe, wenn daraus eine Voraussetzung entstand 47 

Ein gerichtliches Erkenntniss kann niemals zum Nachtheile des Be- 
schuldigten abgeändert werden 48 

Ein einstimmiges Todesurthei , wenn von keiner Saite eine Verthei- 
dignng vorausging, darf nicht vollzogen werden, und ist Jedermann zur 
Verteidigung zuzulassen ...... 49 

Kann der Beschuldigte nicht anwesend sein, so muss die Verhand- 
lung verschoben werden 50 

Richter, Zeugen und Gerichtsschreiber müssen während der ganzen 
Verhandlung anwesend sein , 5t 

Jedermann hat das Recht für den Beschuldigten zu plaidiren, und 
an die Zeugen Fragen zu richten 52 

Wie über das Verbrechen der Gotteslästerung die Gerichtsverhand- 
lung statt zu finden habe , 53 

Was die Pflicht des Vorsitzenden ist, und welche ßefugniss ihm 
das Gesetz einräumt ...» « 54 

Wie es ist, wenn die Zeugen beim letzten Schluss verfahren nicht 
anwesend sein können 55 

Ein Eingeständniss des Beschuldigten erspart den Zeugen nicht 
die Beantwortung der Haupt- und Nebenfragen, und schützt sie nicht gegen 
eine Anklage auf falsche Zeugenschaft 56 

Der Angeklagte darf während des ganzen Zeugen verhors nicht aus 
dem Gerichtssale gelassen werden 57 

Wie es ist, wenn Zeugen von andern Zeugen, und diese wieder von 
dritten Zeugen der falschen Zeugenschaft gezeihet werden * 58 

Die Verhandlung darf in der Regel nicht unterbrochen, aber an einem 
Rüsttag darf eine Schlussverhandlung über ein Todes verbrechen nicht statt 
finden. Beweis, dass Jezue von Nazareth nicht nach jüdischen Strafgesetzen 
gerichtet wurde • 59 
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Wie es ist, wenn es sich während der Verhandlung heraus stellt, 
dass die That strafbarer sei, als die Anglake lautet • 60 

Oder dass eine neue Anklage auf ein schwereres Verbrechen gegen 
den Angeklagten vorgebracht wird 61 

Votum und Begründung eines jeden Richters mups von den Gerichts- 
schreibern protokolirt werden, und hat alles öffentlich zu geschehen 62 

Nur auf Grund eines rechtlichen Beweises kann ein Strafurtheil er- 
folgen, aber zu Gunsten des Beschuldigten ist der subjectiven Ueberzeugung - 
Raum zu geben 63 

Beim Verbrechendes Mordes muss auch auf einen unvollständigen 

beweis ein Strafurtheil erfolgen 64 

Welche Bedingungen bei der Zeugenaussage sein müssen, um den Be- 
weis als vollständig zu halten 65 

Derjenige, an welchem die Strafthat verübt wurde, ist giltiger Zeuge 66 
Wann die Aussage von Mitschuldigen Beweiskraft hat und wann nicht 67 
Wie, und mit welchem Beisatze ein Todesurtheil zu verkünden ist... 68 
Und in welchen Fällen, auch ein freisprechendes Urtheil öffentlich 

zu verkünden ist 69 

In welchem Falle über das freisprechende Erkenntniss dem Angeklag- 
ten vom Amtswegen ein Zeugniss hirüber einzuhändigen sei 70 

Welche Pflichten jeder Richter zu beobachten hat, an dem Tage, wo 

ein Todesurtheil gesprochen wird 71 

Jedes Urtheil muss gesetzlich sogleich vollzogen werden 72 

Die Hinrichtung muss in der Regel von den Zeugen vollzogen werden. 

Ursache 73 

Wenn die Zeugen die Hinrichtung nicht vollziehen können, so ist 
der Verurtheilte zu entlassen. Und wie es ist, wenn sie nicht wollen 74 

Der Gerichtshof muss bis nach der Hinrichtung beisammen bleiben, 
und welche Vorsichtsmaßregeln zu treffen Bind 75 

Zu was der Verurtheilte zu ermahnen, und wie er zu begraben sei 76 

Wegen eines Hingerichteten ist keine Traner zu halten, aber die 
Richter dürfen am Tage der Hinrichtung weder essen noch trinken 77 

Kein Beschuldigter kann zur Vergütung von Gerichtskosten verhal- 
ten werden, wohl aber muss er sich selbst verköstigen • 78 

Wann nach Freisprechung des Angeklagten das gerichtliche Straf- 
verfahren wieder beginnen kann, und wann nicht —..» 79 

Wann gegen einen Verurteilten die Wiederaufnahme des strafrecht- 
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liehen Vervahrens statt finde» soll 80 

Für den Verurtheilten kann die Wideraufnahme nur dann statt finden, 
wenn das Strafurtheil noch nicht in seiner ganzen Ausdehnung vollzogen ist 81 

Was zu geschehen hat, wenn ein Ermordeter aufgefunden, und der 
Mörder nicht bekannt ist : 82 

Zu welcher Zeit Ausnahmsgesetze erlassen werden können, und sollen 83 

Eine That, worauf eine geringe Strafe gesetzt ist, erheisscht weniger 
Fromlichkeiten, und auch nicht die Feststellung des bösen Vorsatzes 84 

Ueber die Pflichten der Organe des Gerichtshofes, und über die ein- 
zuhaltenden Amtsstunden desselben 85 

Ueber Beschleinigung eines Amtsgeschäftes ; welche Angelegenheit 
früher in Verhandlung zu nehmen ist, und welche Gesetzeskraft eine Beleh- 
rung des obersten Gerichtes hat 86 

Ueber die Pflicht der Verschwiegenheit; der Milde und Schonung, 
aber auch zugleich der Unbarmherzigkeit gegen den Beschuldigten 87 

Ueber Mitglieder des grossen Sanhedrin, und wie Jedem Verachtung 
gebührt, der sich eine Stelle für Geld erkauft 88 

Wann das Strafgesetz in Ausübung ist, und wann es gänzlich auf- 
gehört hat 89 
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Erster Abschnitt. 

§• i. 

Zu einem Verbrechen wird btfser Vorsatz erfordert, welcher 
vollständig erwiesen sein mu*s, wenn die gesetzliche Strafe 
erfolgen soll. 

Erläuterung. Verbrechen drücken diejenigen Thaten aus, worauf das 
Gesetz To:*e> oder Geisseistrafe ausspricht, alle andern werden mit „Stiafthat" 
bezeichnet. 

Kein Urtheil auf Todes- oder Geisseistrafe kann ohne Verwarnung er- 
folgen (H. Sanhedrin 12, 2). Es muss» nämlich sicher gestellt werden, dass der 
Thäter die Absicht hatte das Uebel zu begehen, und dass ihm auch bekannt 
war, welche Strafe er zu gewärtigen habe. Ein Nichtwissen des Gesetzes dient 
als Entschuldigung. 

Tödtet Jemand zufällig einen Menschen, so hat er keine Absicht gehabt 
ein Uebel zu begehen. Hat er mit Bewusstsein gemordet, aber in der Person 
sicn geirrt, er hält ihn nähmlich für ein Individuum, welches zu tödten kein Ver- 
brechen sei, z. B. für denjenigen, auf welchen ihm das Recht der Blutrache gebührt ; 
oder für einen zum Tode Verurtheilten, der sich geflüchtet hatte, den zu tödten 
kein Verbrechen ist (H. Mamrim 7, 9); so hatte er die Absicht ein Uebel zu 
begehen, aber nicht gewusst, dass es ein Verbrechen sei. Endlich muss ihm auch 
die Strafe bekannt gewesen sein. 

Eine Meinung ist: „Bei dem Gelehrten benöthigt es keiner Verwarnung" 
(Sanhedrin 8, b. und Makoth 6, b) , aber sie wird bestritten, denn wenn 
auch einem Gelehrten das Gesetz bekannt ist, so kann er sich doch in der That 
irren, meine er begehe kein Verbrechen (Das.). Hieraus wäre zu schliessen, 
dass wenn sicher gestellt ist, dass hinsichtlich der That kein Irrthum obge- 
waltet, der Beweis des bösen Vorsatzes gegen einen Gelehrten hergestellt sei. 
Auch kann die Verwarnung geschehen von wem immer, selbst von dem Thäter 
selber (H. Sanhedrin 12, 2). 

Dieser Gesetzesausspruch ist für alle Verbrechen gleich, blos vier sind aus- 
genommen : die falsche Zeugenschaft ; die Verführung zum Götzendienste, der 
ungerathene Sohn und der wiederspenstige Gelehrte ; bei allen diesen wird böser 
Vorsatz vorausgesezt. Die Ursache wird am gehörigen Orte angegeben werden. 
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4 Strafgesetz I. Abschnit §§. 1, 2. 

Der böse Vorsatz muss ein dolus directum, d. b. auf dieselbe That und 
auf dieselbe Person, an welcher sie ausgeübt wird, gerichtet sein. Hat Jemand 
die Absiebt zu tödten den A. , und tödtet den B. , oder den Vorsatz mit der 
Hacke auf die Schulter zu schlagen und trifft den Schädel, so kann kein Todes- 
urtheil erfolgen (H. ßozeach 4, 1, 2). Ist aber der Schlag derart, dass der Tod 
erfolgt wäre, wenn er auch die Schulter getroffen hätte , so ist der Todtschlag 
mit bösem Vorsatze begangen (Das), n. dgl. 

Wo der böse Vorsatz nicht vollständig erwiesen , selbst wenn er zu ver- 
muthen ist, kann kein Todesurtheil erfolgen ; jedoch wenn es sich um eine Mord- 
that handelt, da solche die Gesellschaft höchst gefährdet, so darf sie nicht 
ungeahndet bleiben (Das. 4, 8. 9) und wird das Nähere an gehöriger Stelle 
gelehrt werden. 

Das mosaisch-rabb. Gesetz spricht auf Thaten Todesstrafe aus, die von 
den gegenwärtigen Gesetzbüchern nicht einmal als Uebertretung bestraft werden ; 
dagegen ist nach diesem Gesetze der Beweis so schwer herzustellen, dass ein 
Todesurtheil fast zu den Unmöglichkeiten gehört. Wenn die That nicht ganz 
unmittelbar nach der Verwarnung geschiehet, so wird angenommen, dieselbe sei 
aus dem Gedächtniss geschwunden. Hat der Verwarnte nicht erklärt , er habe die 
Verwarnung verstanden, aber dennoch begehe er die That, so wird angenommen, 
er habe die Verwarnung nicht recht aufgefasst (H. Sanhedrin 12, 2). Daher, 
trotz der sechs und dreissig Todesverbrechen, heisst es dennoch : B Ein Gericht, 
welches in sieben Jahren einmal eine Hinrichtung vollziehen lässt, ist ein mör- 
derisches Gericht zu nennen" (Makoth 7, a). 

§. 2. 

Daher kann eine That nicht als Verbreohen zugerechnet 
werden, wenn der Thäter unmündig, berauscht, oder sonst nicht 
bei Vernunft ist* Ferner wenn ein Irrthum mit unterlief, oder 
das Uebel aus Nachlässigkeit, Unwissenheit oder gar aus Zufall 
geschiehet. Endlich wenn die That durch Zwang, oder in Aus- 
übung der Nothwehr erfolgt. 

Erläuterung. Ohne richtiges Denken ist kein richtiges Beschliessen 
und so keine Auffassung die Verwarnung richtig zu würdigen, ohne welche 
kein Strafurtheil für Verbrechen erfolgen kann, es heisst daher: „Taubstumme, 
Unmündige, (d. i. vor Zurücklegung des 13. Lebensjahres) und Wahnsinnige 
sind nicht zurechnungsfähig. Selbst ein nicht ausgeprägter, in die Augen fal- 
lender Wahnsinn, sondern eine gewisse Geistesverwirrung hebt die Zurechnungs- 
fähigkeit auf. So heisst es : „WeT ist wahnsinnig zu nennen ? Wer einsam, in 
sich gekehrt in den Nächten herum gehet ; wer seine Kleider zerreisst , oder 
wer auf Grabstätten übernachtet; oder Dinge, die man ihm gibt zu Grunde 
richtet** (Siehe mein Civilrecht §. 851). 
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Menschen zu Zeiten vernünftig, und zu Zeiten wahnsinnig (abwechselnde 
Sinnesverückung) sind im gesunden Zustande zurechnungsfähig (Das.) Es ver- 
stehet sich aber von selbst, dass erwiesen sein muss, dass die That zur Zeit 
des Vernünftigseins begangen worden ist (Siehe Das.). 

Ein gewöhnlicher Rausch hebt die Zurechnungsfähigkeit nicht auf, son- 
dern nur ein Rausch „wie Lot einen hatte*; d. i. dass der Berauschte gar 
nicht weiss was er thuet (Das ) Auch Taubstumme sind nicht zurech- 
nungsfähig (Das.). 

Das östr. Strafgesetz (§. 2) sagt: „In einer ohne Absicht auf das 
Verbrechen zugezogenen, vollen Berauschung" ; woraus nervorgehet, dass wenn 
Jemand den Vorsatz zu einem Verbrechen fasst , und sich berauscht um sich 
dazu Muth zu machen, und nachdem er vollständig berauscht ist, das beab- 
sichtigte Verbrechen ausübt ; so wird ihm die That als Verbrechen angerechnet, 
weil die Berauschung mit der Absicht geschehen ist das Verbrechen zu begehen. 
Aber nach rabb. Gesetze, müsste die That ganz unmittelbar nach der Ver- 
warnung geschehen (§. 1), ist nun eine Berauschung eingetreten, wenn auch eine 
absichtliche, so kann die That nicht als volles Verbrechen angerechnet werden. 

Ein Irrthum sowohl in der That, als aus Unkenntniss des Gesetzes, lässt 
neben sich bösen Vorsatz nicht gelten (§§. 1. 3). Nachlässigkeit des Thäters, 
nder Unwissenheit desselben, wird weiter behandelt werden ; sondern hier ist die 
Rede von Nachlässigkeit oder Unwissenheit Yon Seiten dessen, an welchem die 
Strafthat vollzogen wurde; z. B. Jemand hat die Absicht den andern zu ermor- 
den, verwundet ihn aber blos, dieser vernachlässigt die Wunde, oder wendet aus 
Unwissenheit ein verkehrtes Mittel an, wodurch der Tod erfolgt; so kann es 
dem Thäter nicht als Mord angerechnet werden; denn war auch böser Vorsatz 
zu morden, so hat doch nicht die That des Thäters, sondern die Nachlässigkeit 
oder Unwissenheit des Verwundeten den Tod verursacht (H. Rozeach 4, 7). Eben so 
wenn von Seiten des Thäters böser Vorsatz zu morden war, er wollte nämlich 
den Andern mit einer Hacke den Schädel zerschmettern, aber der Schlag geleitete 
aus, und verwundete blos, nun aber stürzt aus Zufall ein Stein auf die 
Wunde, wodurch der Tod erfolgt ; obwohl erkannt wird, dass der Stein den Tod 
nicht hätte verursachen können , wenn er nicht auf die wunde Stelle gefallen 
wäre, so kann es dem Thäter doch nicht als Mord angerechnet werden (Das.) 
u. dgl. 

Wo Zwang ist, kann böser Vorsatz nicht sein, da eben die That nicht 
freiwillig, sondern gezwungen ausgeübt wird. Es gibt Verbrechen, die man nicht 
begehen darf, wenn man auch darob das Leben opfern müsste; hat es aber 
doch Jemand gethan aus Furcht vor dem augedroheten Tode, so hat er wohl 
gesündigt, aber die gesetzliche Strafe kann über ihn nicht verhängt werden 
(H. Jessode Hadoth 5, 4 und H. Sanhedrin 20, 2). 

Nothwehr gründet sich auf das zuvorkommende Zwangsrecht, welches 
jeder Mensch besitzt. Unsere Weisen sagen: „Kommt Jemand dich umzubringen, 
8 o fördere dich und bringe ihn um*. Ist nun der Angriff auf das Leben, so darf 
man gewiss die Nothwehr auch auf die Tödtung des Angreifers ausdehnen; 
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Aber selbst wenn der Angriff nur auf Vermögen gerichtet ist, so kann doch die 
Tödtung des Angreifers nicht als Verbrechen zugerechnet werden. „Wenn beim 
Einbruch der Dieb getroffen, und erschlagen wird, so ist seinetwegen keine Blut- 
schuld" <2. B. M. 22, 1); denn, bemerkt der Talmud, es könnte der Dieb den 
Eigen thümer, der sich nicht bestehlen lassen wollte, erschlagen, daher ist es 
kein Verbrechen, wenn er ihm zuvorkommt, und ihn tödtet (Sanhedrin 72, a) 
Es heisst wohl : „Wenn es so klar wie das Sonnenlicht ist, dass der Dieb unter 
keiner Bedingung den Eigenthümer umbringen werde, wenn er sich ihm auch 
wiedersetzen möchte, so darf die Nothwehr bis zur Tödtung des Dieben nicht 
ausgedehnt werden, und geschiehet es, so ist Blutschuld" (H. Geneba 9, 7—11); 
aber für eine solche Gewissheit hat der Talmud kein anderes Beispiel, als wenn 
der Vater den Sohn bestehlen will (Das. Das.). Ist aber der Sohn der Dieb, 
und der angegriffene Vater tödtet ihn aus Nothwehr, so ist keine Blutschuld ; 
denn da ist es mehr nicht so gewiss, dass der Sohn den sich zur Wehr setzen- 
den Vater nicht tödten würde (Das. Das. Siehe auch meine Tugendlehre §. 29, 
und Rechtslehre §. 19). Kann der Angegriffene sich leicht Hilfe verschaffen, 
so ist mehr keine gerechte Nothwehr. „Wenn schon die Sonne aufgeschienen 
ist, so wird Blutschuld angerechnet* (2. B. M. 22, 2) ; d. h. bei Tage kannst 
du ja leicht um Hilfe rufen, daher hast du kein Recht den Dieben zu tödten. 

Aber nicht nur die Selbst vertheidigung ist gerechte Nothwehr, sondern 
auch die Verteidigung Anderer ist gerechte Abwehr. -Will Jemand einen 
Menschen erschlagen oder einem Weibe Gewalt anthun, so ist es nicht nur 
erlaubt, sondern geboten, den Verfolger abzuwehren, selbst wenn man ihn 
tödten müsste (H. Rozench 1 , 11). Aber dem Angreifer bleibt, trotz dem die 
Abwehr rechtlich ist, das Recht der Nothwehr gegen den Abwehrer. „Hätte 
Simri sich gegen Pinchas vertheidigt und ihn getödtet, so hätte ihn nichts 
geschehen können, denn es wäre Nothwehr gewesen" (Sanhedrin 82, a. Siehe 
H. Issuri biah 12, 5). Iat der Angriff blos auf das Vermögen eines anderen 
Menschen, so hat Niemand das Recht die Abwehr auf Tödtung oder Ver- 
stümmlung des Angreifers auszudehnen. Auch ist man bei Abwehr bei kälterem 
Blute, als bei Nothwehr, daher heisst es : „Wenn der Abwehrer hätte die Ver- 
folgten retten können durch Verstümmlung des Verfolgers, und hat ihn getödtet, 
so ist er ein Blutvergiesser und des Todes schuldig ; aber das Gericht kann 
ihn nicht hinrichten lassen (H. Rozeach. 1, 13) denn es fehlt ja der böse 

Vorsatz. 

Einen Abgeordneten des Gerichtes, der in seiner Amtshandlung Jemanden 

tödtet oder vejwundet, erklärt Maimonides als nicht strafbar, während Rabed 

entgegengesetzter Meinung ist. (Das. 5, 6.) 

§•3. 

Mit Unwissenheit des Gesetzes über Verbrechen kann sich 
in der Regel, Jedermann entschuldigen. Eine Unterlassung, wenn 
auch mit bösem Vorsatze geschehen, kann nicht als Verbrechen 
bestraft werden. 
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Erläuterung. Jeder, der nicht als Gesetzkenner bekannt ist, kann 
mit Unwissenheit des Gesetzes* sich entschuldigen (§. 1.) Das rabb. Gesetz 
musste so entgegen gesetzt den gegenwärtigen Gesetzbüchern statuiren. Was 
diese als Verbrechen erklären, muss Jeder als Unrecht erkennen, ausser dem 
ganz Unvernünftigen , oder dem Gebildeten , der da sagt : „Eigenthum ist 
Diebstahl''; les extremes se touchent. Aber das rabb. Gesetz erklärt manche 
Handlungen als Verbrechen, die dem Gesetzesunkundigen als ganz bedeutungslos 
erscheinen. Sollte z. B. jeder Mensch wissen müssen, dass das Abreissen eines 
Blattes am Sabbath ein Todesverbrechen sei? Daher muss das Strafgesetz 
im Prinzipe anerkennen, dass das Nichtwissen des Gesetzes ein Entschul- 
digungsgrund sei. Jedoch bei Mordthaten, da solche die Gesellschaft gefährden, 
schützt Unwissenheit des Gesetzes, dass kein Todesurtheil gesprochen werden 
kann, aber straflos dürfen sie nicht bleiben (H. Rozeach. 2, 4. 5), wie weiter 
behandelt werden wird. 

Eine Unterlassung, möge sie auch Menschenleben kosten, kann von einem 
menschlichen Gerichte nicht bestraft werden. So heisst es: „Wer einen Neben- 
menschen retten könnte, und thuet es nicht, übertritt das Verbot : „Stehe nicht 
bei dem Blute deines Nächsten". So auch wer da siebet einen Nebenmenschen 
ins Wasser stürzen ; oder von Räubern oder wilde Thiere angefallen, und könnte 
ihn retten, oder Leute bezahlen, um ihn zu retten, und unterlässt es; oder wer 
da weiss von einer Gefahr, die einem Menschen drohet, und entdeckt sie ihm 
nicht, u. dgl. übertritt das Verbot: „Stehe nicht bei dem Blute deines Nächsten". 
Ferner: „Wer da siehet seinen Nebenmenschen verfolgen, um ihn zu tödten, 
oder einer Ehegattin um ihr Gewalt anzuthun, und könnte retten durch Tödtung 
oder Verstümmlung des Verfolgers (nach §. 2), und thuet es nicht, der über- 
tritt zwei Verbote: Du sollst (einen Verbrecher) nicht schonen; und: Du sollst 
nicht stehen bei dem Blute deinen Nächsten. Das sind gar schwere Sünden, 
aber eine gerichtliche Strafe kann nicht erfolgen, weil es Unterlassungen 
sind« (H. Rozeach 1, 14—16). 

§4. 

Das Verbrechen bestehet aus der Bosheit des Thäters, aber, 
in der Regel, nicht in der Beschaffenheit desjenigen, an dem es 
verübt wird. Verbrechen werden also auch an Uebelthätern, 
Unsinnigen, Kindern, Sterbenden, und wenn es ein Urrecht 
betrifft, auch an solchen Personen begangen, die ihren Sehaden 
selber verlangen, oder zu demselben einwilligen. 

Erläuterung. Will Jemand einen Menschen umbringen, so darf, j* 
soll Jeder den Angegriffenen retten, auch durch Tödtung des Angreifers (§. 2); 
ist aber bereits das Verbrechen vollzogen, so darf Niemand den Verbrecher 
berühren, bis das Gericht ihn verurtheilt (H. Rozeach 1, 5. 12). Ausgenommen 
der Mörder wird zum Tode verurtheilt und flüchtet sich, die Tödtung eines 
solchen ist kein Verbrechen (Siehe IL Sanhedrin 13, 7 und 14. 8). 
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„Wer da umbringt einen Erwachsenen oder ein Kind, männlichen oder 
weiblichen Geschlechts, einen Freien oder Sklaven, einen Gesunden oder Kranken, 
selbst wenn schon dieser in den letzten Zügen liegt, ist ein Mörder und des 
Todes schuldig" (H. Rozeach 2, 6—10). Ausgenommen ist ein Individuum, dessen 
Lebensunfähigkeit, entstanden aus Verletzung eines innern Kör- 
per t heiles, und ein nicht vollständig ausgetragenes, noch nicht dreissig 
Tage altes Kind, deren Tödtung nicht mit dem Tode bestraft werden kann 
(Das.). Dass an Schlafenden Verbrechen begangen werden können, verstehet sich 
von selbst. 

Unrechte sind solche, die der Mensch nicht veräussern oder aufgeben 
kann (siehe meine Rechtslehre §. 6). „Sagt Jemand: Blende mir mein Auge, 
lähme mir meine Hand u. dgl. du sollst darob schuldlos bleiben, so ist der, 
welcher solches thuet dennoch schuldig" (H. Chobel umasik 5, 11), um wie 
viel mehr, dass Mord ein Todesverbrechen ist, wenn auch der Gemordete umge- 
bracht werden wollte , sonach wäre eine Tödtung in einem Duelle als Mord 
zu behandeln, und wird das Nähere weiter erläutert werden. 

Geschiehet aber der Eingriff in ein Recht, welches veräusserlich ist, so 
hört es auf Strafthat zu sein, wenn der Angegriffene seine Einwilligung dazu 
gegeben hat. (Das.) 

§• 5. 

Jeder, der durch Befehl, Anrathen, Unterricht einen Mord 
veranlasst, oder zu seiner Ausübung durch absichtliche Her- 
beischaffung der Mittel, Hintanhaltung der Hindernisse, oder 
sonst durch Hilfeleistung zu der sichern Vollstreckung beige- 
tragen, macht sich einer strafbaren T hat schuldig. 

Erläuterung. Wer einen Mörder mietet , um einen Menschen zu 
erschlagen, oder seinem Diener einen solchen Auftrag gibt, oder er bindet 
einen Menschen, und giebt ihm dem Mörder preis, oder er räumt das Hinderniss 
weg, welches den Mord hätte verhindern können, er verschliesst z. B. die Thüre 
des Hauses, in welchem der Gemordete hätte Zuflucht gefunden u. dgl., oder 
er schlägt den zu Mordenden, um ihn unfähig zur Selbstverteidigung zu 
machen, der kann wohl nicht zum Tode verurtheilt werden, weil er den Mord 
nicht selber ausgeübt hat, aber unschädlich niuss ein solcher durch Einker- 
kerung gemacht werden (H. Rozeach 2, 2—5. und 3, 11. und 4, 6). Bei allen 
andern Verbrechen kann entweder nur die gesetzliche, Todes- oder Geissel- 
strafe, oder gar keine erfolgen, wie weiter wird gezeigt werden. Die Billigung 
eines bereits begangenen Verbrechens ist, nach rabb. Gesetze, keine Strafthat. 

§• 6. 

Von mehreren Mitwirkern zu einem Verbrechen ist nur 
Derjenige, der es vollzogen hat, als Verbrecher zu bestrafen, 
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die andern aber sind bloss als Theilnehmer zu behandeln, und 
falls der eigentliche Vollzieher nicht zu ermitteln ist, sind alle 
als Theilnehmer zu behandeln. 

Erläuterung. Nicht nur wenn das Wirken verschieden igt, z. B. 
einer hält den zu Mordenden, reisst ihm den schützenden Schild weg, und der. 
andere drückt den Pfeil auf ihn los u. dgl. da ist gewiss hlos Letzterer der. 
Mörder; sondern auch wenn das Wirken gleich ist, z. B. Mehrere schlagen 
einen Menschen so lange, bis er leblos ist, oder sie stürzen ihn ins Wasser, oder 
steinigen ihn zu Tod; so ist auch nur jener der Mörder, durch dessen That das 
Leben des Gemordeten geschwunden ist. Geschehen nun die Schläge oder 
Steinwürfe nach und nach, so ist der Letzte, bei dessen Schlage oder Stein- 
wurf der Gemordete verschied, der Mörder; geschehen sie aber zusammen, so ist 
eben nicht zu ermitteln, durch wessen Schlag oder Wurf der Tod erfolgte, so 
können nur alle als Theilnehmer (nach §. 5) bestraft werden (H. Bozeach 2, 11 
und 3, 6, 7). Es ist daher nicht möglich, dass mehrere Personen wegen eines 
und desselben Verbrechens als Verbrecher verurtheilt werden könnten, aus- 
genommen ist das Verbrechen der Blutschande, wo der männliche und weibliche 
Theil zugleich verurtheilt werden. 

§• 7. 

Hilfe- und Beistandleistung nach begangenem Verbrechen, 
so wie ein Versuch zu einem Verbrechen, selbst wenn auch eine 
zur Ausführung dienende Handlung unternommen wurde , ist 
nicht als Verbrechen zu behandeln, viel weniger Gedanken und 
inneres Vorhaben. 

Erläuterung. Wohl erkennt die mosaisch-rabb. Rechtslehre auch 
die Theilnahme nach geschehener Strafthat als Frevel an, als das Kaufen von 
einem Diebe, die Beitragung zur Verhehlung einer bösen That u. dgl. und heisst 
es auch im Talmud: »Nicht die Maus ist der Dieb, sondern das Mauseloch", 
ähnlich dem Sprichworte : „Der Hehler Ist ärger , als der Stehler" , ja sogar 
die Unterlassung der Anzeige einer geschehener Strafthat ist Sunde, und wird 
darauf in Anwendung gebracht der Vers: »Wenn er nicht aussagt, so hat er 
seine Sünde zu tragen" , aber eine gesetzliche Strafe kann darauf nicht 
erfolgen. 

Sei es, dass der Bösgesinnte die Ausübung von selbst unterliess, oder 
durch Zufall, oder Dazwischenjranft .eines Hindernisses an der Ausübung ver- 
hindert wurde, niemals kann ein Vorhaben als Verbrechen bestraft werden, 
wenn es nicht zur That geworden ist (H. Sanhedrin 12, 2). 

Wer dem Ausspruche des hohen Gerichtes entgegen handelt, ist des Todes 
schuldig, aber die entgegengesetzte Meinung auszusprechen, ja sogar Schülern 
zu lehren, ist nicht verboten (Sanhedrin 88, a uöd H. Mamrim 8, 6), um wie 
viel weniger kann Jemand für einen Gedanken oder ein Vorhaben zur Verant- 
wortung gezogen werden. 

2 
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§. 8. 

Wann Zeit und Umstände es erfordern, wird dem Gerichte 
die Gewalt eingeräumt, Thaten zu bestrafen, auf welche das Ge- 
setz keine Strafe ausspricht, oder strengere, auch andere Arten 
von Strafen zu verhängen, als das Gesetz verordnet. 

Erläuterung. Ein Strafurtheil auszusprechen ist sehr erschwert 
(§. 1), so dass ein Rabbi sprach: „Durch unser Gerichtsverfahren häufen sich 
Mörder" (Makoth 7, a); wer sollte Strafe furchten, wenn das Gesetz so dificil 
ist in der Herstellung des Beweises für That und bösen Vorsatz (Raschi Das.). 
Bei vier Todesverbrechen, nämlich dem "Widerspenstigen gegen das hohe 
Gericht, dem falschen Zeugen, dem Verführer zum Götzendienste und dem 
ungerathenen Sohne heisst es in der heil. Sehr. : „Der Thäter soll hingerichtet 
werden, und das Volk es hören und sich fürchten", und muss auch die Hin- 
richtung eines jeden dieser vier Verbrecher durch einen Herold im ganzen 
Lande verkündet werden (H. Mamrim 3, 8), und bei diesen benöthigt es keiner 
Verwarnung (§. 1). Wäre eine Verwarnung nöthig, so würde die Hinrichtung 
wenig Furcht erregen und gar nicht abschrecken ; denn Tausende Verbrecher 
( müsste das Gericht unbestraft lassen, bis einer in vielen Jahren hingerichtet 
werden könnte. Um also den Strafthaten Schranken zu setzen, räumt das Gesetz 
jedem Gerichte die Macht ein, wenn es erforderlich ist Ausnahmsgesetze zu 
machen, Strafen auch ohne Verwarnung vollziehen zu lassen, die Strafen zu 
verschärfen , geissein , sogar hinrichten zu lassen , wegen Thaten , worauf ge- 
setzlich weder Geissei, noch ^Todesstrafe gebührt, oder einzukerkern, sogar neue 
Strafen zu verhängen, als Confiscation des Vermögens u. dgl.; auch mit dem 
Beweise es nicht so genau zu nehmen (H. Sanhedrin 24, 4— 9), und wird Näheres 
noch weiter behandelt werden. 
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Zweiter Abschnitt. 

Strafen auf Verbrechen sind Tod oder G^isselhiebe, auf 
andere Strafthaten: Einkerkerung, Bann, das Exil, Geldstrafe 
und Züchtigungsschläge. 

Erläuterung. Diese sieben Strafarten sind im Gesetze ausge- 
sprochen, und wie die eine oder die andere zu vollziehen ist, und auf welche 
That sie zu erfolgen hat, wird an dem gehörigen Orte erörtert werden. 
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§. 10. 

Die Todesstrafe wird mit dem Strange, dem Schwerte oder 
durch Steinigen vollzogen. 

Erläuterung. Es sind vier Todesarten vorgeschrieben : Steinigen, 
Verbrennen, Erschlagen und Erwürgen. Erschlagen ist Köpfen mit dem Schwerte. 
Erwürgen geschiehet mit dem Strange. Steinigen wird vollzogen: der Verur- 
theilte wird gebunden von einer Hohe herabgeschleudert, bleibt er todt, so ist 
es genug, wo nicht, so wird ihm ein schwerer Stein auf das Herz geworfen; 
ist er noch nicht todt, so bewerfen ihn die Zuschauer . mit Steinen bis er 
verendet (H. Sanhedrin 15, 1—5). Verbrennen sollte nach dem einfachen 
Wortsinne auf einem Scheiterhaufen geschehen, und die Z e du kirn, die an 
Tradition nicht glaubten, haben diese Todesart durch wirkliches Verbrennen 
beim lebendigen Leibe vollzogen (Sanhedrin 52, a und b). Auch ein Rabbi 
(Das.) erzählt, er habe einer solchen Hinrichtung beigewohnt, und es wurde die 
verurtheilte Person lebendig den Flammen übergeben. Doch die andern Gelehrten 
sagten , dass muss ein unwissender Gerichtshof gewesen sein , denn es stehet 
geschrieben: „Liebe deinen Nebenmenschen wie dich selbst*, daher musst du 
auch für den Verbrecher, der nicht aufgehört hat dein Nebenmensch zu sein, 
die möglich leichteste Todesart wählen (Das.). Sondern der zum Verbrennen 
Verurtheilte wird mit dem Strange erwürgt, und der Leiche geschmolzenes Blei 
in den Mund gegossen (Das.). Dass jedem Verurtheilten vor der Hinrichtung 
ein betäubender Trank zu verabreichen sei , damit er keinen Schmerz fühle, 
wird weiter behandelt werden (Siehe H. Sanhedrin 13, 2). 



§. n. 

Die Strafe der Geisseihiebe geschiehet mit einem Leder- 
riemen, auf dem nackten Obertbeil des Körpers vor- und rück- 
wärts, und darf höchstens neun und dreissig Hiebe betragen. 

Erläuterung. Diese Strafe ist in Gegenwart der Richter von dem 
Gerichtsdiener , der mit einem Riemen aus Kalbsleder einen Schlag auf die 
Brust, und zwei Schläge auf den Rücken so lange fort versetzt, bis die Zahl 
der Hiebe vollzählig applicirt sind (H. Sanhedrin 16, 9). 

Die Zahl ist nach Leibesbeschaffenheit des zu Bestrafenden zu bemessen. 
Mehr als 39 Hiebe unter keiner Bedingung, wohl aber weniger, wenn er näm- 
lich vermöge seiner Leibesbeschaffenheit die gesetzliche Zahl nicht ertragen 
könnte ; nur sind sie immer zu bemessen, dass sie sich mit drei theilen lassen, 
nämlich 9, 12, 15, 18 u. s. w.; jedoch wohl weniger, niemals aber mehr als 
zu ertragen erkannt wurde. Haben z. B. die Aerzte ausgesprochen, dass er 
20 Hiebe ertragen könnte, so sind nicht 21, sondern blos 18 zu bemessen 
(Das. 16, 8 und 17, 1, 2.). Der Gerichtsdiener muss mit seiner ganzen Kraft 
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aufhauen, aber das Gericht soll einen solchen bestellen, der mehr Verstand als 
Kraft hat (Das. Das.). 

Die Zahl der Züchtigungsschläge (Makoth mardoth) ist vom Gesetze 
nicht fixirt. 

§. 12. 

Die Kerkerstrafe bestehet in einer engen Einsperrung 
verbunden mit einer Kost, bei welcher der Verurtheilte nicht 
lange leben kann ; oder verschärft durch Schläge. 

Erläuterung. Die Kerkerstrafe ist gegen einen Mörder ausgesprochen, 
der wegen Förmlichkeiten nicht zum Tode verurtheilt werden kann; denn wegen 
eines jeden andern Todesverbrechens kann entweder nur die Todes- oder gar 
keine Strafe ausgesprochen werden (H. Rozeach. 4, 9) ; und soll ihm eine solche 
Kost verabreicht werden, bei welcher er bald zu Grunde gehen muss (Das. 
2, 5 und 4, 8). Auch über den Wiederholungsfrevler ist eine solche Strafe ausge- 
sprochen, welches am gehörigen Orte behandelt werden wird. Die Dauer einer 
solchen Strafe ist gewiss eine lebenslängliche; denn es soll ja eben der Ver- 
brecher zu Grunde gehen. 

Es kann aber auch die Kerkerstrafe durch Schläge, oder andere Marte. 
von Zeit zu Zeit verschärft werden. „Um Bösewichter abzuschrecken, damit 
ein solcher nicht sage: Ich werde den Tod meines Feindes veranlassen und 
straflos bleiben, so wie jener (indirecte) Mörder straflos geblieben* (Das. 2, 5)» 
und da heisst es: „Man fessle und sperre ihn ein auf lange Jahre" (Das). 

§. 13. 

Der Bahn hat zwei Grade, durch den ersten wird der 
Verurtheilte „ausgestossen", durch den zweiten „v e r- 
b a n n t", 

Erläuterung. Die Folgen des ersten Grades (Nidu, ausgestossen) sind: 
Es darf Niemand mit dem Verurtheilten Umgang pflegen, oder in seiner Nähe 
sitzen. Auch kann der Ausgestossene zu keiner gottesdienstlichen Function 
gebraucht werden. Der zweite Grad (Che rem „Verbannung") hat ausser diesen 
noch die Folgen, dass Niemand einen solchen Verurtheilten in Dienst nehmen, 
öder zu ihm in Dienst gehen, oder mit ihm irgend ein Geschäft machen darf 
(H. Talmud thora, 7, 4—6). Dieser zweite Grad wird verhängt, wenn der Ver- 
urtheilte in seiner Renitenz verharrt (Das.): Die Dauer der Ausstossung ist in der 
Regel 30 Tage, sucht der Verurtheilte nicht um die Aufhebung an, so wird sie 
auf weitere 30 Tage ausgedehnt, verharrt er dann noch in seiner Renitenz, so 
ist die „Verbannung" auszusprechen (Das.). 



Strafgesetz II. Abschnitt §§. 14, 15. \$ 

§. 14. 

Das Exil bestehet darin, dass der hiezu Verurtheilte, in 
eine der s. g. Zufluchtsstädte hin verwiesen wird , die er unter 
keiner Bedingung verlassen darf. Die Dauer ist unbestimmt, in 
manchem Falle ist es ein lebenslängliches Exil. 

Erläuterung. In das Exil wird der unfreiwillige Mörder verwiesen, 
und waren hiezu sechs Zufluchtsstädte, drei Dies- und drei jenseits des Jor- 
dans ausgezeichnet. Es ist theils zum Schutze, damit nämlich der unfrei- 
willige Mörder gegen der Blutrache geschützt sei , theils zur Sühne der Blut- 
schuld (H. Rozeach. 6, 2. 5). Die Dauer kann im Vorhinein nicht bestimmt 
werden, denn sie endet nicht eher, als bis der Hohepriester stirbt. Geschiehet 
nnn die Verurtheilung zu einer Zeit, wo der Hohepriester bereits gestorben, 
und ein neuer noch nicht gewählt ist, so muss der Verurtheilte für sein ganzes 
Leben im Exil verbleiben (Das. 7, 10). Dieses darf der unfreiwillige Mörder 
unter gar keiner Bedingung verlassen; möge er auch zur Zeugenschaft vor 
Gericht vorgerufen werden, oder möge es sich zur Menschenrettung handeln, 
oder sogar das Wohl des ganzes Staates von seiner persönlichen Erschei- 
nung abhängen, er darf keinen Schritt aus der Zufluchtsstadt heraus gehen 
(Das. 7, 7); sonst hat der Bluträcher das Recht ihn zu erschlagen. Und wenn 
auch ein Anderer einen Menschen tödtet, welcher der Blutrache verfallen ist, 
kann er nicht zum Tode verurtheilt werden. (Das. 5, 10). Ist der unfreiwillige Mör- 
der ein Bewohner der Zufluchtsstadt, so bestehet das Exil darin, dass er in einen 
anderen Stadttheil hin verwiesen wird, und dass er sich über die Grenze der 
Stadt nicht sehen lassen darf. (Das. 7, 5.) 

§• 15. 

Mit der Verurtheilung zur Geissei-, Kerker- oder Exil- 
strafe ist auch der Verlust aller gehabten Würden verbunden ; 
und wenn mit der Strafthat ein Geldinteresse verbunden war, 
so wird der Verurtheilte auch Verdächtigt zur Zeugenschaft und 
Eidesabiegung. 

Erläuterung. Das rabb. Gesetz kennt keinen Geburtsadel und keine 
verliehene Würde, sondern nur eine Würde, die mit einem gewissen Amte ver- 
bunden ist, welche durch Wahl entstehet , u. z entweder auf Jahre, oder für 
die ganze Lebenszeit ; und jeder Würde wird er verlustig, wenn er zur Geissel- 
(H.Sanhedrinl7,9), oder zum Exil (H. Rozeach. 8, 14), und um wie viel mehr zur 
Einkerkerungsstrafe verurtheilt wird. Aus den Worten : „Er kehrt ewig zu 
seiner Würde nicht zurück« (Das.) gehet hervor, dass er niemals wählbar ist 
(Siehe auch 0. Ch. 128, 35.). 

War mit der Strafthat kein Geldinteresse verbunden, so bleibt der Thä- 
ter nach überstandener Strafe giltiger Zeuge (H. Eduth 12, 4.). Geschah 
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aber die That aus Geldinteresse, so ist er auch nach überstandener Strafe ver- 
dächtig zur Zeugenschaft und Eidesabiegung (Das. Siehe auch mein civilr. Ge- 
richtsverfahren §§. 113. u. 168). 

Alle diese Folgen entstehen durch die Verurtheilung, wenn sie auch nicht 
im Urtheile ausgesprochen sind. 

§• 16. 

Ein Verurtheilter, selbst zum Tode, kann verbindlich^ Ge- 
schäfte schliessen, wie auch einen lelzten Willen errichten. 

Erläuterung. Das Nähere hierüber ist in meinem Civilrechte (§§. 63 
und 572) erörtert. 

§. 17. 

In der Regel kann Niemand schärfer bestraft werden, als 
gesetzlich ist, aber auch nicht gelinder. Die Strafe kann nur 
den Thäter selbst treffen, und kann durch keinen Vergleich auf- 
gehoben werden. 

Erläuterung. Wohl können Ausnahmsgesetze gemacht werden (§. 8), 
aber in der Regel darf keine schärfere Strafe ausgesprochen werden , als das 
Gesetz erheischt. „Wenn auch nur ein Geisseihieb mehr gegeben wird, als ge- 
setzlich ist, so wird ein Verbot der Thora übertreten (H. Sanhedrin 16, 12). 
Aber auch keine gelindere, z. B. statt Leibes- eine Geldstrafe (Siehe H. Bo- 
zeach. 5, 1). 

Schon die heil. Schrift spricht: „Kinder sollen nicht bestraft werden, 
wegen Sünden ihrer Eltern." Eine Meinung ist, die Strafe des Bannes kann 
dahin verschärft werden, dass die Kinder des „Verbannten** nicht in die Schule, 
und seine Gattin nicht in die Synagoge zugelassen werden (I. D. 334, 6); aber 
sie wird verworfen, mit der richtigen Bemerkung : „Wenn er gekündigt , was 
haben Gattin und Kinder verschuldet?** (Das. T. S. 13). 

Die Strafe ist Sühne des Gesetzesund kann durch keinen Vergleich auf- 
gehoben oder gemildert werden. „Das Land wird nicht gesühnt wegen des Blu- 
tes, das darin vergossen wird, als nur durch das Blut dessen, der es vergiesst** 
(4. B. M. 35, 33) ; und ist jede Strafe ein Gottesgebot (H. Schabbath 24, 7). 
Will sich nun auch der Thäter mit dem Beschädigten ausgleichen, so kann da- 
durch die Strafe weder aufgehoben, noch verringert werden. (Siehe H. Rozeach 
1, 4. und H. Sanhedrin 24, 3.) 

§• 18. 

Hat Jemand zu gleicher Zeit mehrere Strafthaten began- 
gen, 80 ist er nach jener , auf welche die schärfere Strafe ge- 
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setzt ist, zu bestrafen. Sind es mehrere Thäter und nicht zu 
ermitteln ist, wer die schwerere und wer die geringere Straf- 
that begangen hat ; so sind alle nach jener, auf welche die ge- 
ringere Strafe gesetzt ist, zu bestrafen. 

Erläuterung. Möge es sein eine That, auf welcher zwei Strafen ge- 
setzt sind, eine schärfer, die andere gelinder, z. B. den Beischlaf mit einer ver- 
heirateten Mutter, auf Ehebruch ist der Erwürgungs-, auf Blutschande mit der 
Mutter der Steinigungstod ; oder auch zwei Thaten, z. B. Diebstahl, womit zu- 
gleich eine Sabbathverletzung geschiehet, auf Sabbathverletzung ist der Steini- 
gungstod, auf Diebstahl eine Geldstrafe, immer ist der Thäter blos mit einer, 
aber mit der schärferen Strafe zu bestrafen (H. Sanhedrin 14, 4). Es ist ein 
Grundsatz ohne Ausnahme : „Auf Thaten, die zugleich geschehen sind , können 
nicht zweierlei Strafen ausgesprochen werden." (Geneba 3, 1. 2). Geschehen sie 
aber nicht zu gleicher Zeit, z. B. er stiehlt ein Stück Vieh , und schlachtet es 
an Sabbath, so ist jede That besonders zu bestrafen (Das.). 

Es werden mehrere zu verschiedenen Strafen verurtheilt, und nun weiss 
das Gericht die Sträflinge nicht zu unterscheiden, sie sind nämlich alle gleichen 
Namens, so ist an allen Verurtheilten blos die geringere Strafe zu vollziehen. 
(H. Sanhedrin, 14, 6, 7). 

§. 19. 

Urtheile ausländischer Gerichte dürfen in keinem Falle zu 
Palästina vollzogen werden, und ein Todesurtheil eines Gerich- 
tes desselben Landes ist nur dann von einem arideren Gerichts- 
hof zu vollziehen, wenn dieselben Zeugen , auf deren Aussage 
das Urtheil erfolgte , auch über den Umstand der geschehenen 
Aburtheilung Zeugenschaft ablegen. Jedoch eine Verurtheilung 
wegen Mord ist immer von dem anderen Gerichte zu vollziehen* 

Erläuterung. Ein palästinischer Gerichtshof muss nicht, daher darf 
es nicht ein Strafurtheil eines ausländischen Gerichtes vollziehen lassen , son- 
dern die Gerichtsverhandlung muss zu Palästina neu beginnen (H. Sanhedrin 
13, 5); wohl aber muss ein Urtheil eines palästinischen Gerichtes von jedem 
ausländischen Gerichte respectirt werden. (Das.) 

Die Zeugen müssen das Todesurtheil in Vollzug setzen , denn es stehet 
geschrieben : „Die Zeugen müssen zuerst Hand an den Verurtheilten legen" 
(5. B. M. 17, 7), und wird das Nähere hierüber im Strfr. Verfahren behandelt 
werden (Siehe H. Sanhedrin 14, 18 und Kessefmischnah); daher müssen 
die ursprünglichen Zeugen bei dem Gerichte , wo nun das Urtheil vollzogen 
werden soll, persönlich erscheinen (Das. 13, 7. und Kessef mischnah). Eine neue 
Verhandlung ist nicht einzuleiten, sondern so die Zeugen aussagen, dass auf 
ihre Aussage von dem und dem Gerichte das Todesurtheil gefällt wurde, so muss 
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es von dem Gerichte, wo der Verurtheilte ergriffen wird, vollzogen werden. 
(Das.) Aber ein Todestirtheil wegen Mord muss vollzogen werden, wenn auch 
die Zeugen nicht anwesend sind, daher müssen auch bei den anderen Gerichten 
nicht die ursprünglichen Zeugen erscheinen, sondern so nur der Beweis herge- 
stellt ist, dass der Ergriffene von einem inländischen oder palästinischen Ge- 
richte, wegen eines Mordes zum Tode verurtheilt wurde, so ist das Urtheil zu 
vollziehen. (Das. Das.) 

Ein Gericht, welches nicht ermächtigt ist, ein Todesurtheil auszusprechen, 
kann auch keines vollziehen lassen, wenn es auch von einem competenten Ge- 
richte gefällt wurde. (Das.) 

§. 20. 

Die Strafe hebt das Recht derjenigen auf, welche durch 
das Verbrechen beschädigt worden sind, und welchen sonst 
Entschädigung von dem Verbrecher gebührt hätte. 

Erläuterung. Nicht nur Geldstrafe hört auf, wenn das Verbrechen 
eine höhere Strafe erheischt ; (§. 18), sondern jede Geldentschädigung (H. Ge- 
neba 3, 1, 2); blos das Vorhandene ist dem Beschädigten zurück zu stellen. Es 
zündet z. B. Jemand das Object eines Andern an Sabbath an, so ist kein 
Anspruch auf Entschädigung , weil auf Sabbathverletzung die Todesstrafe ge- 
bührt. Ist aber eine Sabbathverletzung mit einem Diebstahle verbunden wor- 
den, so ist das Gestohlene dem Bestohlenen zurückzustellen u. dgl. (Das. Siehe 
auch Kessef mischnah.) 

Es giebt nur einen erschwerenden Umstand , nämlich die Wiederholung 
eines und desselben Verbrechens, wo der Verbrecher durch Einkerkerung un- 
schädlich zu machen ist (H. Sanhedrin 18,4). Milderungsumstände aber gibt es 
gar keine, weil bei den vorgeschriebenen Förmlichkeiten des Verfahrens jeder 
Milderungsumstand ein Strafurtheil ohnedie&s nicht zulässt. 
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§• 21. 

Wer eine oder mehrere Personen zum Götzendienste zu 
verführen sucht, wenn auch ohne Erfolg, begehet das Verbrechen 
des Hochverrathes, und ist mit dem Steinigungstode zu bestra- 
fen, wenn er nuch nieht verwarnt wurde. 

Erläuterung. Das palästinische Reich war eine Theokratie, Gott war 
der oberste König des Landes, daher war jedes Verfuhren zum Götzendienste 
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Hochverrath, wenn es auch beim blossen Versuch geblieben ist (H. Akum 5, 
12). Das Verbrechen hat zwei Benennungen: „Messith", d. i. wenn er Ein- 
zelne, und „Mediach", d. i. wenn er eine ganze Gemeinde zu verführen sucht 
(Das.), beide sind mit dem Steinigungstode zu bestrafen. (H. Sanhedrin 15, 10) ; 
und wird böse Absicht vorausgesetzt , daher benöthigt es keiner Verwarnung 
(Das.), denn wenn er verblendet ist, so bleibt ja seine Gefährlichkeit nicht min- 
der gross. Jeder, der eine Staatsverfassung umzustürzen strebt, hat, nach seiner 
subjectiven Meinung, keine böse Absicht, und doch ist es überall ein sehr schwe- 
res Verbrechen. Auf die Verführung zu einem anderen Verbrechen ist keine 
Strafe ausgesprochen, selbst die Verleitung zu einem Morde ist kein Todesver- 
brechen, biosauf die zum Götzendienste, weil solches Hochverrath ist (Das. 11. 5). 

Auch in dem Verfahren ist das Gesetz gegen einen solchen Verbrecher 
viel strenger, es beschrankt mehr die Verteidigung, empfiehlt Härte, lässt zu 
Gunsten desselben eine Wiederaufnahme der Verhandlung nicht zu u. s. w. 
(Das.) und wird das Nähere im „Gerichtsverfahren" behandelt werden. 

Die Nichtverhinderung oder Verschweigung dieses Verbrechens ist wohl 
eine grosse Sünde, aber es ist ein Unterlassungs- Vergehen , und solches kann 
gesetzlich unter keiner Bedingung bestraft werden. 

Götzenanbetung, Molochdienst, Gotteslästerung; Orakelbe- 
fragung, Zauberei, sowie Sabbathverletzung, ist, als Majestäts- 
beleidigung, mit dem Steinigungstode zu bestrafen. 

Erläuterung. Sei es Anbetung eines Götzenbildes, als die Gestalt ei- 
nes Menschen, Thieres, einer Pflanze, oder Anbetung eines Naturgegenstandes, 
als Sonne, Mond, Gestirn u. dgl., so sie eine Manifestation bildet, dass man 
das Wesen als Gott verehre ist Todesverbrechen. Bildet aber die Anbetung keine 
Manifestation, dass man das Bild als Gott anerkenne, bo ist es kein Verbrechen, 
um von einem menschlichen Gerichte bestraft zu werden. (H. Akum 3, 1—6). 

Es sind mehrere Meinungen im Talmud (Sanhedrin G4, b), worin der 
Molochdienst bestehe. Nach Maimonides wird eines von den eigenen Kindern 
dem Molochpriester übergeben, und der Vater schwingt es über das auf dem 
Molochaltare brennenden Feuer ; wenn nun auch das Kind nicht verbrennt wird, 
so ist es doch ein Todesverbrechen (Das. 6, 3, 4). 

Eine Gotteslästerung sollte eigentlich von Menschen gar nicht bestraft 
werden ; denn wer Gott kennt, kann ihn unmöglich lästern, er lästert also nicht 
Gott, sondern irgend ein Etwas, welches er sich als Gott vorstellt. Daher wird 
die Gotteslästerung nur dann mit dem Tode bestraft, wenn der geheiligte vier 
buchstabige Name (Tetragramaton) ausgesprochen und verflucht wird (Das. 2, 
8, 9) ; denn unter dieser Benennung war Gott der König Palästinas , und wird 
der Gotteslästerer nicht als solcher , sondern als Majestätsbeleidiger bestraft. 
„Wer 8 einen Gott lästert, (den wahren Gott kann ja ein vernünftiger Mensch 
nicht lästern), soll seine Sünde büssen (aber nicht durch Menschen bestraft 
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weiden). Spricht er aber dabei den Namen Adonai (Tetragramaton) aus, so 
soll er getödtet werden, steinigen soll ihn die ganze Gemeinde (3. B. M. 24, 
15. 16). 

Eine Meinung ist, jeder darf einen Gottetlästerer umbringen (Sanhedrin 
81, b) ; aber sie wird nicht angenommen. 

Ob, d. i. Pitom (Das. 65, a). „Der Befrager räuchert und gibt vor, eine 
Stimme aus der Tiefe der Erde zu vernehmen". (H. Akum 6, 1. 2). Wahr- 
scheinlich ist darunter das delphische Orakel, Pitia, verstanden. „Jidoni ist 
die Vorhersagung künftiger Dinge, vermittelst eines Beines von einem gewissen 
Vogel" (Das.) : und sind beide Todesverbrechen. Doch ist nur der des Todes 
schuldig, der sich selbst mit dem Orakel in Verbindung setzt, aber nicht der, 
welcher es befragen lässt (Das. 11, 14). 

Zauberei bestehet darin, dass eine Sache neu hervorgebracht, oder in ei- 
nen anderen Gegenstand verwandelt wird; aber Blenderei, d. i. es scheint den 
Zuschauern, dass die Hervorbringung oder Verwandlung geschehen sei, aber in 
der Wirklichkeit ist es nicht geschehen, wird nicht mit dem Tode be- 
straft. (Das. 11, 15). Sonderbar bleibt es, dass solche Dinge durch kabalis- 
tische Mittel zu thun gestattet sind. (Siehe J. D. 179, 15, 16). 

Es gibt 39 Handlungen, die aber noch viele Unterabtheilungen haben, 
von denen jede, an Sabbath gethan, ein Todesverbrechen ist (H. Schabbath 
1, * ff). 

Mendelssohn bemerkt ganz richtig, solche Thaten wurden bestraft als 
Majestätsbeleidigung, weil Palästina eine Theokratie war. (Jerusalem.) 

§• 23. 

Der falsche Prolet, Qder wer da profezeihet im Kamen 
eines Abgottes, ist mit dem Erwü gungstode zu bestrafen. 

Erläuterung. Wer da behauptet, Gott habe mit ihm gesprochen, wäh- 
rend es unwahr ist, heisst falscher Profet (H. Akum 5, 8). Wer da sagt: Der 
Gott jenes Volkes, oder ein Himmelskörper habe mit ihm gesprochen, und ihm 
aufgetragen dieses oder jenes zu verkünden, hat im Namen eines Abgottes pro- 
fezeihet (Das. 5, 6.) Und das ist in einer Theokratie eine Majestätsbeleidigung, 
und wurde daher mit dem Tode bestraft. 

So auch wenn Jemand im Namen Gottes verkündet ein biblisches Gesetz 
für ewige Zeiten aufzuheben, so ist er ein falscher Profet und mit demErwür- 
gungstode zu bestrafen. (H. Jessode Thora 8, 3 und 9, 1). 

§. 24. 

Ein ungerathener, widerspenstiger Sohn ist mit dem Stei- 
nigungstode zu bestrafen. 

Erläuterung. Bei dem widerspenstigen Sohn benöthigt es keiner eigent- 
lichen Verwarnung (H. Mamrin 7, 7). Nach dem Wortsinne der heil. Sehr, er- 
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folgt die Todesstrafe wegen Ungehorsam gegen Eltern, und wegen der Lieder- 
lichkeit (5. B. M. 21, 18—21). Rabbi Josse, der Galiläer, sagt: „Die Thora 
hat die späteren Folgen berücksichtigt. Es wird nämlich dieser jugendliche Säu- 
fer und Schlämmer tiefer und tiefer sinken ; wird nicht pur seine Eltern zu be- 
stehlen nicht aufhören, sondern auch seinen Gewohnheiten zu fröhnen, ein Weg- 
lagerer werden, Menschen berauben und endlich auch morden, daher sagt die 
Thora : „Er werde gesteinigt* , denn besser er sterbe jetzt , bevor er noch ein 
grosser Verbrecher werde (Sifri). Aber der Anschauung der Rabbinen war die 
Ausübung dieses Gesetzes zuwider, und sie deuteten und verklauselirten es, dass 
eine solche Hinrichtung eine Unmöglichkeit wurde, und es heisst : „Ein unge- 
rathener , widerspenstiger Sohn ist niemals gewesen , und wird niemals Bein* 
(Sanhedrin 71, a), d. h. es wurde wegen eines solchen Verbrechens noch einmal 
die Todestrafe in Anwendung gebracht. Folgende Bedingungen sind ausgespro- 
chen: „Ein Todesurtheil kann nur dann gesprochen werden; wenn der ungera- 
thene Sohn nicht jünger als dreizehn Jahre, und nicht älter als dreizehn Jahre 
und drei Monate ist; wenn er für fünfzig Dinar Fleisch auf einmal verschlingt, 
und ein halbes Lug Wein in einem Schlucke aussäuft, und das in Gesellschaft 
liederlicher Menschen, und wenn er das Geld hiezu seinen Eltern gestohlen hat, 
auch nur wenn beide Eltern ohne Leibesfehler sind, eine ganz gleiche Körper- 
grösse und eine ganz gleiche Stimme haben, u. s. w. Und fehlt auch nur eine 
dieser Bedingungen, kann kein Todesurtheil erfolgen. (H. Mamrim 7, 1 — 10). 

§. 25. 

Hat die Mehrheit einer Stadt sich zum Götzendienste ver- 
fahren lassen, so ist sie mit dem Tode des Köpfens zu bestra- 
fen, und die Stadt zu zerstören. 

Erläuterung. Einzelne Götzendiener werden gesteinigt (§. 22), aber 
eine ganze Stadt, und die Majorität repräsentirt ja das Ganze, ist mit dem 
Schwerte zu vertilgen (H. Sanhedrin 15, 12). Geschrieben stehet: „Wenn du 
hören wirst von einer der Städten: es seien niederträchtige Menschen aus dei- 
ner Mitte gegangen, und haben verführt die Einwohner ihrer Stadt, sprechend: 
Kommt, wir wollen andern Göttern dienen. So sollst du forschen, ergründen, 
genau befragen, und siehe die Sache ist wahr und gegründet, es ist die Schand- 
that wirklich in deiner Mitte geschehen, so sollst du erschlagen die Bewohner 
der Stadt mit dem Schwerte, und sollst zu Grunde richten sie und alles, 
was darin ist." (5. B. M. 13, 13—15). Aus diesen Worten wäre zu entnehmen, 
dass auch die Unschuldigen mit getödtet werden sollen ; aber die Rabbiner 
statniren, nur die sind hinzurichten, welche sich zum Götzendienste haben ver- 
leiten lassen; nur sind die Bewohner einer „verführten Stadt u zu köpfen, wäh- 
rend einzelne Götzendiener mit dem Steinigungstode zu bestrafen sind. 

Aber zerstört muss der ganze Ort werden, auch das Eigenthum der 
Nichtschuldigen, und sind auch die unmündigen Kinder der Schuldigen mit 
ihren Eltern zu tödten. Da war das Gesetz den Rabbinern wieder zu hart, und 
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sie haben auch dieses verklauselirt und mit Förmlichkeiten umgehen, als: die 
Stadt darf nicht zu gross und nicht *u klein, keine Haupt-, keine Grenz- und 
keine Zufluchtsstadt für unfreiwillige Mörder sein. Die Verführer müssen Män- 
ner, mindestens zwei, Einwohner desselben Ortes gewesen sein, und müssen alle 
Verführte auf einmal Verführt haben. Fehlt eine dieser Bedingungen, so ist sie 
nicht als „verführte Stadt", sondern die Verführten sind als einzelne Götzen- 
diener zu bestrafen. 

Eine „verführte Stadt" kann nur von dem Obergerichte (grossem San- 
hedrin) gerichtet werden, dieses hat zwei Gelehrte abzusenden, die Bewohner 
zu verwarnen von ihrem Götzendienste abzulassen. Gehorchen sie nicht, so wird 
gegen jeden Einzelnen besondere die Verhandlung gefühlt, und gegen welchen 
der volle Beweis der Schuld und bösen Absicht hergestellt wird, ist vorläufig 
zu bewahren , und die Verhandlung wieder mit einem anderen fortzusetzen. 
Zeigt sich dann, dass die Mehrheit Götzendiener waren, so werden diese nach 
Jerusalem geführt, dort mit dem Schwerte hingerichtet, die Nichtschuidigen 
entlassen, und Stadt und alle Dinge, die darin sind, zerstört (H. Akum 4, 1—7). 
Erwägt man, wie schwer ein voller Beweis für ein Todesverbrechen herzustel- 
len sei, und nun erst, wo es gegen so viele Personen geschehen muss; so kann 
auch hier gesagt werden: „Eine verführte Stadt hat nie existirt." 

§• 26. 

Eine Majestätsbeleidigung gegen den irdischen König kann 
dieser mit dem Tode des Köpfens bestrafen lassen, aber auch 
Gnade ertheilen. 

Erläuterung. Kant, der grosse Philosoph, sagt: das Hecht der Be- 
gnadigung sei ein Unrecht, denn wenn die Gerechtigkeit die Strafe erheischt, 
so darf kein Mensch das Recht haben sie zu erlassen. Nur wenn nicht gegen 
die Gerechtigkeit, sondern gegen die Person des Königs gesündigt wird, da ist 
es billig, dass dem König das Begnadigungsrecht zustehen soll. Mit dieser An- 
sicht stimmt ganz das rabb. Gesetz. Jedes Strafurtheil, von einem Gerichtshofe 
ausgesprochen, muss vollzogen werden, ein Begnadigungsrecht stehet Niemandem 
zu ; aber hinsichtlich der Majestätsbeleidigung heisst es : „Der König kann, 
wenn er will, den Beleidiger köpfen lassen" (H. Melachim 3, 8). Er kann auch 
eine andere Strafe, körperliche Züchtigung oder Einkerkerung verhängen (Das.); 
aber zu einer Geldstrafe zu verurt heilen, hat der König kein Becht (Das.). 

Wohl lässt sich gegen die Meinung des Kant einwenden, da es Milde- 
rungsumstände gibt, die das Gesetz nicht alle erwähnen kann, der Richter aber 
sich an den Buchstaben des Gesetzes halten muss; so ist es billig, dass eine 
Behörde da sei, der das Begnadigungs- und Milderungsrecht zustehe. Aber das 
rabb. Gesetz spricht von Milderungsumständen gar nichts (§. 20), weil es bei 
seine Gerichtsverfahren keine geben kann ; os hat daher auch ein Begnadigungs- 
recht nicht zulassen können. 
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Jeder Ungehorsam gegen den Befehl des Königs, sowie jedes verletzende 
Wort gegen seine Person, ist Mejestätsbeleidigung (H. Melachim, 3, 8.). Ja, im 
Talmud heisst es: „David hat ein Recht gehabt, den Uriah umbringen zu 
lassen, weil dieser in seiner Gegenwart d^n Feldherrn Joab „Herr" genannt 
hat- (Kiduschin 43, a). 

§• 27. 

Ein Gelehrter, der gegen Gesetzesdeutungen des obersten 
Gerichtes als Renitent handelt, oder seine Schüler zu han- 
deln veranlasst , macht sich des Verbrechens der Störung der 
öffentlichen Ruhe schuldig, und ist mit dem Tode des Erwürgens 
zu bestrafen; wenn er auch nicht verwarnt wurde. 

Erläuterung. Dieses Verbrechens kann sich nur ein Gelehrter schul- 
dig machen, der berechtigt ist , über Satzungen und Rechtsfälle Entscheidungen 
abzugeben, und auch Schülern Vorträge hält. Renitenz eines solchen Mannes 
kann leicht Spaltungen verursachen, und Sectenwesen veranlassen ; darum stehet 
die Todesstrafe darauf (H. Mamrim 3, 4—8). Einer Verwarnung benöthigt es 
nicht; denn das Gesetz kennt ein solcher Mann, und die böse Absicht gehet 
ja aus der Renitenz selbst hervor. So lautet das Gesetz : „Wenn ein Gelehrter 
über eine Gesetzesdeutung eine Meinung ausspricht, die andern Gelehrten un- 
richtig scheint, so ist die Angelegenheit dem Obergerichte, welches seinen Sitz 
am Eingange des Tempelberges hat, vorzulegen. Fügen sich die Streitenden 
dem Ausspruche dieses Gerichtes, gut, wo nicht, so wird der Streitpunkt dem 
höheren Gerichtshofe, welcher seinen Sitz am Eingange der Tempelshalle hat. 
vorgelegt. Lassen es nun die Streitenden bei der Entscheidung dieses höheren 
Gerichtes bewenden , »gut , wo nicht , so ist der Gegenstand bei dem obersten 
Gerichte, welches in der Zelle Gasith seinen Sitz hat, anhänglich zu machen. 

N i 

Wenn nun der Gelehrte auch diesem Ausspruche sich nicht fügt, sondern fort- 
fährt nach seiner Gesetzesdeutung zu handeln, oder seine Schüler aulfordert 
so zu handeln, dann ist er als „widerspenstiger Gelehrter" mit dem Tode zu 
bestrafen. Die Hinrichtung muss in Jerusalem, während einem der drei Feste, 
wo viele Menschen dort anwesend sind, stattfinden. (Das.) 

§. 28. 

Ist das Gesetz, über dessen Deutung gestritten wird, nicht 
ein wichtiges , so ist die Renitenz gegen den Ausspruch des 
obersten Gerichtes kein Todesverbrechen. 

Erläuterung. Wichtig heisst das Gesetz, wenn die falsche Deutung 
zu einer That führen könnte, worauf mindestens die Himmelsstrafe der Aus- 
rottung, und die gerichtliche Geisseistrafe stehet ; handelt es sich aber nm ein 
geringeres Gesetz, so begeht der Renitent kein Todesverbrechen (H. Mamrim 4, 
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1. 2). Jedoch das Gesetz über das Mein und Dein ist ein wichtiges ; denn in 
Kolge der falschen Deutung könnte Jemandem Geld zugesprochen werden, welches 
ihm nicht gebührt, und sonach rechtlich ihm nicht gehört. Kauft er dann für 
solches Geld einen Ring, und trauet sich damit ein Weib an, so gilt die 
Trauung nichts, weil der Ring rechtlich nicht sein Eigenthum ist, u. dgl. Da 
nun solche weitgreifende Folgen sein können, so inuss das Gesetz ein wichti- 
ges genannt werden. (Das.) 

Fährt der Gelehrte fort nach seiner eigenen Deutung zu lehren, jedoch 
ohne darnach zu handeln, oder hiezu andere Menschen zu veranlassen ; so ist 
er des Todes nicht schuldig. Wenn jedoch erkennt wird, dass auch das Lehren 
Spaltungen verursacht, und so die öffentliche Ruhe stören könnte, so hat der 
oberste Gerichtshof das Recht und die Pflicht solches mit körperlicher Züchti- 
gung oder dem Banne zu bestrafen. (Das. und 3, 4 — 8). 

Vom Verbrechen der Spionerie spricht das rabb. Gesetz nichts , es hat 
es wahrscheinlich nicht für möglich gehalten, dass ein Jude einen Verrath an 
dem eigenen Staat begehen könnte. Auch Aufstand und Aufruhr behandelt es 
nicht; aber in solchen Fällen ist gewiss nach §. 8. zu handeln. 



§• 29. 

Wer durch List oder Gewalt eines Nebenmenschen sich 
bemächtigt, ihn zu Dienstleistungen zwingt, und dann zum Scla- 
ven verkauft, ist mit dem Tode des Erwürgens zu bestrafen. 

Erläuterung. Die Bedingungen, welche diese That zu einem Todesver- 
brechen machen, gehören zu den sonderbarsten des rabb. Gesetzes. Wer sich 
einen Nebenmenschen widerrechtlich dienstbar macht, oder durch List und 
Gewalt sich seiner bemächtigt und ihn zum Sclaven verkauft, übertritt e ; in 
Thoraverbot, aber einer Strafe unterliegt er nicht dafür. Nur dann ist es ein 
Todesverbrechen, wenn er den, welchen er in seine Gewalt bekommen, zwingt, 
ihm, dem Gewaltthätigen, einen Dienst zu verrichten, u. z. ausserhalb der Be- 
hausung des Ueberwältigten, und ihn dann erst zum Sclaven verkauft. (H. Ge- 
neba 9, 1 — 6.) Aber das Sonderbarere kommt jetzt: Je leichter ein Verbrechen 
zu vollziehen ist, je strenger muss die Strafe sein, während hier es umgekehrt 
statuirt wird. - Ein Vater der sein Kind ; ein Bruder, der eines seiner unmündi- 
gen Geschwister; ein Vormund, der sein Mündel; oder ein Hausherr, der einen 
seiner Hausgenossen zu Dienstleistungen zwingt und dann zum Sclaven ver- 
kauft, kann nicht mit dem Tode bestraft werden (Das.). Aber das Strafgesetz 
blieb blos Theorie, und da fand sich eine Schriftstelle, woraus solches zu de- 
duciren war, und es wurde von der Mehrheit der Rabbiner als Gesetz ausge- 
sprochen (Siehe Sanhedrin 86, a). 
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§. 30. 

Ehebruch ist ein Todesverbrechen, und sind in der Regel 
Mann und Weib mit dem Tode des Erwürgens ; ist aber die 
Ehegattin die Tochter eines Kobens, so ist der Ehebrecher 
mit dem Tode des Erwürgens, aber sie, die Ehebrecherin mit 
dem Tode des Yerbrennens ; und ist es noch eine jungfräuliche 
Verlobte, so sind beide, sie und der Ehebrecher, mit dem Tode 
der Steinigung zu bestrafen. 

Erläuterung. Ehebrecher, wie Ehebrecherin sind gleich strafbar; aus- 
genommen er hat ihr Gewalt angethan, da ist blos er mit dem Tode zu be- 
strafen (H. Issure biah 1, 9). Und die blossen Kiduschin, d. i. das Anstecken 
des Ringes, mit dem Aussprechen der Formel, macht das Weib wohl blos zur 
Verlobten, aber es wird dadurch eben so gebunden , wie eine Ehegattin , und 
kann auch nicht sich wieder verehelichen , bis nicht der Mann gestorben, oder 
durch den Scheidebrief sich von ihr getrennt hat. Aber die Rechte der Ehe werden 
erst durch die darauffolgende Chuppa, d.i. die Trauung, erlangt. Jetzt geschehen 
beide Acte zusammen, aber in früheren Zeiten waren gewöhnlich zwölf Monate 
zwischen Verlobung (Kiduschin) und Trauung (Chuppa). Wenn nun eine 
solche Verlobte, die noch Jungfrau, aber doch an dem Manne für immer ge- 
bunden ist, mit einem andern Manne Unzucht begehet, so sind beide mit dem 
Tode der Steinigung zu bestrafen (Das. 1, 6) ; während ein Ehebruch mit einem 
bereits getraueten Weibe, mit dem Tode des Erwürgens an beiden zu bestrafen 
ist (Das.); denn bei dem „jungfräulichen Mädchen, anverlobt einem Manne 4 ', 
heisst es in der heil. Sehr.: „Ihr sollt beide hinausführen, und sie steinigen"; 
während es beim Ehebrüche mit einem Eheweibe heisst : „Es sollen beide ge- 
trottet werden", und wo die heil. Schrift die Todesart nicht ausspricht* ist im- 
mer der Erwürgungstod darunter verstanden (Das.) 

Kob a n i n sind Nachkommen A h a r o n s, und da stehet geschrieben : 
„Die Tochter eines Eohens, die sich entweihet Unzucht zu treiben, soll im 
Feuer verbrannt werden' 4 ; und da diese besondere Todesart blos über sie, als 
Tochter eines Kohens, verhängt wird, so ist der Mann mit keiner anderen 
Todesart zu bestrafen, als jeder andere Ehebrecher (Das. Siehe auch H. San- 
hedrin 15, 10-13.) 

Dieses hat noch eine Consequenz. An einem Tage dürfen nicht zwei To- 
desurtheile gefallt werden, ausgenommen über Ehebrecher, weil beide, Mann 
und Weib, für eine und dieselbe That, mit einer und derselben Todesart be- 
straft werden (H. Sanhedrin 14, 10). Ist nun sie die Tochter eines Kohens, 
so ist die Todesart für beide Ehebrecher nicht gleich ; daher dürfen sie auch 
nicht an einem Tage verurtheilt und hingerichtet werden (Das.). 
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§• 31. 

Blutschande zwischen Sohn und Mutter ; Stiefsohn und 
Stiefmutter; Schwiegervater und Schwiegertochter; zwischen 
zwei Männern , oder zwischen Mensch und Vieh , ist mit dem 
Steinigungstode an beiden Blutschändern zu bestrafen. 

Erläuterung. In meiner Rechtslehre (§. 37) ist gezeigt, dass für 
das Verbot der Ehe zwischen Verwandten kein Vernunftgrund zu finden ist, 
sondern: „Gott hat das Gesetz gegeben, wir wissen keine Ursache". Es gibt 
auch keinen Vernunftgrund, warum einer und derselbe Verwandtschaftsgrad da 
erlaubt, dort verboten ist; z. B. Oheim mit Nichte erlaubt, Neffe mit Tante 
verboten; oder die Schwester der Gattin, nach deren Tode, erlaubt, der Bruder 
des Mannes, nach dessen Tode, verboten. So läset sich auch keine Ursache an- 
geben, warum die Todesart bei Blutschande so verschieden ist, auch bei einem 
und demselben Verwandtschaftsgrad (Siehe H. Sanhedrin 15, 10). 

Blutschande wird an beiden, Mann und Weib, gleich bestraft, ausgenom- 
men, sie wäre noch unmündig, oder durch Gewalt genothzüchtigt , da ist die 
Strafe nur an ihm vollzuziehen (H. Issure biah 1, 13— 15). Auch Blutschande 
mit einem Vieh, gleichviel ob der menschliche Theil männlich, und das Vieh 
weiblich, oder umgekehrt ist, immer sind beide, Mensch und Vieh, zu steinigen. 
(Das.) So auch sind beide Männer, die unter sich die Schändung begangen ha- 
ben, zu steinigen ; ausgenommen der eine wäre unmündig, oder von dem andern 
überwältigt worden, da ist bloß dieser zu steinigen. 

Der Beischlaf zwischen Schwiegertochter und Schwiegervater, oder zwi- 
schen Stiefsohne und Stiefmutter hört nicht auf ein Todesverbrechen zu sein, 
auch nach dem Tode des Vaters hinsichtlich der Stiefmutter, oder nach dem 
Tode des Sohnes hinsichtlich der Schwiegertochter. (Das. 2, 1). 

§• 32. 

Die Blutschande zwischen Vater und Tochter; Grossvater 
und Enkelin; Stiefvater und Stieftochter, oder Tochter der 
Stieftochter oder Tochter des Stiefsohnes ; Schwiegersohn und 
Schwiegermutter, oder Mutter der Schwiegermutter, oder Mut- 
ter des Schwiegervaters, ist mit Tode des Verbrennens zu be- 
strafen. 

Erläuterung. Der Beischlaf zwischen Enkel und Grossmutter ist kein 
Todesverbrechen, sei es Mutter des Vaters, oder Mutter der Mutter, wohl aber 
zwischen Grossvater und Enkelin, sei es Tochter des Sohnes, oder Tochter der 
Tochter. So auch der Beischlaf des Grossvaters mit der Gattin seines Enkels 
nach dessen Tode , ist kein Todes verbrechen, wohl aber der Beischlaf mit der 
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Mutter seiner Schwiegermutter, oder seines Schwiegervaters, auch wenn sie 
Wittwen sind (H. Sanhedrin 15,11 und H. Issure biah 2, 7). Es stehet geschrie- 
ben : „Ein Mann, der da nimmt eine Frau und ihre Mutter, das istSchandthat, 
im Feuer sollen sie verbrennt werden, er und sje a (3. B. M. 20, 14). Hierauf 
ist die Krage : Wie können beide, Mutter und Tochter, mit dem Tode bestraft 
werden, ist doch eine seine rechtmässige Ehegattin ? Hierauf sagt der Talmud» 
die Thora verstehet unter „Frau und Mutter*, die Schwiegermutter und die 
Mutter der Schwiegermutter, wenn er mit diesen Blutschande begangen, sind 
er und sie beide im Feuer zu verbrennen (Sanhedrin 76, b). 

§. 33. 

Ein Verwandtschaftsgrad durch Verschwägerung entstehet 
nicht durch Begattung, sondern durch die gesetzliche Verlobung 
(Kiduschin). Nach dem Tode der Ehegattin hört wohl die Ver- 
wandtschaft nicht auf ein Ehehinderniss zu Bein, aber ein Todes- 
vcrbrecheu ist der verbotene Beischlaf nicht mehr, 

• 

Erläuterung. Selbst durch ein Concubinat entstehet kein Verwandt- 
schaftsgrad, sondern nur einzig und allein durch Kiduschin (§. 30), selbst 
wenn noch keine Trauung erfolgt ist (H. Issure biah 2, 7. 13). In meiner Rechts- 
lehre (§. 37.) ist erwähnt, dass der Koran gerade das Entgegengesetzte sta- 
tuirt, uamlich Beischlaf ohne Ehebündniss begründet den Verwandtschaftsgrad 
durch Verschwägerung, nicht aber Ehebündniss ohne Beischlaf. Auch sind dort 
alle verbotene Verwandtschaftsgrade aufgezählt; aber Todesverbrechen ist blos 
der Beischlaf zwischen Verwandten und Verschwägerten, von welchen die Pa. 
ragraphe 31 und 32 handeln. 

Nach einer Meinung im Talmud (Sanhedrin 76, b), hebt der Tod der 
Ehegattin gar keinen Verschwägerungsgrad auf, sondern die Blutschande, die 
bei ihrem Leben Todesverbrechen ist, bleibt es auch nach ihrem Tode. Selbst 
die andere, angenommene Meinung sagt blos, dass durch den Tod der Ehe- 
gattin der Verschwägerungsgrad in aufsteigender Linie aufhört ein Gegen- 
stand des Strafgesetzes zu sein; aber Maimonides statuirt solches auch in ab- 
steigender Linie (H. Issure biah 2, 8. und H. Sanhedrin 15, 11). 

§. 34. 

Wer Vater oder Mutter absichtlich verwundet, ist mit dein 
Tode des Erwttrgens, und wer Vater oder Mutter verflucht, igt 
mit dem Tode der Steinigung zu bestrafen. 

Erläuterung. Die Pflicht der Ehrfurcht gegen Eltern gründet sich 
wohl auf Dankbarkeit, denn sie sind ja unsere grössten Wohlthäter auf Erden, 
ihnen verdanken wir alles, Leben, Erhaltung, Verpflegung, Erziehung, Leitung 
u. s. w. ; aber hauptsächlich weil die Eltern die sichtbaren Stellvertreter Gottes 

4 
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sind. Gott nennt sich Vater der Menschen , darum sollen wir in den Eltern 
den unsichtbaren, himmlischen Vater verehren, und so ist jede Geringschätzung 
gegen Eltern eine Versündigung gegen Gott. „Wenn ein Mensch Vater ode 1 ' 
Mutter kränkt, so spricht Gott u „Möchte ich unter Menschen wohnen, so möchte 
ein solcher auch mich kränken" (Kiduschin 31, a). Es können daher Eltern 
den positiven Pflichten, welche auf Dankbarkeit sich gründen, entsagen (J. D. 
Abschn. 240 und 241), nicht aber den kindlichen, negativen Pflichten, sie kön- 
nen nämlich dem Kinde nicht gestatten, die Pflichten der Ehrfurcht thatsäch- 
lich zu verletzen. „Wer Vater oder Mutter schlägt oder flucht , der muss ge- 
tödtet werden" wenn es ihm auch die Eltern verzeihen wollten. 

Das Schlagen eines Eltern theiles wird mit Erdrosslung bestraft, doch 
nur wenn eine Verwundung erfolgte, möge diese noch so klein sein (H. Mamrim 
5, 5.) Wird die Leiche einem Elterntheile von dem Kinde geschlagen, so kann 
es vom Gerichte nicht bestraft werden ; denn eine Leiche kann man ja nicht 
verwunden (Das.). Das Fluchen einem Elterntheile wird mit Steinigung bestraft, 
selbst wenn dieser schon gestorben ist. (Das. 5. 1—4) ; doch nur wenn mit. dem 
geheiligten Gottesnamen verflucht geworden ist (Das.). Eine andere Verletzung 
der kindlichen Ehrfurcht ist wohl eine schwere* Sünde , doch aber kein Todes- 
verbrechen (Das.). 

Wer einen zum Tode verurtheilten Menschen umbringt , ist des Todes 
nicht schuldig, denn da es kein Begnadigungsrecht gibt, so ist ein solcher schon 
als todt zu betrachten. Aber wenn ein Kind einen zum Tode verurtheilten El- 
terntheil schlägt und verwundet, so wird es ja mit dem Tode bestraft ; denn 
das Schlagen einer Elterhleiche ist nur darum kein Todesverbrechen, weil eine 
Leiche nicht verwundet werden kann; aber einem Verurtheilten kann ja noch 
eine Wunde beigebracht werden, daher, wenn er auch als todt zu betrachten 
ist, so bleibt doch die Verwundung von Seiten des Kindes ein Todesverbrechen 
(Das. 5, 12. Siehe Kessef mischnah). 



§•35. 

Der absichtliche , unmittelbare Mord eines lebensfähigen 
Menschen ist mit dem Tode des Köpfens zu bestrafen. Jeder 
dreissig Tage alter Mensch wird als lebensfähig betrachtet. 

Erläuterung. Selbst die Ermordung eines in den letzten Zügen lie- 
genden Kranken ist mit dem Tode zu bestrafen (H. Rozeach. 2, 7. 8); nur 
wenn der Ermordete durch eine Verletzung eines innern Körpertheiles lebens- 
unfähig war, kann der Mörder nicht mit dem Tode bestraft werden (Das.). Je- 
doch ganz straflos darf ein polcher Mord gewiss nicht bleiben. 

Bei einem noch nicht 30 Tage alten Kinde muss die Lebensunfähigkeit 
erwiesen sein, nämlich dase die Schwangerschaft volle neun Monate währte 
u. a. w. War aber das gemordete Kind schon 30 Tage vorüber, so wird dio Le- 
bensunfahigkeit vorausgesetzt (Das. 2, 6). Uebrigens ist kein Unterschied, ob 
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der gemordete Freier oder Sclave, Jude oder NichtJude war (Das. 2, 10. 11. 
Siehe meine Rechtslehre §. 48., dass der Ausspruch des Maimotiides betreffs 
NichtJuden unrichtig sei). 

Nur der unmittelbare, selbst gethanene Mord wird mit dem Tode bestraft, 
aber nicht der mittelbare, z. B. er bindet einen Menschen, und wirft ihn einem 
reissenden Thiere vor; auch nicht der nicht selbst gethanene. z. B. er miethet 
Banditen den Mor.d zu vollziehen (Das. 2, 1—5). Doch nur das ordentliche Ge- 
richt kann einen solchen Mörder nicht zum Tode verurtheilen, wohl aber der 
König (Das.). Aber zur Kerkerstrafe, verbunden mit körperlicher Züchtigung, 
kann und soll auch das Gericht ihn verurtheilen (Das.) 

Der Vollzug des Todesurtheils gebührt den nächsten Verwandten des Ge- 
mordeten, selbst wenn der Mörder ebenfalls sein Verwandter ist ; blos an einem 
Elterntheil darf der Sohn keine Blutrache ausüben. Mordet z. B. der Vater sein 
eigenes Kind, so. darf der Sohn des Gemordeten an dem GrosBvater das Urtheil 
vollziehen, nicht aber der Bruder des Gemordeten an dem Vater (Das. 1,1— 3). 
Weigert sich der Verwandte den Mörder umzubringen, so muss das Gericht 
dis Todesurtheil vollziehen lassen (Das.). 

Vor der Verurtheilung hat Niemand das Recht den Mörder zu tödten, 
(Das.). und wer es tliuet. ist ein Mörder (Makoth 12, a); da die Schuld des nun 
getödteten Mörders nicht mehr erwiesen werden kann ; denn keine Zeugenanhörung 
kann stattfinden ohne Beisein des Angeklagten, und dieser ist ja todt; sonach 
hat der. welcher ihn getcdtet hat. einen nichtschuldigen Menschen umge- 
bracht. 

§. 36. 

Ist der Mörder lebensunfähig , so kann er nur dann zum 
Tode verurtheilt werden, wenn der Mord in Gegenwart des Ge- 
richthofes vollzogen wo* den ist, 

Erläuternng. Dieses gehört unstreitig zu den Bonderbaren Aussprüchen 
des rabb. Gesetzes; aber die Rabbiner haben einmal allen Consequenten eines 
Gesetzes Rechnung getragen, besonders hier, da ein Mörder, wenn er auch nicht 
hingerichtet werden kann, doch durch Einkerkerung unschädlich gemacht wird. 

Die Gewähr für die Wahrhaftigkeit der Zeugenscnaft ist der Ausspruch 
der heil. Schrift : „Thue den falschen Zeugen, wie er gedacht seinen Nächsten 
zu thun". Haben nun Zeugen über ein Todesverbrechen ausgesagt und werden 
der falschen Zeugenschaft überwiesen, so werden sie zum Tode verurtheilt. Ist 
aber dieser, gegen den sie aussagen, lebensunfähig, so könnten sie, wegen fal- 
scher Zeugenschaft nicht zum Tode verurtheilt werden ; denn auch die Ermor- 
dung eines lebensunfähigen Menschen ist ja nicht mit dem Tode zu bestrafen 
(§. 35); und wo den Zeugen nicht dasselbe gethan werden kann, was sie dem 
Andern thun wollten, zählt die Zeugenschaft nichts, weil die Garantie für die 
Wahrhaftigkeit fehlt. Sonach kann ein lebensunfähiger Verbrecher nur dann 
zum Tode verurtheilt werden, wenn es keiner Zeugenschaft benöthigt, nämlich 

4* 
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wenn das Verbrechen in Gegenwart des Gerichthofes begangen wurde (H. 
Rozeach. 2, 9). 

§• 37. 

Wenn auch der Tod nicht sogleich auf die beigebrachte 
Verletzung erfclgt, wenn nur erwiesen ist, dass die Verletzung 
die einzige Ursache des Todes war , so ist der Verletzer als 
Mörder mit dem Tode zu bestrafen. 

Erläuterung. Wenn der Tod eine sichere Folge der Verletzung 
ist, möge er auch erst nach langer Zeit erfolgen, so ist der Yerletzer als Mör- 
der zu behandeln (H. Rozeach 2, 14). Es muss aber durch Kunstverständige 
erwiesen sein, dass nicht ein Zufall oder eine andere hinzugetretene Ursache 
den Tod mit veranlasst habe , sondern dass nur die Verletzung die alleinige 
Ursache sei. (Das. 3, 1—13). Es muss ferner erwogen werden der Gegenstand 
womit, und der Körpertheil, an welchem die Verletzung geschehen ist; „denn 
es macht gewiss einen Unterschied, ob ein Schlag auf das Herz, oder auf die 
Hüfte erfolgt* (Das). Ferner die Schwerkraft des Gegenstandes, womit verletzt 
wurde; „denn die Wirkung eines geworfenen Steines aus einer Entfernung von 
zwei Ellen, ist nicht gleich, als von einer Entfernung von zehn Ellen* (Das.). 
Endlich muss die Leibesconstitution des Getödten in Betracht gezogen werden . 
„denn der Schlag, der einen Schwächling tödtet, tödtet nicht einen Starken" 
(Das.). Brfolgt der Tod durch ein Hinabstossen von einer Höhe in die Tiefe, 
so ist in Erwägung zu ziehen das Maas der Höhe, wie auch die körperliche 
Kraft des Hinabgestossenen ; „denn es ist nicht gleich , ob ein Kind oder ein 
Erwachsener herabgestürzt wird* (Das.). War es ein Hinabstnssen ins Feuer, 
Wasser, oder in eine Höhle voll Stickluft, so ist zu entscheiden, ob der Stoss 
derart war , dass der Hinabgestossene sich nicht habe herauswinden können, 
sondern der Tod sicher ei folgen inusste (Das.) n. dgl. 

§• 38. 

Sind mehrere Theilnehmer an dem Morde, so ist der, durch 
welchen der Tod des Ermordeten erfolgte, als Mörder, und die 
anderen als Theilnehmer zu bestrafen. 

Erläuterung. Dieses, gehet schon aus den §§. 5 u. 6 hervor , und 
gilt im rabb. Gesetze durchgehends die Regel, dass wegen eines Mordes niemals 
mehr, als eine Person hingerichtet werden kann 
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§• 39. 

Eine Handlang ohne Absicht Jemanden zu tödten, wodurch 
ein Mensch um das Leben kommt, begründet die Strafthat des 
unfreiwilligen Mordes. 

Erläuterung. Liegt es in der Absicht des Handelnden zu tödten, 
so ist es entweder Word, oder Hilfeleistung zum Morde, und ist im ersten Fälle 
mit dem Tode, im zweiten Falle mit Einkerkerung zu bestrafen (§. 5). Aber 
ohne Absicht zu tödten, ist es unfreiwilliger Mord. 

§. 40. 

Ist dem unfreiwilligen Mörder gar kein Verschulden beizu- 
messen, so ist er ganz straflos. Ist wohl Verschulden, bestehet 
aber blos in Mangel an Vorsicht, so ist er mit dem Exil zu be- 
strafen. Bestehet aber das Verschulden in einem Muthwillen oder 
Leichtsinn ; oder ist der unfreiwillige Mörder ein bekannter Feind 
des Getödten, so ist er der Rache des B'uträchers verfallen. 

Erläuterung. Das Exil ist Strafe und Schutz zugleich, der unfreiwil- 
lige Mörder, den der nächste Verwandte des Getödten umbringen kann, ist durch 
das Exil vor der Blutrache geschützt. Ist nun die Handlung, welche den Tod 
des Getödten verursachte, ein blosser Zufall, ohne das geringste Verschulden'; 
z.B. der unfreiwillige Mörder ist herabgestürzt von einer Höhe, und hat im Fallen 
einen Menschen getödtet; oder er hat ein Fass in die Höhe gezogen, da riss 
der Strick, und das zurückgerollte Fass tödte einen Menschen, da hat der Blut- 
rächer kein Recht ihn zu tödten, und Strafe gebührt ihm gewiss keine, daher 
ist er gänzlich straflos (H. Rozeach 6, 1— 15). Gegen die Rache des Bluträchers 
ist er, so wie jeder andere Mensch, durch das Gesetz geschützt; denn würde der 
Blnträcher ihn tödten, so wäre er als Mörder zu bestrafen. Erfolgte aber der 
Tod des Getödten aus Mangel an Vorsicht des Handelnden , z. B. der Strick, 
womit er ein Fass herab liess, geleitete ihm aus der Hand, oder er stieg in die 
Höhe und stürzte im Hinaufsteigen herab, und tödte im Fallen einen Menschen 
u. dgl., da ist Mangel an Vorsicht, er hätte besser Acht haben sollen, denn ein 
Ausgeleiten eines Strickes, oder ein Herabfallen während eines Hinaufsteigens 
gehört nicht zu den ganz unwahrscheinlichen Fällen ; so ist das Exil die Strafe 
und der Schutz (Das.). 

Ist aber seine Handlung als Muthwillen zu betrachten , «. B. er wirft 
einen schweren Gegenstand auf die Gasse, wo immer Menschen zu sein pflegen, 
oder er reisst eine Mauer nieder, wo die Steine in die öffentliche Gasse fallen, 
ohne ein Warnungszeichen auszustellen, oder in der Nacht, wo ein Warnungs- 
zeichen nicht gesehen wird u. dgl., da ist der Handelnde der Blutrache verfal- 
len, und kann ihm der Bluträcher tödten, selbst in der Zufluchtsstfcdt, erneu 
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solchen unfreiwilligen Mörder schützt sie nicht (Das.); „sondern er selber muss 
sich zu schützen suchen" (Das ). Aher wo das Gesetz das Exil ausspricht, näm- 
lich bei Mangel an Vorsicht, muss der unfreiwillige Älörder ins Exil, und kann 
nicht sagen : Ich werde mich schon selber vor dem Bluträcher Schützer, denn 
das Exil ist auch Strafe „zur Abbüssung der Sünde des unfreiwilligen Mor- 
des« (Das.). 

War der unfreiwillige Mörder ein Feind des GetÖdten, so wird er nicht 
in das Exil verwiesen, sondern ist in jedem Falle der Blutrache verfallen (Das.) ; 
denn es. stehet geschrieben: „Und dieses ist die Verordnung wegen des (unfrei- 
willigen) Mörders,, der dahin (in die Zuflüchtsstadt) sich flüchten soll, dass er 
lebe. Der da erschlägt seinen Nächsten, ohne Wissen, da er ihn nicht 
hasste seit gestern, oder vorgestern. Oder wer da gehet mit seinem Nächsten 
in den Wald Holz zu hauen, und seine Hand holt aus mit dur Axt das Holz 
zu hauen, das Eisen aber entfährt dem Stiel , und trifft seinen Nächsten, dass 
er stirbt. Selbiger flüchte sich in eine dieser Städte, dass er lebe. Damit der 
Bluträcher nicht nachsetze dem (unfreiwilligen) Mörder — und ihn erschlage, 
wiewohl ihm kein. Todesurtheil gebührt, da er ihn nicht hasste seit ges- 
tern und vorgestern" (5. B. M. 19, 4-6). Und das Ausfahren des Eisens von 
dem Stiel ist ja gewiss nicht als Muthwille , sondern aus Mangel an Vorsicht 
zn betrachten, und doch stehet die Bedingung: „Da er ihn ni:ht hisste*. 



§• 41. 

ßevoi noch Gericht über einen Todtschlägef gehalten wird, 
ist er in das Exil, unter Schutzwache des Gerichtes hinzu- 
senden. 

Erläuterung. Da nicht jedes Gericht competent ist, über Todesver- 
brechen zu urtheilen, und der competente Gerichtshof nicht immer in der Lage 
ist, sogleich zu verhandeln, so hat das Gericht des Ortes, wo der TodtscLLig 
geschehen, sogleich die Verfügung zu treffen, dass der Todtschläger in eine 
Zufluchtsst.idt gebracht werde, damit er vor der Blutrache geschützt sei. So- 
dann ist er vor das competente Gericht zu stellen ; wird er als absichtlicher 
Mörder erkannt, so wird er entweder zum Tode , oder zur Einkerkerung ver- 
urtheilt. Wird es als ein unfreiwilliger Mord erkannt, so ist er entweder gänz- 
lich frei zu sprechen, oder wieder in die Zufluchtsstadt hin zu verweisen, um 
dort die Exilstrafe abzubüssen , oder der Blutrache als verfallen zu erklären, 
wie im vorigen Paragraf gelehrt wurde. (H. Rozeach 7, 5). 



§• 42. 

Die Tödtung eines noch nicht gebornen Kindes ist kein 
Todesverbrecbeu ; und hinsichtlich der eines bereits zur Welt 
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gekommenen Kind« s ; ist kein Unterschied, ob sie von der Mut- 
ter oder einer anderen Person vollzogen wurde. 

Erläuterung. Selbst ein bereits geborenes Kind ist vor dreissig Ta- 
gen nicht als lebensfähig zu betrachten, wenn nicht erwiesen ist, dass es keine 
Frühgeburt sei (§. 35), um wie viel weniger kann die TÖdtung eines Fötus ein 
Todesverbrecben sein. Bei einer schweren Geburt darf daher der Fötus getödtet 
werden, um das Leben der Mutter zu retten, weil ein noch nicht gebornes Kind 
auch noch nicht als Mensch betrachtet wird. Kam aber schon der Kopf zur 
Welt, selbst wenn die übrigen Körpertheile «roch im Mutterleibe sind , so darf 
es, wegen Bettung der Mutter Leben, nicht mehr getödtet werden ; denn nun 
ist es so gut ein Mensch, als die Mutter, und man darf nicht ein Leben opfern, 
um ein anderes Leben zu retten (H. Rozoach 1, 9) Ja, ein noch nicht gebore- 
nes Kind ist blos ein Glied der Mutter. Wird eine schwangere Frau zum Tode 
verurtheilt, so darf nicht gewartet werden, bis nach ihrer Niederkunft, sondern 
die Hinrichtung muss sogleich erfolgen. (H. Sanhedrin 12, 4). Die Ursache die- 
ses unmenschlichen Gesetzes ist, weil es kein Begnadigungsrecht gibt, daher 
soll die Mutter nicht einer langen Todesangst ausgesetzt bleiben, wegen der 
Leibesfrucht, die noch nicht Mensch, sondern wie ein Glied der Mutter ist 
(Siehe Sanhedrin 35, a). Es verstehet sich aber von selbst, dass wenn die Schwan- 
gerschaft vor der Verurtheilung bekannt ist, das Todesurtheil vor der Entbin- 
dung nicht gefällt werden darf. So bemerkt (Das.) Kaschi: „Wenn auch die 
Verbrecherin in Gewahrsam gehalten wird , so kann sie doch noch auf Frei- 
sprechung' hoffen, daher ist die Todesangst noch nicht so gross, als wenn schon 
das Togesurtheil ausgesprochen ist 1 *. 

Das ÖsteiT. Strafgesetz lässt'bei der Mutter, die ihr Kind todtet, Mil- 
derungsum stände zu. Aber nach raV). Gesetze ist, wo nur der geringste Milde- 
rungsumstand sich .findet, ein Todesurtheil gar nicht möglich; daher macht es 
auch keinen Unterschied zwischen der Mutter und einem anderen Menschen 
(Siehe §. 20.) 



Vierler Abschnitt. 

§. 43. 

Eine Widersetzlichkeit gegen das Gericht ist eine Straf- 
tbat, welche mit dem Banne, und nach Umständen auch schwe- 
rer zu bestrafen ist. 

Erläuterung. Wer vom Gerichte vorgerufen wird und nicht erscheint, 
ist mit dem Banne «u bestrafen (H. Sanhedrin 25, 5) ; und ist die Widersetz- 
lichkeit grösser, tm kann das Gericht eine schwerere Strafe verhangen ; denn 



32 Strafgesetz IV. Abschnitt §§. 43-45. 

nach Zeit und Umständen ist dcmsei' en eine arbiträre Macht eingeräumt (§. 8). 
Mainionides sagt hierüber: .,Alle diese — (Jeldf und Leibesstrafen — sind 
wohl, wenn die Zeit es erfordert, der Einsicht der Richter überlassen, aber diese 
sollen Gott vor Augen haben, und nicht die Ehre ihrer Nebenmenschen gering 
achten. Alle ihre Handlungen sollen sein zur Ehre Gottes und der Thora; 
denn wer die Thora ehrt, wild auch von Menschen geehrt, und wer sie ver- 
achtet, wird auch von Monschen gering geschätzt." (H. Sanhodrin 24. 10). 

.§• 44. 

Ein Richter, der sich verleiten läset seinen Amtspflichten 
entgegen zu handeln, so dass er dadurch übel beleumundet wird, 
begehet die Strafthat des Missbrauches der Amtsgewalt, welche 
mit dem Banne zu besrafen ist. Annahme von Bestechung ist 
ein Verbrechen, worauf Geisseistrafe zu erfolgen hat. 

Erläuterung. Wenn sonst eine öffentliche Person die Strafe des Bannes 
verdient, so ist dieser geheim auszusprechen, dass nämlich seine Collegen wis- 
sen er sei im Banne, aber in die Öffentlichkeit soll es nicht dringen; denn es 
würde Scandal erregen, und dem Stande zur Unehre gereichen (H.Talmud thora 
7, 1). Ist aber sein Amtsverfahren derart, das sein übler Ruf bereits Oeffent- 
lichkeit hat, so ist auch der Bann öffentlich auszusprechen (J. D. 334, 42). 

Es stehet geschrieben: „Ihr sollt keine Bestechung annehmend folglich 
ist die Annahme eine Uebertretung eines Thoraverbotes , worauf Geisseistrafe 
gebührt, welche auch, wenn nicht noth wendig, nicht öffentlich vollzogen wer- 
den soll (Das. Das.). Aber seines Amtes ist er jedenfalls zu entsetzen (Siehe 
Das. S. K. 66 Siehe auch §. 15). 

§. 45. 

Münzverfälschung oder Münzverringerung ist eine Straf- 
that, worauf der Bann auszusprechen ist. 

Erläuterung. Münz Verfälschung, nämlich aus einem geringschätzigeren 
Metall gangbare Münze prägen, so wie Münzverrkigerting, nämlich echte Münzen 
beschneiden, oder aus echtem Metall geringhaltigere Münze prägen, ist eigent- 
lich Betrug, und darauf spricht das Gesetz keine andere Strafe aus, als wenn 
die Zeit es erfordert, nach §. 8 zu handeln. Da aber durch solchen Betrug noch 
andere Menschen, in Gefahr kommen können, nämlich wegen Vorauagabung der 
aus Unkenntniss angenommenen Münzen, angehalten und zur Verantwortung 
gezogen werden: daher ist über den, der sich eines solchen Betruges schul- 
dig macht, so wie über die Helfershelfer jedenfalls der Bann auszusprechen. 
(J. D. 334. Schluss). 

Von Papiergeld oder Credifcpapiere hat man damals nichts gewusst ; aber 
gleiche Ursache, gleiche Wirkung. 
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§• 46. 

Störung des öffentlichen Gottesdienstes an einem Sabbat- 
oder Festtage, ist eine mit dem Banne zu bestrafende Strafthat. 

Erläuterung. Das eigentliche Strafgesetz kennt als Religionsstörung 
Mos Gotteslästerung und Verführung zum Götzendienste, welche Verbrechen im 
vorigen Abschnitte behandelt wurden. Die Bestrafung dieser Störung mit dem 
Banne ist späteren Ursprunges (Siehe J. D. 334, Schluss). 

§. 47. 

Eine Übertretung eines gesonderten Thoraverbotes , die 
in einem Thun bestehet, und sich nicht wieder gut machen lässt, 
ist ein Verbrechen der Geisseistrafe« 

Erläuterung. Wenn ein Verbot mehrere bestimmte Dinge zusammen 
fasst, so ist wohl jedes einzelne Ding verboten, aber Geisseistrafe ist nur dann, 
wenn das Verbot in seiner ganzen Ausdehnung übertreten wird. Z. B. : „Du 
sollst das Pessaehopfer nicht essen halbgar, oder in Wasser gekocht, sondern 
nur im Feuer gebraten". Da sind drei Dinge verboten. „Du sollst es nicht essen, 
wenn es nicht im Feuer gebraten ist". „Du sollst es nicht essen halbgar". „Du 
sollst es nicht essen im Wasser gekocht*. So ist jedes einzelne. Ding verboten, 
aber Geisseistrafe kann nur dann erfolgen, wenn et halbgar und im Wasser 
gekocht gegessen wird (H. Sanhedrin 18, 3). Sind aber mehrere nicht bestimmte 
Dinge in einem Verbote zusammen gefasst, so ist gar keine Geisseistrafe, selbst 
wenn alle verbotene Dinge begangen werden (Das.). Z. B. „Du sollst einen 
Blinden keinen Anstoss in den Weg legen" ; dieses Verbot involvirt gar viele 
Dinge , als : Niemanden einen falschen Bath zu geben ; Kiemanden zu einer 
Sünde Hilfe zu leisten; Niemanden etwas zu gemessen zu geben, was fär ihn 
verboten ist; ein erwachsenes Kind nicht zu schlagen, weil es dadurch veran- 
lasst werden könnte, zu verletzen das Gebot: „Ehre deinen Vater und deine 
Mutter" und noch andere (Siehe II. Bozeach 12, 14. H. Malwe welowe 4, 2. H. 
Mamrim 6, 9. H. Talmud thora 6, 14. H. Masser 10, 13. 11. 12, 1. H. Kilajim 
10, 1. H. Nesiroth 5, 20, u. n. 0. m , welche Dinge alle dieses Verbot in sich 
fasst) : auf Uebertretung dieses, oder eines andern derartigen Verbotes ist keine 
Geisseistrafe. (Merkwürdigerweise widerspricht sich Maimonides an zwei Orten, 
H. Kilajim^lO, 1. und H. Nesiroth 5, 20. und statuirt auf Uebertretung des 
obigen Verbotes ja Geisselstrafe. Diesen Widerspruch rügt auch Aschri. Siehe 
J. D. 303 in Beth Josef). 

Bestehet die Uebertretung in einer Unterlassung, so ist auch keine Geis- 
seistrafe; z. B. „Du sollst nicht sehen den Esel deines Feindes niederstürzen 
unter seiner Last , ohne ihn beizustehen" ; hier wird durch eine Unterlassung 
das Verbot übertreten, daher ist keine Geisseistrafe (H. Sanhedrin 18, 1. 2). 

5 
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Auch Worte sind nicht That, daher ist auch auf die Uebertretung des Verbotes: 
„Du sollst nicht verläumden" keine Greisseistrafe (Das.). Ausgenommen sind der 
falsche Schwur und der Fluch, worauf Geisseistrafe ist (Das.). 

Auch auf eine Uebertretung, die sich wieder gut machen lässt, ist keine 
Geisseistrafe, z. Ö. stehet geschrieben : „Du sollst einem Anderen nichts vor- 
enthalten", aber wenn es geschehen ist, kann es wieder gut gemacht werden, 
daher ist keine Geisseistrafe (Das.). Ist es eine Uebetretung, die nur bis zu 
einer gewissen Zeit gut zu machen ist, so folgt erst dann die Geisseistrafe, 
wenn das Gutmachen nicht mehr möglich ist. Z. B. das Verbot lautet: „Du 
sollst nicht nehmen die Mutter mit den Küchlein , sondern wegschicken sollst 
du die Mutter, u. s. w. a ; hat nun Jemand dieses Verbot übertreten, und Mut- 
ter sammt Küchlein ausgehoben, so kann er, so lange die Vogelmutter lebt, die 
Uebertretung wieder gut machen , denn er konnte ja diese noch immer weg- 
schicken ; daher erfolgt nur dann Geisseistrafe , wenn die Mutter, todt, und so 
die Uebertretung nicht mehr gut zu machen ist u. dgl. (Das.). 



§. 48. 

Nothzucht, nämlich durch gefährliche Bedrohung, oder aus- 
geübte Gewalttätigkeit, oder sonstige Mittel, eine ledige Frauens- 
person ausser Stand setzen Widerstand zu leisten, und in die- 
sem Zustande sie zum Beischlafe missbrauchen, ist mit Geldstrafe 
zu ahnden. 

Erläuterung. Wenn der Beischlaf auf dem Felde oder im Walde u. 
dgl. geschiehet, so wird vermuthet, dass es Nothzucht war, geschiehet es aber 
in einem bewohnten Orte, so inuss erwiesen werden, dass der Mann Gewalt ge- 
braucht habe (H. Naarah betula 1, 2). Von Anwendung sinnbetäubender Mittel 
spricht das rabb. Gesetz nicht; da aber ein solcher Beischlaf auch wider dem 
Willen des weiblichen Theiles geschiehet, so ist es gewiss ganz so wie Noth- 
zucht durch Gewalt zu behandeln. 

Die Geldstrafe ist folgende : Für den Genuas des Beischlafes fünfzig 
Scheckel, und diese Summe ist bei allen Weibspersonen gleich. Schmerzensgeld, 
dieses ist Ton Kunstverständigen zu bemessen, nach der Beschaffenheit der Lei- 
besconstitution des weiblichen Theiles, und nach der Art der angewandten Ge- 
walt. Schandegeld, welches von dem Gerichte zu bemessen ist, nach demGharacter 
des geschändeten Mädchens und des schändenden Mannes; denn „es ist nicht 
gleich, ob das Frauenzimmer achtbar ist, und einer achtbaren Familie ange- 
hört, oder eine verächtliche Person und von gemeinem Herkommen ist. Und 
wieder ist nicht gleich, ob ihr die Schmach von einem angesehenen, hochge- 
achteten, oder von einem niedrigen, verachteten Hanne zugefügt wurde"; daher 
je niedriger der Character des männlichen und je höher der des weiblichen 
Theiles ist, desto grösser das Schandegeld. Endlich Schadenersatz; es ist näm- 
lich zu schätzen, um wie viel sie jetzt weniger werth als Sclavin zu verkaufen 
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ist, als vor der Nothzüchtigung, und ist dieses nach ihrer mehr oder weniger 
schönen Gestalt zu bemessen (Das. 2, 1—6.). Jedoch wenn die Zeit es erheischt, 
kann auch körperliche Strafe dem Nothzüchtler applicirt werden (§. 8); und 
«der Unsittlichkeit Einhalt zu thun, ist dieses besonders angeordnet (Siehe H. 
Sanhedrin 24, 4. und £. H. 177, 5). 

Unzucht wider die Natur, als mit Thieren oder Personen desselben Ge- 
schlechtes, und Blutschande zwischen Verwandten, sind bereits im 3. Abschu. 
behandelt werden. 



§• 49. 

Ausser der Strafe kann die Frauensperson ihren Noth- 
züchtler zwingen, sie zu ehelichen, wenn sonst kein Hinderniss 
im Wege stehet. Er kann sich dann niemals von ihr scheiden, 
thuet er es dennoch , so wird er znr Zurückvereheligung ge- 
zwungen; und kann diese nicht mehr stattfinden, so hat er 
ein Verbrechen der Geisseistrafe begangen. 

Erläuterung. Es war auch in manchen Staaten Gesetz, dass der Mann 
zu zwingen ist die Person, die er geschändet, zu ehelichen. Dagegen wird mit 
Recht. eingewendet: Warum sollte die Frauensperson begünstigt werden, da doch 
auch sie in culpa ist? Daher spricht das rabb. Gesetz diesen Zwang blos aus, 
wenn sie genothzüchtigt geworden, da ist blos der Mann in culpa, und es ist 
ganz billig, dass er gezwungen werde ihr die geraubte Ehre wieder herzustellen, 
wenn nur sonst kein gesetzliches Ehehinderniss obwaltet. (EL Naara betula 1, 
5—7.). Dieses ist zwar Privatrecht, denn wenn sie will, kann sie auf die Ehe 
verzichten, aber wegen des weiteren Ausspruches gehört dieser Paragraf in das 
Strafgesetz. Geschrieben stehet: „Ihm soll sie — die Nothgezüchtigte — zum 
Weibe werden, nicht kann er sie wegschicken so lange er lebt* (5. B. M. 22, 
29) ; die Scheidung ist also eine thuende Übertretung eines Thoraverbotes, aber 
sie lasst sich wieder gut machen durch Zurückvereheligung (§. 47), wozu er 
auch zu zwingen ist. Wäre aber die Gattin mittlerweile gestorben, oder in ein 
neues Ehebündniss mit einem andern Manne getreten, so ist die widergesetz- 
liche Scheidung an dem Nothzüchtler mit Geisseistrafe zu ahnden (H. Naara 
betula 1, 7). 

§: so. 

Blutschande zwischen Verwandten, in auf- und absteigen- 
der Linie, gleichviel ob eheliche oder uneheliche, ist theils To- 
des-, theils Qoisselverbrechen. Jene sind bereits in 3. Abschnitte 
behandelt, letztere sind folgende: Schwester; Tante, nämlich 
Schwester des Vaters oder der Mutter, oder verwitwete Qattin 
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des Oheims väterlicher Seite ; und Schwägerin, nämlich Schwes- 
ter der eigenen noch lebenden Ehegattin, oder verwitwete Gat- 
tin des eigenen Bruders, 

Erläuterung. Hinsichtlich Verwandtschaft ist nicht der geringste Unter- 
schied, ob sie aus ehelicher oder unehelicher Geburt abstammt (H. Issure biah 
2, 2). Bruder und Schwester sind es, wenn sie einen Vater oder eine Mutter 
gemeinschaftlich haben. So ist auch Schwester des -Vaters oder der Mutter, 
wenn sie auch nur einen Elterntheil gemeinschaftlich haben , Tante , und der 
Beischlaf mit derselben ist Blutschande. Aber mit Tante als verwitwete Gattin 
des Oheims, ist es nur dann Blutschande, wenn der Oheim Bruder des Vaters 
war, und mit diesem einen Vater gemeinschaftlich hatte ; war er aber Bruder 
der Mutter, oder auch des Vaters, aber von mütterlicher Seite, so ist es wohl 
eine verbotene Verwandtschaft zur Ehe, aber als Blutschande kann der Beischlaf 
nicht bestraft werden (H. Sanhedrin 19, 1. und H. Ischoth 1, 6). Schwester der 
Ehegattin, wenn diese todt ist, wird auch zu eheligen gestattet, daher kann 
gewiss der Beischlaf nicht Blutschande heissen; sondern nur wenn die Ehegat- 
tin noch lebt, selbst wenn sie von ihm durch Scheidebrief getrennt worden ist 
(Das.). Gattin des Bruders nach dessen Tode ist Blutschande, wenn beide Brü- 
der auch nur einen Elterntheil gemeinschaftlich haben (Das.). Ausgenommen 
ist, wenn ein Bruder von väterlicher Seite kinderlos verstorben ist, da 
wird die Levirathsehe zur Pflicht, und ist keine Blutschande, selbst wenn der 
Bruder die Ceremonie des Schuhausziehens an sich vollziehen Hess (E. H. 162,2). 

Wo Geisseistrafe ist, verfallen beide Blutschänder dieser Strafe, ausge- 
nommen es wäre dem weiblichen Theile Gewalt angethan worden. 

Uebrigens muss bemerkt werden, dass auf Blutschande auch die Himmels- 
strafe der' Ausrottung (Eareth) angedrohet ist, und dieses hat anch eventuel- 
len Einfluss auf Verschärfung des gerichtlichen Strafurtheiles (Siehe §. 93). 

§. 51. 

Der Beischlaf mit einer Gewobnheitsbuhlerin ist Verbrechen 
der Geisseistrafe ; Kappelei ist mit Züchtigungsschläge zu be- 
strafen. 

Erläuterung. Maimonides (H. Ischoth 1, 4) statuirt: »Wer einem 
Weibe ausserehelich beiwohnt, verfällt der Geisseistrafe ". Aber unmöglich kann 
hier gemeiut sein ein gewöhnlicher unehelicher Beischlaf ; denn es heisst : „Wer 
eine weibliche, unverheirathete Person zum Beischlafe überredet, hat ihr fünfzig 
Scheckel zu bezahlen, u. s. w, a (H. Naara betula 1, 1. und 2,2) ; und nachdem 
Grundsatze des mosaisch-rabb. Gesetzes können Geisseistrafe und Geldentschädi- 
gung niemals zusammen stattfinden. Es kann also eben nur gemeint sein, wenn 
das Weib eine Gewohnheitsbuhlerin ist, da ist keine Geldentschädigung (Das. 
1, 9. und 2, 9) ; daher ist Geisseistrafe (Siehe auch H. Issure biah 1$, 2). 
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„Kuppelei kann grässliche Folgen hervorbringen, es können dadurch in 
späteren Zeiten Bruder und Schwester sich begatten ; daher verfällt ein Vater, der 
seine Tochter zur Unzucht hergibt, der Geisseistrafe*. (H. Naara betula 2, 17). 
Da nun dieselben Folgen durch jede Kuppelei entstehen können, so ist solche 
wenn nicht durch strengere Strafen (nach $. 8) , wenigstens durch Züchtigungs- 
schläge fern zu halten (Siehe E. HL 177, 15). 

§• 52. 

Eine mit böser Absicht zugefügte Körperverletzung sollte 
der Geisseistrafe unterliegen ; da aber Ersatz zu leisten ist, kann 
diese nicht stattfinden, ausser wenn Ersatz nicht zugesprochen 
werden kann. Bei Ermessung des Ersatzes ist auf folgende Um- 
stände Rücksicht zu nehmen : 

a. Auf das Werkzeug, womit die Verletzung geschah; 

b. Auf die Absicht des Verletzers ; 

c. Auf die Qual des Verletzten und dessen Beschaffenheit; 

d. Auf die Dauer der Berufsunfähigkeit, welche durch die 
Verletzung verursacht wurde ; 

e. Ob der frühere Zustand des Verletzten wieder herzu- 
stellen sei, oder nicht; und 

f. Auf den Character und die Stellung des Verletzten. 

Erläuterung. Ist die Körperverletzung so gering, dass eine Geld- 
entschädigung nicht zugesprochen werden kann, so erfolgt Geisseistrafe (H. Cho- 
bel umasik 5, 3). Kann aber eine Geldentschädigung zugesprochen werden , so 
muss sie es auch , denn so spricht es die Thora aus, und dann kann keine 
Geisseistrafe erfolgen (§. 20). 

Nach dem Wortsinrie der heil. Schrift wäre dem Verletzer dieselbe Ver- 
letzung zuzufügen, die er an seinen Nächsten gethan. «Auge um Auge , Hand 
um Hand, Fuss um Fuss u. s. w." ; aber die Rabbiner haben dafür eine Geld- 
entschädigung eubstituirt (Siehe meine Rechtslehre §. 19). Für eine absicht- 
liche Verletzung, die immer bleibend ist, als : Blendung eines Auges, Verletzung 
des Gehörorganes, Lähmung der Hand ; überhaupt jede Verstümmlung , die für 
die ganze Lebensdauer bleibt, ist Fünffaches zu leisten. Nesek, d. i. Werth* 
unterschied, nämlich um wie viel weniger der Verletzte jetzt werth ht als 
Sklave zu verkaufen, als er vor der Verletzung werth war. Zaar; d. i. 
Schmerzensgeld, dieses wird so bemessen: wenn Jemand zu einer solchen Ver- 
stümmlung vemrtheilt würde, sie könnte aber durch irgend ein Mittel schmerzlos bei- 
gebracht werden, wie viel man ihn hätte jiun zahlen müssen, dass er die 
Schmerzen erdulde, die er nun erduldet hat. Ripu; Heilungskosten, wie auch 
Unterhaltungskosten während der Zeit. bis zur Heilung der Verletzungswunde 
Schebeth; d. L Versäumnissersatz, nämlich was er während der Krankheit»- 
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zeit, wo er unthätig bleiben musste, an Verdienst verloren hat. Endlich Bö- 
se he th, d. i. Entschädigung für die Beschämung, welche drr Verletzte durch 
die Verstümmlung erleiden muss. 

a. Ist das Werkzeug, womit die Verletzung geschehen ist, ein derarti- 
ges, dass keine Verletzung hätte erfolgen können, wenn nicht ein Zufall hin» 
zugetreten wäre, so ist weiter nichts als Bo sehet Beschämungs-Brsatz zu 
leisten. 

b. Schadenersatz muss geleistet werden , wenn auch keine Absicht zu 
schaden war, ja sogar wenn die Beschädigung ganz unwillkührlich geschieht 
(Siehe mein Civilrecnt §. 1277) : und Nesek, Werthunterschied ist ebenfalls 
Schadenersatz, daher auch zu leisten, wenn die Verletzung ganz absichtslos, 
gewissermaBsen zufällig geschah; z. B. Jemand wird durch einen heftigen 
Windstoss von einer Höhe herabgeschleudert, und verletzt einen Menschen in 
seinem Falle, so ist er dennoch Werthunterschied zu bezahlen schuldig , nicht 
aber die andern vier Entschädigungen , weil die Verletzung eine blosse Zufäl- 
ligkeit war. Ist es aber nicht ein aussergewöhnlicher Windstoss , der ihn he* 
rabgeworfen; oder er hat im Schlafe die Verletzung beigebracht, so sind, ob- 
wohl keine Absicht zu verletzen war, vier der obigen Entschädigungen zu leisten; 
nur Boscheth, Beschämungs-Ersatz nicht, weil keine Absicht Jemanden zu 
beschämen war; denn nur Absicht zu verletzen wird als Absicht zu beschämen 
betrachtet. 

c. Je grösser die Qual, je grosser muss die Entschädigung als Schmer* 
zensgeld sein. Aber ein Mensch, der reich , zart und verweichlicht ist , würde 
für eine grosse Summe keinen geringen Schmerz erdulden , und wieder ein 
Mensch, der arm, robust und an Mühseligkeiten gewöhnt ist, würde für einen 
geringeren Betrag grossere Schmerzen ertragen: daher ist auf die Beschaffen- 
heit des Verletzten Bücksicht zu nehmen. 

d. Je länger die Unthätigkeit währt, je grösser ist der Ersatz für 
Schebeth, Versäumniss. Jedoch wenn die lange Dauer nicht eine Folge der 
Verletzung, sondern eines Verschuldens des Verletzten ist; er hat z. B. nicht 
die Anordnungen des Arztes befolgt u. dgl. ; so ist der Verletzer für die län- 
gere Dauer aus Selbstverschuldung des Verletzten, weder Versäumniss, noch 
Heilungs- noch Unterhaltungskosten zu bezahlen schuldig. 

e. Sind aus der Verletzung keine bleibenden Folgen entstanden, sondern 
es wird der Verletzte nach der Heilung in den vorigen Stand zurückkommen; 
so ist kein Nesek, Werthunterschied, zu bezahlen; denn während der Krank- 
heit wird ihm ja alles Versäumte ersetzt, und nach der Heilung wird er 
ja wieder sein wie er früher war, und hat also an Werth nichts verloren« 

f. Je geachteter ein Mensch ist, je grösser ist der Ersatz , der ihm für 
eine Beschämung geleistet werden muss; daher ist auf den Character und die 
Stellung des Verletzten Bücksicht zu nehmen (H. Chobel umasik Ab- 
schnitt 1. 2. 3.) 

§. 53: 

Der Zweikampf, d. i. das Herausfordern zum Kampfe mit 
tödüichen Waffen, ist nach den Folgen, welche stattgefunden 
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haben zu bebandeln. Erfolgt ein Todesfall, so ist der Heraus- 
forderer als absichtlicher, der Herausgeforderte als u n- 
freiwilliger Mörder , dem aber ein Verschulden zur Last 
gelegt werden muss ; zu bestrafen; hat aber blos eine Verwun- 
dung stattgefunden , so kommt das Gesetz über Körperver- 
letzung in Anwendung. 

Erläuterung. Ausdrückliches spricht das rabb. Gesetz über Zwei- 
kampf nicht ; denn der wahnsinnige Anstandsbegriff , dass man entehrt sei, 
wenn man sich nicht die Hälse bricht, war damals unbekannt ; aber nach den 
Grundsätzen des Gesetzes muss so statuirt werden. Nord bleibt Mord, wenn 
auch der Getödte gewünscht hat getödtet zu werden ; daher ist auch eine 
Todtung im Zweikampfe ein Mord, und wenn der Herausgeforderte gefallen ist, 
so ist der Herausforderer ein absichtlicher Mörder. Beim Herausgeforderten ist 
es gewissermassen Nothwehr; aber wenn man sich retten könnte ohne den 
Angreifer zu tödten, und tödtet ihn dennoch, so kann es das Gericht nicht 
als Mord bestrafen, aber Blutschuld hat man auf seine Seele geladen (H. Ro- 
zeach 1, 13). Nun hätte ja der Herausgeforderte durch eine Anieige bei Ge- 
richt sich retten können, und er hat den Angreifer getödtet, daher ist er der 
Blutrache verfallen (§. 40). Dieses ist auch aus folgender Stelle zu erweisen. 
„Joab wurde zur Bede gestellt: Warum hast du den Feldherrn Abner um- 
gebracht? Er antwortete: Ich war der Bluträcher meines Bruders AschaeL 
den Abner erschlagen hat. Da sprach zu ihm der Richter: Dein Bruder 
Aschael verfolgte Abner und wollte ihn umbringen, so hat dieser das 
Recht der Nothwehr ausgeübt. Da entgegnete Joab: Abner hätte ja den 
Aschael blos verwunden können, und hat nicht nöthig gehabt ihn zu 
tödten; und so hatte ich das Recht der Blutrache (Sanhedrin 49, a). 

Obwohl jeder der Zweikämpfer dem andern gewissermassen das Recht 
einräumt ihn zu verwunden, so sind doch die Gesetze über Körperverletzung 
in Anwendung zu bringen; denn ausdrücklich heisst es: „Sagt Jemand zu 
einem Andern: Blende mir ein Auge, oder haue mir ab eine Hand, ich spreche 
dich im Vorhinein von allem frei; so ist er dennoch für die Körperverletzung 
das Gesetzliche zu leisten schuldig" (H. Chobel umasik 5, 11. Siehe auch meine 
Rechtslehre §. 6). 

Hat das Duell gar keine üble Folge, so ist es bloss als Versuch zu 
einem Verbrechen zu betrachten, daher kein Gegenstand zur Straf o (§. 7). 

Das sogenannte amerikanische Duell, wo nämlich Herausforderer und 
Herausgeforderte losen, wer von beiden sich selber umbringen soll, könnte vom 
menschlichen Gerichte nicht bestraft werden; denn Selhstmord ist eine Sünde, 
und ein Vertrag zu einem Unrechte hat keine Giltigkeit; sonach war der, 
welcher das Todeslos zog, rechtlich nicht verpflichtet, seine -versprochene Be- 
dingung zu erfüllen, und hat er es doch gethan, so ist es seine eigene Schuld. 
Jedoch auf den Ueberlebenden , als Veranlasser eines Menschentodes, ist anzu- 
wenden der Spruch: «Er istj frei von Menschenstrafe, aber schuldig vor dem 
Himmelsgerichte*. Die Sekundanten, da ihr Verbrechen in einer Unterlassung ■» 
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besteht, können nicht bestraft werden (§. 47); aber übertreten haben sie das 
Gottesverbot: „Du sollst nicht stehen bei dein Blute deines Nächsten". 

§• 54. 

Wenn Jemand eine Handlung unternimmt, damit ein 
Feuer entstehe, und durch das ausgebrochene Feuer ein Mensch 
getödtet wird; so ist der Brandleger als Mörder zu bestrafen. 
Gehet aber kein Menschenleben zu Grunde, so ist gesetzlich 
keine Strafe« 

Erläuterung. Hat der Brandleger mit der Absicht den Menschen 
zu tödten das Feuer angelegt, so ist er, nach den im 3. Absch. behandelten 
Umständen, entweder mit dem Tode, oder mit Einkerkerung zu bestrafen (H. 
Rozeach 2, 1) ; denn das Fener ist wie sein Pfeil, den er, um zu tödten, ab- 
drückt. Hatte er keine Absicht zu tödten, so ist er ein unfreiwilliger Mörder, 
dessen Verschulden aber Muthwille oder Leichtsinn ist (§. 40), und verfällt 
also dem Blutracher (Das.). Und wo das Gesetz die Blutrache zulässt, liegt es 
in der Gewalt des Königs den Mörder hinrichten zu lassen (H. Melachim 3, 
10. Siehe auch meine Rechtslehre §. 30). 

Ueber Körperverletzung hemerkt Maimonides: „Da der Verletzer ein 
Thoraverbot Übertreten hat, so sollte Geisseistrafe stattfinden ; weil aber die 
Thora ausdrücklich sagt: Der Verletzer muss dem Verletzten Versäumniss 
zahlen, und ihn heilen lassen; und körperliche Strafe mit Geldentschädigung 
zusammen niemals gesprochen werden darf : daher kann Geisseistrafe nicht in 
Anwendung kommen" (H. Chobel umasik 4, 9). Nun stehet auch geschrieben: 
„Derjenige , der den Brand angezündet, muss jeden Schaden bezahlen* (2. B. 
M. 22, 5); daher kann ebenfalls gesetzlich keine ändere Strafe stattfinden; 
ausser Zeit und Umstände erfordern es, dann ist nach §.• 8 zu handeln. 

§.55. 

Wer eine bewegliche Sache , ohne Vorwissen des Eigen« 
thttmers, an sich bringt, begehet einen Diebstahl , welcher mit 
Geld zu bestrafen ist; der aber auch eine Entziehung der Frei- 
heit zur Folge haben kann. 

Erläuterung. Geschieht die Entziehung der Sache mit Einwilligung 
des Eigentümers, so ist es gar keine Straf that; geschieht es ohne dessen Ein- 
willigung, aber mit Feinem Vorwissen, so heisst es Raub (H. Geneba 1, 3). 
Diebstahl sollte , als Uebertretung eines Thoraverbotes , mit Geissei bestraft 
werden ; da aber ausdrücklich in der Thora gesagt ist, dass der Dieb das Ge- 
stohlene zweifach zu bezahlen habe , so will die Thora eine Geld-, aber nicht 
ßeisselstrafe (Das. 1,1.): es ist also jeder Diebstahl doppelt zu ersetzen. 
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War es. aber ein Schaaf. welches der Dieb gestohlen , und verkauft oder ge- 
schlachtet hat, so muss er den Werth vierfach; und war es ein Ochs, welchen 
er gestohlen and verkauft oder geschlachtet hat, so muss er den Werth fünf- 
fach bezahlen (Das. 1, 4—6). Kann er keinen Ersats leisten, so ist seine Per- 
son als Knecht auf sechs Jahre zu verkaufen , und von dem erlösten Betrag 
der Bestohlene zu entschädigen (Das. 3, 11, 12). Doch nur, wenn er auch den 
Werth der gestohlenen Sache nicht ersetzen kann; aber wegen des Strafbetra- 
ges darf er nicht verkauft werden, sondern da muss der Bestohlene warten, 
bis einst der Dieb zu Geld kommen wird (Das.), 

§• 56. 

Der grössere Werth der gestohlenen Sache erhöhet die 
Strafthat des Diebstahls nicht, wohl aber die Eigenschaft des 
Dieben ; wenn er nämlich schon drei Mal diese Strafthat be • 
gangen hpt, so ist er noch mit Züchtigungsscblägen zu bestrafen.. 
Aach die Eigenschaft der gestohlenen Sache. erhöhet die Straf- 
that; wer nämlich einen Diebstahl begehet an einer zum un- 
mittelbaren Gottesdienste gewidmeten Sache , verliert den 
Schatz des Gesetzes. 

Erläuterung. Der Diebstahl eines Pfenings ist nicht weniger 
Verbrechen, als der von tausenden Gulden (H. Geneba 1, 1). Aber wer bereits 
drei Mal gestohlen hat, ist körperlich zu züchtigen . damit er diese schädliche 
Gewohnheit ablege (Das. 1, 10) ; oder auch durch Einkerkerung unschädlich zu 
machen (§. 8). 

Wer gottesdienstliche Geräthe aus dem Heiligthnme stiehlt, der ist eines 
jeden Menschen Rache verfallen, wer ihn umbringt begehet ein gu- 
tes Werk (H. Sanbedrin 18, 6). "Doch gilt dieses blos von Geräthen des 
ehemaligen Heiligthums- zu Jerusalem (Das). 

. . . • 

§. 57. 

Veruntreuung , nämlich ein anvertrautes Gut vorenthalten, 
um es sich zuzueignen, ist wie Diebstahl zu behandeln ; ausge- 
nommen der Veruntreuer wäre schon früher zum Ersatz des 
Werthes verurtheilt geworden. 

Erläuterung. Eine Sache wird anvertraut einem Verwahrungsnehmer, 
Miether oder Entlehner, wo immer die anvertraute Sache in Natura wieder zu- 
rückgestellt werden muss» Verleugnet nun der Inhaber die Sache, um sie sich 
zu behalten, so hat er eine Veruntreuung begangen ; welche aber wieder gut 
gemacht werden kann, daher ist keine Geisseistrafe darauf (§. 47). Es ist aber 
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ein Unterschied wie er die Sache verleugnet, Ist er gemäss seiner Angab* 
zum Ersätze des Werthes verpflichtet, z. B. er ist Miether und gibt an die» 
Sache sei ihm gestohlen worden , und ein Miether ist ja für Diebstahl verant- 
wortlich; er muss also auch nach seiner Angabe den Werth bezahlen , daher 
kann er nicht als Dieb bestraft werden , wenn sich auch zeigt, dass er diex 
Sache besitze. Ist er aber nach seiner Angabe zu keinem Ersätze verpflichtet, 
z. B. er, als Miether sagt , gewappnete Räuber haben ihm die Sache geraubt, 
das ißt. Zufall, wofür ein Miether nicht verantworlich ist; oder es ist ein Auf- 
bewahrer aus Gefälligkeit , und gibt an die Sache sei ihm gestohlen worden, 
und ein unbezahlter Verwahrer ist für Diebstahl nicht verantwortlich; wenn 
dann erwiesen wird, dass er falsch ausgesagt» und die Sache noch in seinem 
Besitze ist; so muss er die Sache zurückstellen, und wie ein Dieb, auch noch 
den Werth ala Strafe bezahlen (H. Geneba 4, 1—4). Ein Entlehner, der auch 
für jeden Zufall verantwortlich ist , kann wegen einer Veruntreuung nicht mit 
dem doppelten Yr'erthersatz bestraft werdeu (Das.). 

Eine Theilnahme nach geschehenem Diebstahl, sei es Verhehlung oder 
Ankauf der gestohlenen Sachen, ist wohl eine grosse Sünde, Unterstützung des 
Erevlers und Veranlassung zur Frevelthat; „denn fände der Dieb keinen Käu- 
fer, so würde er nicht stehlen* (Das. 6, 1), aber eine Strafe spricht das Gesetz 
nicht aus (ebenfalls nach §. 47.) ; aber wenn Unsicherheit um sich greift, kann 
nach §. 8 gehandelt werden. 

§• 58. 

Jeder Diebstahl und jede Veruntreuung hört auf strafbar 
au sein, wenn der Thäter, bevor sein Verschulden vor Gericht 
.angezeigt ist, seine That eingestehet. 

Erläuterung. Sobald der Dieb, bevor er noch geklagt wurde, seinen 
Diebstahl eingestanden, bleibt er straflos, selbst wenn er den Schaden noch 
nicht gut gemacht hat (H. Geneba, 1, 5. entgegen dem österr. Strafgesetz 
§. 187). 

Rauh kann hier keinen Platz finden, weil. das rabb. Gesetz gar keine 
Strafe darauf ausspricht; es ist ein Verbrechen, welches sich wieder gut ma- 
chen lässt (§. 47), daher ist keine Geisseistrafe (H. Gesela 1, 1); aber auch 
eine Geldstrafe nicht, der Räuber hat blos den einfachen Werth der geraubten. 
Sache zu erstatten (Das. 1, 4). Und kann er, wenn er nicht zu bezahlen hat, 
nicht, wie der Die 6, zum Knechte verkauft werden (Das.). Den Werth hat er 
zu erstatten, wie er war zur Zeit, als der Raub begangen wurde; jeder Zu- 
wachs an Werth verbleibt dem Räuber. (Das. 2, 6.). Im Talmud heisst es: 
Warum ist die Thora gegen den Dieben strenger, als gegen den Räuber ? Weil 
dieser nicht Gott, aber aiich nicht Menschen fürchtet , während jener Menschen 
ja, aber Gott nicht furchtet (B. Kama 79, b). Uebrigens versteht es sich von 
selbst, dass wenn die Sicherheit gefährdet wird , der §. 8 in Anwendung ge- 
bracht werden, kann. 
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Räuber ist der, welcher Gewalt braucht, um die Sache sich zuzueignen, und Dieb 
ist, wer geheim sich eine fremde Sache zueignet; wenn nun Jemand sieh 
wappnet, um für den Fall , dass er Widerstand fände , Gewalt zu brauchen j 
aber er kommt in das Haus, wird von Niemanden gesehen , und entwendet die 
Sache: ob er nun als Räuber oder Dieb zu behandeln sei? sind die Meinungen 
getheüt (Siehe H. Genebu 1, 3. und Rabad Das.). ' * 

§. 59. 

Betrug durch eine falsche Zeugenaussage, welche aber 
nicht geldliche Angelenheit , sondern Ehrsachen oder Ehrenbe- 
leidigun^ u . dgl. betrifft, ist ein Verbrechen, welches mit. Geis- 
sei zu bestrafen ist. 

Erläuterung. Auf gewöhnlichen Betrug spricht das Gesetz keine 
Strafe aus, weil alles wieder gut zu machan ist (§. 47). Gilt die« falsche Zeu» 
genschaft Geld, kann ebenfalls keine körperliche Strafe erfolgen; denn dem 
falschen Zeugen soll geschehen, wie er gedacht hat seinen Nächsten zuzufügen, 
und da die Zeugen blos Geldschaden verursachen wollten, so können sie auefe 
nur mit Geld bestraft werden; nämlich gerade mit so viel, als sie schädigen 
wollten. Betrifft aber die Zeugenschaft eine Ehrensache, z. B. sie sagen aus: 
N. N. sei ein verdächtiges Subject und unfähig zur Zeugenschaft, oder ein Ba- 
stard u. dgl. ; oder sie sagen aus zwischen diesem Manne und jenem Weibe obwalte 
dieses und jenes Ehehinderniss u. dgl. , da kann dem Zeugen nicht geschehen, 
wie er gedacht hat zuzufügen ; daher ist er mit Geissei zu bestrafen (Hr 
Eduth 20, 8). 

Warum auf falschen Eid keine besondere Strafe ausgesprochen ist; (siehe 
mein Civilrecht (§. 1337). 

§• 60. 

Wenn eine weibliche, verhdirathete Person mit einem an- 
dern Manne eine Ehe schliesst ; ist es mit Absicht geschehen, 
so begehen beide das Verbrechen des Ehebruches ; und wenn 
aus Irrthura, so begehet der weibliche Theil die Strafthat der 
zweifachen Ehe. 

Erläuterung. Da der Mosaismus die Poligamie gestattet, so wird 
wohl der Mann, der bei Lebzeiten seiner Gattin eine zweite Ehe eingehet, ge- 
zwungen sich von ihr zu scheiden, und so es mit Wissen geschehen, auch mit 
der Strafe des Bannes belegt; aber Ehebruch hat er nicht begangen. Aber 
eine zweite Ehe einer verheiratheten Ehegattin ist gänzlich unglltig, und so es 
mit Wissen geschehen, haben beide Ehebruch begangen. Geschah es aber ohne 
Wissen, sie haben nämlich einem Gerüchte, dass der abwesende Ehemann todt sei, 
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Glauben geschenkt, welches sich aber nun als falsch zeigt; so ist wohl der 
Mann, aber nicht die Gattin straflos. Ihre Strafe ißt, dass sie von beiden 
Männern geschieden werden muss, und weder den einen, noch den andern zu- 
rückheirathen darf. Ferner , dass sie jeden Anspruch aus den beiden Ehe ver- 
tragen mit den beiden Männern verliert, und selbst für das was der erste oder 
»weite Ehemann aus ihrem Vermögen verbraucht hat, keinen Ersatz verlangen 
kann (H. Cheruschin 10, 5, 6, und E. H. 17, 56). Und erfolgt diese Strafe 
selbst dann, wenn der zweito Ehemann ihr gar nicht beigewohnt hat (Das.). 



§. 61. 

Diejenigen, welche Jemanden fälschlich eines Verbre- 
chens anklagen , derart , dass ein Strafurtheil erfolgen musstc, 
machen sich des Verbrechens der Verleumdung schuldig, wenn 
sie auch nicht verwarnt worden sind. 

Erläuterung. Jeder, der eine Strafthat ausüben sieht, ist verpflich- 
tet es dem Gerichte anzuzeigen (H. Eduth 1, 1. 2.) ; von berufenen Anklägern 
weiss das rabb. Gesetz nichts. Jedoch auf Anzeige eines Einzelnen kann kei* 
Strafurtheil erfolgen; daher kann sich ein Einzelner des Verbrechens der 
Verleumdung nicht schuldig machen (Das. 5, 1), sondern blos einer Strafthat 
(§. 63). Sind aber der Ankläger zweie oder mehrere , so müsste auf ihre An- 
klage ein Strafurtheil erfolgen; wenn es sich nun zeigt, dass sie falsch ausge- 
sagt haben, so haben sie das Verbrechen der Verleumdung, verbunden mit fal- 
scher Zeugenschaft, begangen. 

Eine Verwarnung ist sonst aus zwei Ursachen nothwendig, vielleicht ist 
dem Thäter das Gesetz unbekannt, und vielleicht geschieht es bei ihm aus Irr- 
thum (§. 1). Nun was Gesetz betrifft, so hat das Gericht die Pflicht den an- 
klagenden Zeugen die Sträflichkeit einer falschen Anklage zu Gemüthe zu fuh- 
ren (H. Sanhedrin 12, 3). Und wegen eines zu besorgenden Irrthumes würde 
die Verwarnung gar nichts nützen; denn die Aussage lautet ja auf eine bereits 
vollzogene That; hätten sich nun die Ankläger in der Person des Klägers ge- 
irrt, was würde da die Verwarnung frommen ? Meinen doch die Ankläger ihre 
Aussage sei wahrhaftig? Die Verwarnung könnte also blos zur Folge haben, 
dass sich die Ankläger zurückschrecken, und gar nichts aussagen (Ketubotli 
33, a) -, daher benöthigt es bei dem Verbrechen der falschen Anklage keiner 
Verwarnung (H. Eduth 1$, 4). 

§. 62. 

Wird die Falschheit der Anklage dadurch erwiesen , oass 
sich zeigt die Ankläger waren pur Zeit als sie die That als 
geschehen aussagen , gar .nicht am Thatorle anwesend, *° t*t 
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die Strafe, dass den Anklägern dasselbe geschehe, was gemäss 
ihrer Aussage dem Angeklagten geschehen wäre. Wird aber 
die Falschheit der Anklage auf andere Weise unumstöss- 
lich erwiesen, so ist die Strafe ZUcbtigungsschläge. 

« 

Erläuterung. Die Thora hat den späteren Zeugen, welche die an- 
klagenden Zeugen der fallchen Zeugenschaft zeihen, mehr Glauben als diesen 
geschenkt (H. Eduth 18, 3); aber nur wenn sie sagen: „Ihr seid mit uns ge- 
wesen", d. h. es sei unmöglich, dass die anklagenden Zeugen die That können 
gesehen haben , weil sie zu deraelbigen Zeit an einem ganz anderen Orte an- 
wesend waren. Und da ist die Strafe die Wiedervergeltung, es geschieht näm- 
lich den Zeugen, was nach ihrer Aussage dem Angeklagten geschehen wäre, sei 
es Tod, sei es Geisseistrafe (Das. 18, ]). Bestätigen aber die späteren Zeugen 
die Falschheit der Anklage anderweitig, z. B. sie sagen aus, der Angeklagte 
sei an dem Tage, an welchem er, nach Aussage der Ankläger, die That began- 
gen haben soll, gar nicht an dem Thatorte anwesend gewesen; so kann gegen 
den Angeklagten kein Strafartheil erfolgen, aber auch gegen die Ankläger 
nicht; denn dadurch ist ihre falsche Zeugenschaft nicht unumstösslich erwie- 
sen. Ich mochte folgende Ursache angeben: 

Bei jedem Verbrechen muss böse Absicht erwiesen sein, wo Irrthum 
möglich ist, kann ein Straf urtheil nicht erfolgen (§. 1). Aber der Umstand, 
dass der Angeklagte gar nicht am Thatorte anwesend war, erweist noch die 
böse Absicht der Ankläger nicht; denn vieleicht haben sie die Ausübung des 
Verbrechens gesehen , aber sich in der JPerson des Thäters geirrt. Wird aber 
erwiesen, dass sie die Ausübung der That gar nicht können gesehen haben, 
dann ist auch ihre böse Absicht erwiesen; denn irren kann man sich in der 
Person des Mörders oder des Gemordeten , niemals aber, dass man habe gese- 
hen eine That ausüben, wenn man gar nicht anwesend war. 

Ist aber ausser der widersprechenden Aussage der späteren Zeugen die 
Anklage noch durch andere Umstände als falsch unumstösslich erwiesen ; 
z. B. die Ankläger sagen aus: Rauben habe den Schimeon umgebracht, 
und es behaupten die späteren Zeugen, Rauben sei zur selbigen Zeit gar nicht 
an dem Thatorte anwesend gewesen ; und dann wird noch erwiesen , dass 
Schimeon, welcher nach der Aussage, umgebracht worden sei, noch lebe: so 
kann die Wiedervergeltungsstrafe nicht erfolgen, denn ein Irrthum gehört auch 
da noch immer in die Klasse der Möglichkeiten, nämlich es können die An- 
kläger eine Mordthat gesehen haben, sich aber in beiden Personen geirrt, in 
der des Mörders, wie in der des Gemordeten ; da aber ein solcher zweifacher 
Irrthum höchst unwahrscheinlich ist, so dürfen die Ankläger nicht gänzlich 
straflos bleiben, sondern sind mit Züchtigungssofclägen zu bestrafen (H. 
Eduth 18, 6). 
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§• 63. . 

Wenn ein einzelner Mensch Jemanden eines Verbrechens 
anklagt' , vorgebend er habe es begehen sehen , so macht er 
sich der Strafthat der Verleumdung schuldig; und ist mit Züch- 
tigungsschlägen zu bestrafen. 

Erläuterung. Da auf die Aussage eines Einzelnen kein Strafartheil 
erfolgen kann, so hat die Anklage keinen andern Zweck, als den Angeklagten 
in einen bösen Buf zu bringen, nun stehet aber geschrieben: „Du sollst nicht 
als Verleumder umhergehen unter deinem Volke*: Daher ist der Ankläger 
als Verleumder zu bestrafen, selbst wenn der Angeklagte keinen Gegenbeweis 
führen kann. Hieraus entstand das talmudische Sprichwort: „Tobias hat 
gesündigt und Singud wird geschlagen; es hatte nämlich der Singud den 
Tobias angeklagt, und wurde als Verleumder mit Züchtigungsschlägen bestraft 
(Pessachim 113, b). . 

§. 64. 

Wenn ein Mann sich mit einer Jungfrau verlobt, und nach 
der spätem erfolgten Trauung sie anklagt keine Jungfrau ge- 
wesen zu »ein, und Zeugen vorfahrt, die aussagen, sie habe 
während ihres Verlobungstandes einen Treubruch begangen, 
welche Aussage aber sich als falsch erweist (§. 62) ; so haben 
sich die Zeugen und der Ehemann des Verbrechens der Ver- 
leumdung schuldig gemacht, und ist dieser mit Geissei , jene 
mit dem Steinigungstode zu bestrafen. 

Erläuterung. Eine Verlobte, durch Kiduschin, die einen Treu- 
bruch begehet, ist zu steinigen ($. 30) , daher wäre die Ehegattin auf Aussäge 
der Zeugen zum Steinigungstode verurtheilt worden ; und so geschehe den Zeu- 
gen, wenn ihre falsche Aussage erwiesen wird, was sie beabsichtigt haben zu- 
zufügen (§. 62). Und der Ehemann ist als Verleumder mit Geissei zu bestrafen 
(H. Naara betula 3, 6). Und muBs er, wenn sie will, sie als Gattin behalten, 
und darf sich niemals durch Scheidebrief von ihr trennen ; und thut er es den- 
noch, und kann sie nicht wieder zurück ehelichen, so wird er auch dafür mit 
Geissei beitraft (Das. 3, 4). 

Sonst ist auf Aufstellung falscher Zeugen im rabb. Gesetze keine Strafe 
ausgesprochen. Der Talmud hat ein Sprichwort: „Lehrer und Schüler, wen 
muss man gehorchen ?* Das will sagen, da Gott die falsche Zeugenschaft ver- 
boten 'hat, so sind nur die Zeugen allein strafbar , dass sie sich von eine» 
Menschen verleiten Hessen Gottes Verbot zu übertreten. 
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§. 6&. 

Ein Verbrechen erlischt niemals, als nur durch, die 'ttber- 
standene Strafe« 

Erläuterung. Selbst durch den Tod des Verbrechers erlischt Üas 
Verbrechen nicht; er darf von den Verwandten nicht betrauert (H. Sanbedrin 
13, 6. und H. Abel 1, 9. 10), und darf nicht ehrenvoll bestattet werden %U. 
Sanhedrin 14, 9. und J. D. 334» 3). Eine Nachsicht gibt es nicht, weil Nie- 
mand ein Begnadigungsrecht besitzt; und da das rabb. Gesetz auch keine 
Verjährung kennt , so kann ein Verbrechen durch nichts erlöschen, als .durch 
die überstandene Strafe. Dann aber darf man dem Sünder keinen Vorwurf 
über seine Vergangenheit machen, „So der Sünder seine Strafe erlitten, so ist 
er wieder dein Bruder (Megila 7, b). „fis ist eine grosse Sünde, einem gebes- 
serten Sünder seine, früheren Sünden vorzuwerfen 4 ' (H. Teschuba 7, 8). 



Fünfler Abschnitt. 

§. 66. 

Bei andern Strafthaten, ausser den Verbrechen, kann die 
Unkenntnis» des Gesetzes nicht immer als Entschuldigung 
dienen. 

Erläuterung. Eine Vemrtheilimg zum Tode . oder zu Geisseistrafe 
kann, ohne vorausgangene Verwarnung, nicht ausgesprochen werden (§, 1.), da- 
her dient das Nichtwissen des Gesetzes zur Entschuldigung (§. 3). Aber die 
andern Strafarten (§. 9), können auch ohne vorausgegangene Verwarnung in 
Anwendung gebracht werden; daher kann sich der Thäter mit dem Nichtwissen 
des Gesetzes nicht schützen. Exil kommt ja nur auf unfreiwill is^n Mord , da- 
her kann ja gewiss das Nichtwissen des Gesetzes zu keiner Entschuldigung 
dienen. Auch zur Befreiung von Geldstrafen nicht; ob der Dieb oder Körper- 
verletzer das Gesetz kennt oder nicht, die Geldstrafe bleibt sich gleich. Zur 
Belegung mit dem Banne benöthigt es ebenfalls keiner Verwarnung (J. D. 334, 
8. K. 2). Züchtigungsschläge (Ma<koth Mardoth) ist eine rabbinische Straf- 
art, und findet sich nirgends, dass eine Verwarnung vorausgehen muss. End- 
lich Einkerkerung wird ja in der Begel ausgesprochen , wo wegen Mangel der 
Verwarnung die Todesstrafe nicht angewendet werden kann. 



4« Stwf^eseti V. Abchuitt §f. 67. 68.6», 

§.67. 

. Eine verwirkte Geldstrafe gehört demjenigen! gegep wel- 
chen das Verschulden begangen wurde! Wird sie wegen einer 
Strafthat, die keinen Menschen zu Schaden gebracht hat, aus- 
gesprochen, so kann das Gericht der Geldstrafe eine beliebige 
Bestimmung geben. 

Erläuterung. Geldstrafe ist gesetzlich wegen Beleidigung , Ent- 
wendung oder Verletzung, und da gehören die Strafgelder dem Beleidigten, 
Beschädigten oder Verletzten. Es wird aber auch wegen Gewalttätigkeit udgl. 
eine Geldstrafe ausgesprochen, und dieser kann das Gericht eine Bestimmung 
geben; denn da es die Gewalt hat, die verwirkte Geldstrafe als herrenloses 
Gut zu erklären, welches Jedermann sich zueignen kann, um wie viel mehr 
darf es die Geldstrafe einem Wohlthätigkeitszwecke zuwenden (Siehe- H. -San- 
hedrin 24, 6). 

§. 68. 

Es kann auch auf Hausarest erkannt werden, aber nicht 
länger als auf die Dauer vou sieben Tagen. Es verpflichtet 
dem Verurtheilten , dass er sich nicht aus meinem Hause ent- 
ferne, und sich aller Vergnügungen enthalte. 

Erläuterung. Hausarrest (Nesifa) ist zu Verhängen wegen Beleidi- 
gung eines Vorgesetzten , und kann nicht länger . währen, als sieben Tage (J. 
D. 334, 14). Der Verurtheilte darf wohl Besuche annehmen 3 aber ausserhalb 
seiner Wohnung sich nicht sehen lassen (Das.); und muss sich aller Zerstreu- 
ungen und Vergnügungen enthalten (Das.). Diese Strafe ist derjenige , der da 
erkennt, dass sein Vorgesetzter ein Becht habe über ihn zu zürnen, verpflichtet, 
sich selber zur Sühne aufzulegen (Moedkatan 16, a b). Diese Strafe hat nichts 
Entehrendes, grosse Rabbiner haben sie gegen sich selbst in Anwendung ge- 
bracht (Das*). Ein gewisser Jochanon wird genannt: „der Na auf (Schab- 
bat 115, a); aber die Bandbemerkung (Das.) scheint richtig, nämlich er war 
der Sohn eines Mannes, Namens Nasuf. 

§• 69. 

Durch Abkommen mit dem Beschädigten kann eine Strafe 
weder aufgehoben , noch verringert werden. Auch darf man 
nicht eine Strafe statt einer andern in Anwendung bringen, 
ausgenommen Züchtigungsschläge statt des Bannes, 
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Erläuterung. Ueber Geldstrafe , da sie dem Beschädigten gehört (§. 
67), kann natürlich ein Abkommen zwischen ihm und dem Bestraften stattfin- 
den ; aber wo das Gesetz eine andere Strafe ausspricht, hilft kein Vergleich 
mit dem Beschädigten (H. Bozeach 5, 1. und H. Talmud Thora 7 , 13. und H. 
Sanhedrin 26, 6). Ebenso darf keine andere Strafe ausgesprochen werden, als 
das Gesetz verhängt ; so z. B. darf gegen einen Armen eine Geldstrafe nicht 
in eine körperliche Züchtigung verwandelt werden (H. Sanhedrin 20, 4) u. dgl. 
Aber Züchtigungsschläge statt des Bannes können in Anwendung kommen 
(Das. 26, 5). 

Für diese Strafe findet sich auch der Ausdruck: „Mit Ruthen" (be- 
schotim), es ist daher wahrscheinlich, dass es dem Gerichte überlassen ist, 
je nach dem Geschlechte oder der Körperbeschaffenheit des zu Bestrafenden, 
den Stock oder die Rnthe in Anwendung zu bringen. 

§. 70. 

Unmündige, so wie alle Individuen; welche gesetzlich zu 
einem Schadenersatze nicht verhalten werden können, die da 
stehlen, oder sonst anderen Menschen m u t h w i 1 1 i g Schaden 
zufügen, sind körperlich zu züchtigen. 

Erläuterung. Im Talmud heisst es: „Unmündigen zu begegnen ist 
schlecht, denn wer sie beschädigt, muss Ersatz und Geldstrafe leisten, während 
sie, wenn sie schädigen, zu keinem Ersätze verurtheilt werden können*. Aber 
damit sie nicht solches thun sollen , sind sie für Diebstahl oder Schadenzufü- 
gung, nach ihrer Körperkraft zu züchtigen (H. Geneba i, 10). Dieses gilt auch 
von Sklaven, weil von diesen ebenfalls für einen Schaden kein Ersatz zu er- 
langen ist (Das.). 

Unvernünftige können nicht körperlich gezüchtigt werden, aber wenn 
solehe die Sicherheit gefährden, sind sie durch Einsperrung unschädlich zu 
machen. 

§• 71. 

Wer dem Beauftragten des Gerichtes nicht Folge leistet, 
oder sich ihm gar widersetzt, ist mit dem Banne, und wer sich 
thätlich an ihm vergreift, ist mit Züchtigungsschlägen zu be- 
strafen. 

Erläuterung. Dem Beauftragten des Gerichtes wird geglaubt, mn 
über den Angeschuldigten den einfachen Bann auszusprechen; ist aber die Wi- 
dersetzlichkeit derart, dass der schärfere Bann, oder gar eine höhere Slrafe zu 
verhängen wäre, so kann diese auf die blosse Aussage des Beauftragten nicht 
ausgesprochen, sondern muss durch Zeugen erwiesen werden (H. Sanhedrin 
25, 5. 6). 

7 
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§• 72. 

Wer einen Richter durch Geschenk zur Parteilichkeit zu 
verleiten sucht , wie auch der Richter , der solches Geschenk 
annimmt, übertritt ein Verbot der Thora. 

Erläuterung. Der Richter übertritt das Verbot: „Ihr sollt keine 
Bestechimg annehmen", und der Geber das Verbot: „Dem Blinden lege keinen 
Anstoss in den Weg u (H. Sanhedrin 20, 1. 2). Auf letzteres folgt gewiss nicht 
Geisseistrafe (§. 47); aber wie es scheint, auch auf ersteres nicht, weil durch 
Zurückstellung des Geschenkes es sich wieder gut machen lässt (Das.). Auch 
Maimonides zählt dieses Verbot nicht unter denen, worauf Geisseistrafe ist 
(Siehe H. Sanhedrin, Abschnitte 18 und 19). Jedoch eine Uebertretung eines 
Thoraverbotes aus Geldinteresse, entziehet, wenn auch keine Geisseistrafe 
darauf ist, die Glaubwürdigkeit, und macht unfähig zur Zeugenschaft und zum 
Bichteramt (H. Eduth 10, 4). 

§. 73. 

Jede Handlung, von welcher der Handelnde erkennen 
muss, dass sie Gefahr flir das Leben . die Gesundheit, oder 
körperliche Sicherheit von Menschen herbeizuführen geeignet 

sei ; ist mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen. 

« 

Erläuterung. Geschrieben stehet: „Du sollst an deinem Dache ein 
Geländer machen, dass nicht Jemand herabstürze, und du hättest Blutschuld 
auf dich geladen"; und wieder: „Du sollst an deinem Hause keine Blutschuld 
machen*. Derjenige nun, der Menschen Gefahr verursacht, selbst durch Unter- 
lassung, lässt ein Thoragebot unerfüllt, und übertritt anch noch ein Thoraver- 
bot ; aber Unterlassungssünden können nicht durch Menschen bestraft werden 
(§. 47), d. h. das Gericht kann, muss zwingen zur Vollziehung des Gebotes, 
aber darf nicht die geschehene Unterlassung bestrafen (H. Rozeach 11, 1—5). 
Aber wenn etwas gethan wird , welches auch nur das eigene Leben oder die 
eigene Gesundheit in Gefahr bringt , so ist es mit Züchtigungsschlägen zu be- 
strafen {Das.), um wie viel mehr, wenn es das Leben oder die Gesundheit An- 
derer in Gefahr bringt. 

§. 74. 

Wer aus Unvorsichtigkeit einen Menschen durch Ueber- 
fahren oder Ueberreiten tödtet, ist entweder der Blutrache ver- 
fallen, oder mit dem Exil zu bestrafen. Geschieht dadurch eine 
körperliche Verletzung, so ist sie nach §. 52 zu bestrafen. 
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Erläuterung. Jeder Mensch weiss, dass durch unvorsichtiges Beiten 
oder Fahren Leute beschädigt werden können ; geschieht nun solches in Stras- 
sen, wo immer viele Menschen zu gehen pflegen , so ist es als Muthwillen zu 
betrachten , und der unfreiwillige Mörder ist der Blutrache verfallen (§. 54). 
Geschieht es aber in abgelegenen Gassen, wo selten Menschen zu sein pflegen, 
so ist es ein unfreiwilliger Mord , worauf Exilstrafe ist (Das. Siehe auch H. 
Eozeach 6, 6—8). 

Durch Ueberreitung oder Ueberfahren ist die zugefügte Beschädigung 
eine gethanene, daher ganz nach §. 52 zu bestrafen. 



§. 75. 

Wer, ohne ärztliches Wissen zu besitzen , Heilmittel ver- 
abreicht, durch welche falsche Behandlung der Tod eines Men- 
schen erfolgt, ist der Blutrache verfallen. Besitzt er ärzt- 
liches Wissen , aber keine Berechtigung zur Ausübung der 
Heilkunde, so ist er für die falsche Behandlung mit Exil zu 
bestrafen. Für eine körperliche Verletzung hat dieser wie je- 
ner Ersatz zu leisten. 

Erläuterung. Wenn ein zur Ausübung der Heilkunde berechtigter 
Arzt, sich in der Behandlungsweise irrt, und einen Menschen verletzt oder 
tödtet, so ist er wohl in seinem Gewissen verpflichtet Ersatz zu leisten für 
eine Verletzung, oder Exilstrafe auf sich zu nehmen für die irrthümliche Töd- 
tung, aber gesetzlich kann er weder zu dem einen, noch zu dem andern ver- 
halten werden (J. I). 336, 1). Ist er unbefugt zur Ausübung der Heilkunde, 
hat aber ärztliches Wissen, so niuss er für jeden Schaden $ welcher durch irr- 
thümliche Behandlungsweise an dem Körper eines Menschen entstehet, vollen 
Ersatz leisten ; und falls dadurch der Tod eines Menschen erfolgt ist , zur 
Eiilstiafe verurtheilt werden (Das.), Der Blutrache ist er nicht verfallen, denn 
da er ärztliches Wissen besitzt, so kann sein Irrthum nicht als Muthwille be- 
trachtet werden. Hat er aber auch kein ärztliches Wissen, so ist seine falsche 
Behandlungsweise als Muthwillen zu betrachten ; denn so heisst es; „Wer, 
ohne ärztliches Wissen zu besitzen, Kranke behandelt, dem wird es angerech- 
net, als würde er Blut vergiessen* (Das.) ; daher ist er für eine verursachte 
Tödtung der Blutrache verfallen, und für jede körperliche Beschädigung vollen 
Ersatz zu leisten schuldig (nach §. 53). 

Uebrigens versteht es sich von selbst, dass eine Verurtheilung zu Exil, 
Blutrache oder Ersatz nur dann erfolgen kann, wenn durch Kunstverständige 
erwiesen wird, dass der Tod oder die Verletzung durch eine falsche Behand- 
lungsweise entstanden sei. 
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§• 76- 

Wer ein wildes , oder ein sonst schädliches Thier in sei- 
nem Hause besitzt, ist für jeden Schaden, geschehen durch 
dasselbe, verantwortlich. 

Erläuterung. „Verflucht sei derjenige, der ein böses, schädliches 
Thier in seinem Hause behält" (H. Niske mamon 5, 9). Wilde Thiere, als 
Wolf, Bär, Löwe, Tieger, Pardel u. s. w. wie auch Schlangen , sind immer als 
böse und schädlich zu betrachten , selbst wenn sie gezähmt sind (Das. 1, 6) ; 
aber ein von Natur zahmes Thier wird erst dann als böse und schädlich be- 
trachtet, wenn es dreimal bereits geschädigt hat (Das. 1, 4). Für beide ist 
der Eigenthümer verantwortlich, und muss jeden Schaden ersetzen, den ein 
solches Thier anrichtet (Das. 10, 4 und 11, 1); Hat es einen Menschen getöd- 
tet, so sollte, nach dem einfachen Wortsinne der heiligen Schrift, der Eigen- 
thümer ebenfalls getödtet werden; aber das Gesetz statuirt, nicht getödtet, 
sondern mit einer empfindlichen Geldstrafe soll er belegt werden (Das. das.). 
IJnd das Thier, sei es ein wildes, oder zahmes, welches einen Menschen getöd- 
tet hat, muss gesteinigt und vertilgt werden , Niemand darf von Fleisch, 
Haut, Fetten , Hörn , Klauen u. s. w. irgend einen Genuss haben (Das. 10, 1, 
2); und muss dabei dieselbe Prozedur beobachtet werden, wie bei der Verur- 
theilung eines Menschen zum Tode (H. Sanhedrin 5, 2). 

§. 77. 

Eltern, die ihr Kind misshandeln, oder Hunger leiden las- 
sen, sind gerichtlich zu ermahnen und zu verwarnen. Hilft 
dieses nichts, so sind sie öffentlich zu beschämen , und ist ih- 
nen das Kind zu entziehen, und auf ihre Kosten in die Pflege 
zu geben. 

Er läute runng. Ihr Kind zu züchtigen haben Eltern das Recht, aber 
nicht es zu misshandeln; daher sind sie, wenn die gerichtliche Ermahnung 
nichts frommt, öffentlich zu beschämen , nämlich Folgendes zu promulgiren : 
„Jene Eltern sind schlechter, als unreine Thiere, diese erbarmen sich ihrer 
Jungen, aber jene sind gegen ihr eigenes Kind grausam* (E. H. 71. 1). 

Ein vermögender Vater wird zur Erhaltung seines Kindes gezwungen 
(Das. und B. Seh. 3). Ist er unvermögend , so ist das Kind auf Kosten der 
Gemeinde zu verpflegen (Das.). 

§• 78. 

Eltern , die ihr Kind verletzen oder tödten, sind ganz so 
zu behandeln , als hätten sie einen andern Menschen verletzt, 
oder getödtet. 
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Erläuterung. Ist das verletzt gewordene Kind schon erwachsen und 
selbstständig , so haben die Eltern das zu leisten , was §. 52 ausspricht (H. 
Chobel umasik 4, 19). Ist das Kind noch unmündig und in der Pflege der 
Bitern, so hönnen diese für die Verletzung zu einer Geldleisstueg nicht ver- 
urtheilt werden (Das.); aber wenn für eine Körperverletzung Geldentschädigung 
nicht ausgesprochen werden kann, so ist Geisseistrafe in Anwendung zu brin- 
gen (Das. 5, 3). 

Ein Elterntheil , welches sein Kind absichtlich mordet, ist des Todes 
schuldig (H. Rozeach 2, 6) ; tödtet er es unwillkürlich, so ist er mit Exil zu 
bestrafen (Das. 5, 5) ; und falls Muthwilfe dabei war , so ist er der Blutrache 
verfallen (Das. 1, 3) : sonach gilt der Grundsatz : Hinsichtlich einer Körper- 
verletzung oder Tödtung ist kein Unterschied zwischen dem eigenen Kinde, 
oder einem andern Menschen. 

Dass ein Vormund, welcher sein Mündel misshandelt, von der Vormund" 
schaft zu entfernen ist, verstehet sich im rabb. Gesetze von selbst; denn da 
heisst es: „Das Gericht ist Vater der Waisen, und der Vormund ist zum Be- 
sten des Mündels, aber nicht zu seinem Nachtheile bestellt". 

§. 79. 

Misshandelt ein Ehetheil den andern, so ist es eben so zu 
behandeln, als jede Misshandlung an einem anderen Menschen 
vollzogen. 

E r 1 ü u t e r u n g. Eine Misshandlung zwischen Eheleuten ist ganz nach §. 52. 
zu behandeln; geschieht sie von der Ehegattin ihrem Manne, so hat sie, wenn 
sie kein eigenes Vermögen besitzt, die Entschädigung zu leisten von dem, was 
ihr aus den Ehepacten von dem Manne gebührt (H. Chobel umasik 4, 15—18). 

Obwohl einem jeden Ehemanne von jedem Vermögen, welches seine Gat- 
tiu besitzt, gesetzlich die Nutzgeniessung gehört; wenn daher ein anderer 
Mensch die Gattin körperlich verletzt, und ihr die gesetzliche Entschädigung 
geleistet hätte, so würde von diesem Kapitale dem Ehemanne die Nutzniessung 
gebühren (Das) ; wenn aber der Ehemann selber der Verletzer ist, so bleibt 
der Ersatzbetrag, den er ihr zu leisten hat, ihr unbeschränktes Eigenthum 
von den ihm keine Nutzniessung gebührt (Das,). 

Dass Misshandlungen einen Scheidungsgrund bilden ist im Civilrechte 
(§§. 87. und 109) zu ersehen. 

§. 80. 

Wenn Lehrer ihre Schüler misshandeln > so sind sie vom 
Lehramte zu entfernen, und für jede Verletzung so zu be- 
strafen , als hätten sie einen andern Menschen verletzt ; 
blos mit dem Unterschiede , dass wenn die Verletzung dfen 
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Tod des Schülers zur Folge hat, keine Exilstrafe auszuspre- 
chen ist 

Erläuterung. „Ein Lehrer darf bloß mit einem schwachen Riemen 
oder einer Ruthe schlagen , aber nicht mit einer Geissei oder einem Stocke* 
(H. Talmud thora 2, 2) ; und wird im Talmud berichtet, dass Rabbi Achai 
Sohn Jakobs einen Lehrer, der seine Schüler zu grausam geschlagen hat, 
untüchtig zum Lehramte erklärte. 

Der Talmud deducirt aus einer Schriftstelle, dass wenn bei Ausübung 
eines Gottesgebotes ein unfreiwilliger Todtschlag erfolgte, so sei keine Exil- 
strafe auszusprechen ; und Schülern Lehre ertheilen ist ja ebenfalls Ausübung 
eines Gottesgebotes, daher kann der Lehrer wegen eines Todes, der in Folge 
einer körperlichen Züchtigung entstand, nicht zur Exilstrafe verurtheilt werden 
(H. Rozeach 5, 6). Müsste aber dem Lehrer ein Muthwille zur Last gelegt 
werden, wo der Blutrache zu überantworten wäre (§. 40), so wäre diese Strafe 
auch gegen den Lehrer auszusprechen; denn auf einen solchen Fall ist die tal- 
mudische Deduction nicht anzuwenden. 

§• 81. 

Eine Misshandlung eines Gesindhalters an Dienstboten ist 
eben so zu ahnden, wie eine Misshandlung an jeder andern 
Person vollzogen. 

Erläuteruug. Misshandlungen an Sclaven ausgeübt unterliegen gar 
keiner Strafe ; an einem sogenannten sechsjährigen Knecht vollzogen , sind 
wohl zu bestrafen, aber doch nicht so, als wenn ein freier Mensch gemisshan- 
delt wird (IL Chobel umasik 4, 10). Aber nun gibt es mehr weder einen ge- 
kauften Knecht, noch Sclaven, die Dienstboten der Gegenwart sind ganz wie 
freie Menschen zu betrachten und zu behandeln (Siehe J. D. 267, T. S. 7). 

Eine Strafe, Handlungen zu verhüthen, wodurch Andern Schaden zuge- 
fügt werden könnte, spricht das rabb. Gesetz nicht aus; legt z. B. Jemand 
ein Gewerbsgebäude an , wodurch leicht eine Fenersbrunst entstehen könnte ; 
so hat die Behörde dessen Zerstörung zu erzwingen , aber zu bestrafen, wenn 
noch kein Schaden geschehen ist, verordnet das Gesetz nicht. Dagegen hat es 
Thaten, die jede der Geisseistrafe unterliegt (Siehe H. Sanhedrin Absch. 19,270), 
von welchen in diesem Strafgesetze blos einige behandelt werden , die übrigen, 
die ganz religiöser Natur sind, glaubte ich weglassen zu dürfen. 
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Sechster Abschnitt. 

§ 82. 

Einer Ehrenbeleidigung macht sieh schuldig: wer Jeman- 
den in Gegenwart von Menschen verflucht. Wird beim Fluche 
der Name Gottes ausgesprochen , so ist Geisse!-, wo nicht , so 
ist Züchtigungsscbläge- oder Geldstrafe. 

Erläuterung. Sagt er: „Gott verfluche dich*, oder: „Gott verfluche 
den und den 11 , so ist Geisseistrafe ; denn es stehet geschrieben : »Du sollst 
einen Tauben nicht verfluchen*; nämlich selbst den, der es nicht hört, und sich 
nicht darüber kranken kann, um wie viel weniger, den, der es hört (H. Sanhe- 
drin 26, 1 — 6). Verflucht er so eine obrigkeitliche Person, so ist eine zweifache 
Geisseistrafe (Das.). Wird aber der Name Gottes nicht dabei ausgesprochen, 
sondern blos: „Sei verflucht 2 , oder: „Sei der und der verflucht*, so ist keine 
Geissei-, sondern Zuchtigungsschläge- oder Geldstrafe (Das.) welche letitere das 
Gericht, nacb dem Charakter des Lästerers und Gelästerten su bemessen hat 
(Das.) 

§< 83. 

Einer Ehrenbeleidigung macht sich ferner schuldig: wer 
Jemanden stösst, schlägt, beschimpft, oder in eine Stellung 
bringt, deren sich dieser zu schämen Ursache hat; und ist ge- 
gen einen solchen eine Geldstrafe auszusprechen. 

Erläuterung. Auf einen Stoss mit dem Fusse ist die Strafe fünf 
S e 1 a; mit dem Knie, drei Sela; auf einen Schlag mit der geballten Faust, 
dreizehn Sela, mit der flachen Hand, ein Sela; eine Ohrfeige, fünfzig Sela. 
eine Ohrfeige mit der Bückseite der Hand, hundert Sela (H. Chobel umasik 
3, 1-11.).: 

Auch auf das Bringen in eine beschämende Stellung sind füllende be- 
stimmte Strafen ausgesprochen: auf das Herabreissen der Kopfbedeckung 
einem verheiratheten Weibe in Gegenwart von Leuten, hundert Sela; An- 
spucken, Haare ausraufen, Ohrenzerren, Schamtheile entblössen, auf jedes hun- 
dert Sela. Aber es wird bemerkt, das Gericht soll die Strafe bemessen, erhö- 
hen, oder verringern , nach dem Charakter des Beleidigten ; denn es gibt ver- 
ächtliche Menschen, die für eine Kleinigkeit Spott nnd Muthwilkn mit sich 
treiben lassen, und es gibt charaktervolle Menschen, welche durch die geringste 
Beschämung sich tief gekränkt fahlen (Das.). 
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Beschimpfen ist Kränkung durch Worte, als Jemanden vorwerfen er habe 
diese oder jene entehrende oder unsittliche Handlung begangen; oder ihm Be- 
nennungen beilegen, deren man sich zu schämen Ursache hat, als Betrüger u. dgl. 
Solche Ehrenbeleidigungen, sollen, wenn der Beleidiger seinen ausgesprochenen 
Schimpf nicht beweisen kann, mit Geld, nach Ermessen des Gerichtes bestraft 
werden (Das.). Ist der Beleidigte ein ausgezeichneter Gelehrter, so ist die Strafe 
fünf und dreissig Dinar in Gold (Das.). 

§. 84. 

Durch Schimpf worte kann man sieb auch gegen einen Ge- 
storbenenen einer Ehrenbeleidigung schuldig machen , welcher 
mit dem Banne zu bestrafen ist. 

Gegen einen Gestorbenen kann man sich keiner Ehrenbeleidigung schuldig 
machen : nicht durch Fluchen ; „Wer einen Gestorbenen verflucht kann von Men- 
schen nicht bestraft werden*' (H. Sanhedrin 26, 2). Auch nicht durch Schlagen 
oder Stossen; denn selbst wer die Leiche des Vaters oder der Mutter schlägt 
kann durch menschliches Gericht nicht bestraft werden (H. Mamrin 5, 5). End- 
lich auch durch das Bringen in eine beschämende Stellung nicht, weil eine 
Leiche kein Bewusstsein hat, um sich zu schämen (H. Ohobel umasik 3, 3). 
Dieses ist wohl eine grosse Sünde, denn es stehet geschrieben : „Wer einen Ar- 
men verspottet, lästert seinen Schöpfer", und einen grösseren Armen, als eine 
Leiche, gibt es ja nicht ; aber ein Gegenstand der Bestrafung ist es nicht. Aber 
durch Schimpfworte macht man sich auch gegen Gestorbene einer Ehrenbelei- 
digung schuldig, welche mit dem Banne zu bestrafen ist (0. Ch. 606, 3). Be- 
schimpft man Vater oder Mutter nach ihrem Tode, so ist die Strafe Züchti- 
gunsschläge (H. Mamrim 5, 15). Beschimpft man einen gestorbenen Gelehrten 
so ist die Strafe der Bann (H. Talmud Thora 6, 14), möge es sein, welche Be- 
schimpfung immer; aber die Beschimpfung eines gewöhnlichen , gestorbenen 
Menschen ist nur dann mit dem Banne zu bestrafen, wenn sie in der Beilegung 
eines unehrenhaften Prädicates bestehet, z B. Räuber, Dieb, Betrüger u. s # w. 
(0. Ch. 606, 3). 

Ist die Beschimpfung keine directe, sondern blos eine indirecte, so ist 
sie kein Gegenstand der Bestrafung ; z. B. Jemand schilt seinen Nächsten : 
„Bastard", dieses ist zugleich eine indirecte Beschimpfung gegen die Mutter 
desselben ; denn der Sohn kann ja nicht Bastard sein , wenn die Mutter nicht 
Ehebrecherin war; so wird doch nur die Beschimpfung gegen den lebenden 
Sohn bestraft, aber nicht die indirecte gegen die Mutter (Das. M. A. 6). 

§. 85. 

Wenn Jemand seinen Nebenmenschen beschimpft, dass 
dessen Gebart einen Macke] habe, so ist er mit dem Banne 
oder mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen. 
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Erlatiterung. Jede andere Beschimpfimg, als z. B. er nennt den 
Nebenmenschen: Bösewicht, Dieb , Bsuber, Betrüger u. dgl., brandmarkt nicht 
das ganze Leben, und auch nicht die Nachkommen; denn selbst wenn die 
Beschimpfung frahr wäre, so könnte ja ein solcher durch Besserung seinen 
Charakter wieder herstellen, und dessen Kinder wären ja jedenfalls mackellos; 
daher hat wohl das Gericht solchen Ausschreitungen durch Geldstrafen Einhalt 
zu thun (§. 83), aber eine eigentliche Strafe spricht das Gesetz nicht aus. Im 
Talmud (KiduSchin 28, a) heisst es : „Wenn Jemand einen Andern „Bösewicht" 
schilt, so darf er ihn bis aufs Leben verfolgen". Worauf Baschi bemerkt : 
„Aber das Gericht sei nicht verpflichtet hierauf eine Strafe auszusprechen*. 
Aber ein Mackel der Geburt lässt sich nicht verbessern, und so bliebe der Be- 
schimpfte durch sein ganzes Leben gebrandmarkt, und auch seine Nachkommen 
mit ihm ; daher ist das Gericht verpflichtet eine solche Ehrenbeleidigung zu 
bestrafen ; u. z, mit dem Banne, wenn die Beschimpfung weiter keinen Vor- 
wurf macht, als den Geburtsmackel, z. B. er nennt seinen Nebenmenschen: 
Sclave u. dgl. (H. Talmud Thora 6, 14). Ist aber der Vorwurf des Geburts- 
mackels derart, dass wenn es wahr wäre, der Beschimpfte auch noch ein Got- 
tesverbot übertreten hätte, z. B. ein verheiratheter Mann wird beschimpft, er 
sei ein Bastard , und einem solchen ist verboten eine andere, als nur wieder 
eine Bastardin , oder Sclavin zu heirathen , denn es stehet geschrieben : „Nicht 
komme ein Bastard in die Gemeinde Gottes" ; so ist die Strafe Züchtigungs- 
ßchläge (Kinduschin 26, a. Siehe das. Tossefoth. Der Ausdruck: „Geissel" da- 
selbst, ist unrichtig wie Baschi dort bemerkt). 

§• 86. 

Wenn der Beleidiger gegen den Beleidigten Pflichten der 
Ehrfurcht zu beobachten hat, so ist die Strafe der Bann , der 
nicht eher aufgehoben wird , als bis der Beleidiger öffentlich 
Abbitte gethan. v 

Erläuterung. Bei jeder anderen Beleidigung, wo die Strafe der Bann 
ist, wird die Zeitdauer im Vorhinein bestimmt, und so diese vorübergegangen, 
ist der Bann aufgehoben ; die Abbitte bleibt Gewissenssache, aber kann nicht 
erzwungen werden (Siehe 0. Ch. 606, 1. 2). Ist aber der Beleidigte eine, obrig- 
keitliche , oder sonst ausgezeichnete Person , der man Ehrfurcht schuldig ist» 
oder der einstige Lehrer des Beleidigers u. dgl. ; so ist auch die öffentliche 
Abbitte zu erzwingen, u. z. dadurch, dass der verhängte Bann nicht eher auf- 
gehoben wird, als bis die Abbitte erfolgt (H. Talmud Thora 6-, 12. Siehe auch 
J. D. 334, 40. 47.). 

§. 87. 

In der Regel kann die Untersuchung und Bestrafung we- 
gen einer Ehrenbeleidigung nur auf Verlangen des Beleidigten 
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stattfinden* Ausgenommen ist , wenn die Beleidigung gegen 
einen gestorbenen , aasgezeichneten Mann geschehen , da ist 
Untersuchung und Bestrafung vom Amtswege zu veranlassen. 

Erläuterung. Da es jedem, sogar einem Gerichte , freistehet eine 
Ehrenbeleidigung zu verzeihen (H. Sanhedrin 26, 6); so kann natürlich von 
Amtswegen keine Strafe erfolgen, wenn der Beleidigte nicht klagt. Und ist er 
mittlerweile gestorben, so haben die nächsten Blutsverwandten das Recht zu 
klagen (H.. Chobel umasik 3, 3). 

Auf Ehrenbeleidigung gegen einen Gestorbenen ist die Strafe der Bann 
(§. 84); aber es bleibt auch Sache der Angehörigen um die Bestrafung anzu- 
suchen, (dass sie von Amtswegen zu erfolgen hätte, findet sich nirgends ausge- 
sprochen). War aber der gestorbene Beleidigte eine ausgezeichnete Person, so 
ist die Untersuchung und Bestrafung von Amts wegen zu veranlassen (H. Tal- 
mud thora 6, 12, und J. D. 334, 47). 

§• 88. 

Wo das Gesetz eine bestimmte Geldstrafe auf Ehrenbe- 
leidigung ausspricht, ist sie zu verdoppeln, wenn sie in der Sy- 
nagoge geschehen. 

Erläuterung. Eine zugefügte Ehrenbeleidigung in der Synagoge, wo 
Jedermann sich anständig betragen soll , ist doppelt strafbar, daher soll auch 
der Straf betrag verdoppelt werden (J. D. 334 am Schlüsse). Ehrenbeleidigun- 
gen, worauf eine bestimmte Geldstrafe ausgesprochen ist, sind in §. 83 behan- 
delt. Mit jeder Körperverletzung ist auch eine Ehrenbeleidigung verbunden, 
und' daher für Äie „ Beschämung* *■ Ersatz zu leisten (§. 52); aber da ist der Be- 
trag nicht bestimmt, sondern dem Ermessen des Gerichtes überlassen; und ob 
auch dieeer zu verdojppqln qei, wenn die, Verlegung in der Sfynagog^ zngejfügt 
wurde? ist mir nicht recht klar. 

§.89. 

Wer einem Frevler , der sein Verbrechen oder seine 
Strafthat durch die gesetzliche Strafe abgebüsst hat, sieh ge- 
bessert , und nun tadellos beträgt , sein früheres Verschulden; 
mit der Absicht ihn zu schmähen, vorwirft, macht sich einer 
Ehrenbelei^igung qchuldig, welche, mit dem, Banne zu bestra- 
fen ist. 

Erläuterung. Ein gebesserter Sünder ist dem immer gebliebenen 
Frommen mindestens gleich zu sjjßBen. (Siehe J. D. 362, 5); daher darf ihn 
Niemand die früheren Sünden vorwerfen, und wer es thuet, um ihn zu schmä- 
hen/ ist mit* dem' banne' zu bestrafen (Das. 384, am Schlüsse). i 
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Siebenter Abschnitt 

§. 90. 



Dem Gerichte ist die Sorgfalt für die Aufrechthaltung der 
Sittlichkeit anvertrauet, und ist es auch dessen Sache Vorsorge 
zu treffen, dass diejenigen, die im gegründeten Verdächte be- 
gehender Unzucht stehen , abgesondert werden, und sich nicht 
nahe kommen sollen. 

Erläuterung. Es ist bereits (§. 51) gesagt, das» das Gericht strenge 
Massregel treffen kann und mnss zur Aufreehthaltung der Sittlichkeit. Ist nun 
Jemand im Verdachte, dass er mit einer Frauensperson Unzucht begehe, so 
hat ihm das Gericht unter Androhung von Züchtigungsschlägen , zu verbieten, 
sich dieser Person zu nahen ; und befolgt er* das Verbot nicht, so ist auch die 
Strafe zu vollziehen (E. H. 21 , B. Seh. 3. Siehe auch H. Issure biah 2, 12). 

Das Österr. Strafgesetz (§. 501) spricht von Unzucht zwischen voll- und 
halbbürtigen Geschwistern. Nach rabb. Gesetze sind nur das Geschwister, welche 
wenigstens einen Elterntheil gemeinschaftlich haben ; und auf Unzucht zwischen 
solchen Geschwistern ist Geisseistrafe (§. 50). Haben sie aber gar keinen El- 
terntheil gemeinschaftlich, so sind sie als ganz fremde zu betrachten: sb be- 
stehet unter ihnen nicht der geringste Verwandtschaftsgrad, sie können einan- 
der heiräthen, ihre Zeugenschaft für einander ist nicht verdächtigt , und eine 
Unzucht zwischen solchen ist nicht schärfer zu bestrafen , als mit jeder frem- 
den Person. Dass aber solche , wenn ein gegründeter Verdacht der Unzucht 
gegen sie obwaltet, abgesondert werden müssen , und nicht zusammen in einer 
Behausung verbleiben dürfen, gehet aus dem Obgesagten hervor. 

§• 91. 

Ehebruch ist ein Kapitalverbrechen, und ist von Amtswe- 
gen zu untersuchen und zu bestrafen ; aber ein Zweifel über 
die Rechtmässigkeit einer nachfolgenden Geburt kann daraus 1 
geöötzlich nicht entstehen. 

Erläuterung. Ehebruch ist ein Todesverbrechen (§. 30), und so wie 
jedes andere von Ainfewegea zu untersuchen und zu bestrafen. Eine Ehe , die 
durch Ebebrueh verletzt wird, darf moht weiter bestehen, die Trennung, ist von 
Amtswegen zu erzwingen, (E. H. 11, 1). Die Strafe kann der Ehemann weder 
erlassest , noch verringern. Im Talmud heisst es: „Warum muss im Scheide- 
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briefe das Datum geschrieben werden? Damit der Mann soll nicht können 
seine ehebrecherische Gattin der Strafe entziehen" (Gittin 17, a). Es könnte 
nämlich ein Ehemann seine Gattin, die eines begangenen Ehebruches überwie- 
sen ist, von der Todesstrafe befreien wollen , er würde ihr einen Scheidebrief 
geben und vor Gericht aussagen, sie sei schon früher von ihm getrennt gewe- 
sen, und habe also blos eine Unzucht, aber keinen Ehebruch begangen : darum 
muss aus dem Scheidebrief der Tag der geschehenen Trennung ersichtlich 
sein (Das.). 

Nach dem österr. Strafgesetze (§. 503) kann der Ehemann seiner Ehe- 
gattin den begangenen Ehebruch nachsehen, und sogar, wenn sie schon verur- 
theilt ist, die Strafe erlassen. Der Heiligkeit des Ehebandes trägt dieses Ge- 
setz keine grosse Rechnung, von da bis zur freiwilligen Ueberlassung der eige- 
nen Ehegattin einem Andern zum Genüsse oder Concubinate , ist ein kleiner 
Schritt. Wenn Jemand einem Menschen die Bewilligung gibt, in sein Haus 
einzusteigen , und sich nach Belieben Sachen zu nehmen , so begehet dieser, 
wenn er solches thuet, keinen Eingriff in das fremde Eigenthum, und kann 
nicht als Dieb bestraft werden. Ist aber Jemand, ohne Wissen des Eigentü- 
mers in sein Haus gestiegen , hat Sachen entwendet , wird dabei ertappt und 
zur Strafe verurtheilt, und nun wollte ihm der Eigenthümer die Strafe erlas- 
sen, so könnte er es, im Sinne des österr. Strafgese;zes , nicht ; die Bewilli- 
gung hinterher hebt also das Verbrechen des Eingriffes in das fremde Eigen- 
thum nicht auf, wohl aber macht die Einwilligung im Vorhinein, dass es kein 
Verbrechen wird. Nun verletzt ja die ehebrecherische Gattin das Recht eines 
Andern, und der Ehebrecher begehet einen Eingriff in das Eecht eines Andern; 
wäre nun nicht ganz consequent zu schliessen : wenn die That durch eine 
hinterherige Einwilligung aufhört strafbar zu sein, um wie viel erlaubter wird 
sie durch eine Einwilligung im Vorhinein? 

Jedes in der Ehe geborene Kind ist gesetzlich als das des ehelichen 
Vaters anzuerkennen , selbst wenn ein begangener Ehebruch der Mutter derart 
erwiesen ist, dass das Kind aus diesem Ehebruche abstammen könnte (E. H.4, 
15, und B. Seh. 22) : sonach ist über eine Geburt nach geschehenem Ehebru- 
che kein Zweifel zuzulassen (Siehe auch H. Issura biah 15, 20.) 



§• 92. 

Eine Weibsperson, die mit ihrem Körper ein anzüchtiges 
Gewerbe treibt; ist mit Geissei zu bestrafen. Hört nie dann 
doch nicht auf ihr schändliches Gewerbe fortzusetzen , so ist 
sie unschädlich zu machen.. 

Erläuterung. Es stehet geschrieben: „Es soll keine Schanddirne 
unter den Töchtern Israels sein"; daher ist sowohl eine solche feile Person, 
als auch der Mann, der ihr beiwohnt, mit Geissei zu bestrafen (H. Naara be- 
tula 2, 17). Und hört sie nicht auf eine Gewohaheits^Schanddirne zu bleiben, 
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so ist sie derart zu behandeln, dass ihrer Unzucht Einhalt gethan werde. 
„Einst liess man einer solchen unverbesserlichen Dirne die Nase abschneiden, 
um sie für immer hässlich zu machen* (£. H. 177, 5). Ein solches grausame 
Verfahren ist gewiss nicht zu empfehlen, aber zu ersehen ist daraus, dass dem 
schändlichen Gewerbe nach Möglichkeit Einhalt zu thun ist. 

Ueber Kuppelei spricht §. 51., und heisst es ausdrücklich: „Um Un- 
zucht fern zu halten, hat das Gericht das Recht Züchtigungsschlage in Anwen- 
dung zu bringen' 4 (H. Issure biah 1, 8). 



§. 93. 

"Wer ein Verbrechen der Geisseletrafe , worauf noch in 
der Thora „die Ausrottung" ange drohet ist, zwei Mal began- 
gen, und jedes Mal die Geisseistrafe erhielt , wieder zum drit- 
ten Mal dasselbe Verbrechen begehet, soll eingesperrt, und 
ihm solch eine Kost verabreicht werden , wobei er nicht lange 
leben kann. 

■ 

Erläuterung. Auf eine Uebertretung eines Thoraverbotes ist Geissei- 
strafe (§. 47), und gibt es solcher Verbrechen 207 (§. 81) , aber 21 davon sind 
noch mit „Ausrottung*' (einer himmlischen Strafe) bedrohet (H. Sanhedrin 19 
1); wer nun ein solches Verbot zum dritten Male übertritt, nachdem er bereits 
zwei Mal dafür mit Geissei bestraft wurde , ist auf angegebene Weise aus der 
Welt zu schaffen (Das. 18, 4). 

Unter diesen 2! Verboten, auf deren Uebertretung Ausrottung und Geis- 
seistrafe gesetzt ist, sind nur sechs Verbrechen der Blutschande, welche auch in 
§. 50 behandelt sind, aber alle die andern fünfzehn sind religiöse Sünden (Das)* 
und da scheint es gewiss sehr hart den Gewohnheitssünder mit einer noch 
martervolleren Todesart zu bestrafen, als den überwiesenen Mörder ; aber dieses 
zeigt eben, dass das rabb. Strafgesetz niemals in Ausübung war. Jedoch gegen 
Kuppler und Schanddirnen, die nicht nur Unsittlichkeit verbreiten, sondern 
auch Leben und Gesundheit gefährden, und auch noch kommende Generationen 
vergiften, finde ich solche strenge Gesetzesaussprüche gar nicht am unrechten 
Platze. Im alten ungarischen Strafgesetze, welches wohl ausser Brauch gekom- 
men, aber noch nicht widerrufen ist, stehet auf Kuppelei die Todesstrafe ans* 
gesprochen (Siehe auch H. Sanhedrin 24, 5). 

Bettelei ist kein Gegenstand des Strafgesetzes; umgekehrt heisst es: 
,Wer da bettelt ihm zu essen zu geben, so darf man nicht nachforschen, ob er 
nicht vielleicht ein Betrüger sei, sondern muss ihm sogleich seinen Hunger 
stillen 4 (J. D. 251, 10). 
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§. 94. 

Wer „Staub des Raubes", d. i. ein Spiel, welches nur vom 
Zufall abhängt, sich zur Profession macht, und davon lebt , ist 
zu brandmarken, indem öffentlich verkündet wird, dass seins 
Zeugjnsckaft verwerflich sei. 

Erläuterung. Falsches Spiel ist wirklicher Raub, aber ehrliches 
Spiel, welches aber einzig und allein dem Zufalle unterliegt, nennt das Gesetz: 
„Staub des Raubes-', d. h. so wie Raub mosaisch, so ist solches Spiel rabbinisch 
verboten. Nach der Meinung Einiger ist jeder, der solche Spiele spielt, unfähig 
zur Zeugenschaft, wenn er auch nur theilweise den Gewüti) zu seinem Lebens- 
bedürfnisse benöthigt (Siehe- Ch. M. 34, 14. und M. E. 40) ; aber Maimdnides 
statuirt, er ist nur dann zur Zeugenschaft unfähig, wenn er gar keinen andern 
Nahrungszweig hat, als das Spiel (H. Eduth 10, 4). 

Die Zeugenschaft dessen, welcher mosaisch-ungiliiger Zeuge ist, ist ver- 
worfen, wenn auch seine Unfähigkeit nicht öffentlich verkündet wurde; wer 
aber, wegen Uebertretung eines rabb. Verbotes, unfähig wird *ur Zeugenschaft» 
so tritt dessen Unfähigkeit nicht eher ein , als bis das Gericht sie öffentlich 
verkünden lässt (Das. 11, 16) ; und da nun ein Professionsspieler rabbinisch 
zur Zeugenschaft unfähig Wird , so muss das Gericht dessen Unfähigkeit ver- 
künden lassen. 

Trunkenheit, wenn sie so eingealtert ist, dass (die den Sträfling zu einem 
verächtlichen Wesen herabwürdigt, mächt ebenfalls rabbinisch zur Zäugen- 
schaft ungiltig (Das. 11, ö) ; aber eine andere Strafe spricht das Gesetz auf 
Trunkenheit nicht aus. 

§. 95. 

Ein Diebstahl , den ein Kind an seinen Eltern h »gehet, 
ist, wenn diese klagen, mit Geissei zu bestrafen. 

Erlüuterung. Auf gewöhnlichen Diebstahl ist keine Öeisselstrafe 
(§§. 47, 55.) ; wohl aber auf Diebstahl eines Sohnes an seinen feltern begangen 
(H. Mamrim 7, 7). Dieses ist der erste Grad der Bestrafung eines widerspen- 
stigen SohneB, darum kann sie auch nur dann erfolgen, wenn die Eltern kla- 
gen (Das. Siehe auch §.24). 

§. 96. 

Thierquälerei ißt verboten; auf manche ist auch Geissei- 
strafe ausgesprochen. 

Erläuterung. Gott hat den Menschen das Thierreich zum Gebrauche 
und Genüsse gegeben, aber jede Quälerei an einem Thiere ist verboten ; denn : 
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„Sein Erbarmen erstreckt sich über alle seine Geschöpfe" (B. Meziah 
32, a). 

Geisseistrafe ist: wenn man Mutter und Junges an einem Tage schlach- 
tet (H. Schechita 12, 1) ; wenn man ein, Vqg eisest ganz, Mutter sammt Küch- 
lein, ausnimmt, und nicht mehr die Mutter fortfliegen lassen kann (Das. 13, 
1): wenn man ein Thier verhindert, dass es soll nicht essen können von den 
Erdfrüchten, an welchen es arbeitet (H. Sechiroth 13, 1—3). • Geschrieben ste- 
het: „Du ßollst nicht dem Ochsen den Mund verschliessen , wenn er drischt"; 
aber darunter ist jedes Thier, eigenes äder fremdes, reines öder unreines ver- 
standen, und ist darunter begriffen jede Art Verhindemtng, woduTöt das Thier 
nicht essen kann von den Erdfrücbfien, an welchen •& «rbfeitej i dftnn «s -#4 
nicht nur gemeint „dreschen" sondern jedwede Arbeit (Das.) Endlich auf das 
Zusammenspannen zweier Thiere von verschiedenen Gattungen (H, Kifajim 9, 
7, 8). Geschrieben stehet: „Du sollst nicht pflügen mit Ochs und Esel zu- 
sammen"; aber auch jedes Zusammenarbeiten mit Geschöpfen verschiedener 
Gattung ist verboten, u. z. gehört das eine zu einer reinen, und das andere zu 
einer unreinen Gattung, wie Ochs und Esel, das Fleisch des ersteten Ist zu 
essen erlaubt, aber nicht das des letzteren, sq ist Geisseistrafe (Das.). Gehö- 
ren aber beide entweder zu einer reinen oder unreinen, aber doch jedes zu einer 
anderen Gattung, so ist' es wohl verboten , aber Gefeselstrafe ist daratif nicht 
(Das.). Eine Ursache warum gerade nur auf diese vier Arten von Thierquälerel 
Geisseistrafe ausgesprochen ist, wissen wir nicht. Der Talmud sagtr Da es 
eben Gott so geboten hat, so dürfen wir ihn nicht loben , dass er sich auch 
über die Vöglein erbarmt, und danun verboten hat Mütter und' Küchlein zu- 
sammen auszuheben - % denn die Ursache ist nicht Erbarmen , sonst wäre ja auf 
jede Thierquälerei Geisseistrafe» 



§.97. 

Wer mit verbotenen Dingen Handel treibt, oder yerfeo» 
tene Zinsen nimmt, ist so zu behandeln, wie der Professions- 
spieler (§. 94). 

• £ jr.l ä u.| p r.un g, JJ>as Handeln mit Früchte« des öabhatjafcm, da sol- 
ches verboten int, macht unfähig zur Zeugenschaft (!£. Eduth 10, 4); ebenso 
die Abnahme von verbotenen Zinsen (Das,), und. ist in meinem Civilrechte 
(§§. 985. 992. 933) zu ersehen, welche Zinsen verboten sind; 
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Anhang* 
§. 98, 



Da wo Verwarnung nöthig ist, um ein Strafurtheil spre- 
chen zu können, muss auch erwiesen sein, dass der Thäter sie 
verstanden; und trotz derselben das Verbrechen begangen hat« 

Erläuterung. Bei Verbrechen der Todes- oder Geisseistrafe ist die 
Verwarnimg in der Eegel unerlässlich , ohne diese kann eine Verurtheilung zu 
diesen Strafen nicht erfolgen (§. 1.) ; und da ist noch nöthig , dass sie genau 
verstanden werde, es muss nämlich der Thäter gesagt haben: „Ich weiss die- 
ses alles und begehe doch die That (H. Sanhedrin 13, 2). Wohl finden wir in 
der heiligen Schrift Strafurtheile, wo keine Verwarnung vorausgegangen war, 
so liess Moses hinrichten einen Gotteslästerer und einen Sabbatverletzer, und 
Josuah einen Sünder gegen den Jerichobann; aber das geschah, weil die 
Zeit es erforderte, aber gesetzlich war es nicht (Das. 18, 6). David liess 
einen Ajnelakiten hinrichten, weil dieser den König Schaul getödtet hatte und 
den Banah und den Bechab, weil sie den König Isch boschet erschlagen 
haben, und da war nicht nur keine Verwarnung vorausgegangen, sondern es 
waren nicht einmal Zeugen der That, sie wurden auf Grund ihres Selbstgeständ- 
nisses gerichtet, aber David war König, und als solcher kann und soll er 
einen Mörder hinrichten lassen, wenn auch die gesetzlich vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten eine Verurtheilung zum Tode nicht zulassen (Das.) ; aber eine 
gerichtliche Verurtheilung zum Tode oder zur Geisseistrafe, nach dem Ge- 
setze (Siehe §. 8), kann nur nach vorausgegangener Verwarnung geschehen. 
So kam es, dass trotz der 36 Todesverbrechen, ein Todesurtheil nur äusserst 

selten ausgesprochen werden konnte. , • , ' 

.i > 

§.99. 

Wenn Verwarnung geschehen, und blos der Beweiss fehlt, 
dass sie verstanden wurde , kann die That nicht ungeahndet 
bleiben, sondern ist mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen. Und 
wenn die That zu den schweren Verbrechen gehört , und drei 
Mal , immer nach vorausgegangener Verwarnung wiederholt 
wird , so ist der Thäter mit lebenslänglichem Kerker zu be- 
strafen. 

Erläuterung. „Wenn der Thäter zu der Verwarnung entweder schweigt, 
oder mit dem Kopfe schüttelt , und die verbotene That begehet, so kann die 



Strafgesetz VH Absch. Anhang §§. 99. 100. 65 

gesetzliche Strafe an ihm nicht vollzogen werden , aber ganz ungeahndet darf 
solches nicht bleiben, sondern ist mit Züchtigungsschlägen zu bestrafen (H. 
Sanhedrin 18, 5). 

Zu den schweren Verbrechen gehören solche, worauf die Thora entweder 
die Todes- oder Ausrottungsstrafe ausspricht; und wird ein solches drei Mal 
begangen, immer nach vorausgegangener Verwarnung, welche der Thäter slill- 
schweigend, oder kopfschüttelnd angehört hatte, so ist er einzukerkern für 's 
ganze Leben (Das.). 

Einen Mörder kann der König hinrichten lassen, wenn auch gar Leine 
Verwarnung vorausgegangen ist (§. 35), nicht aber einen andern Todesverbre- 
cher (die Ursache siehe meine Rechtslehre §. 30). 

§. 100. 

Diebstahl, Raub, Betrug, Vorenthaltung und überhaupt 
jede Strafthat , die aus Geldinteresse geschehen ist, macht un- 
fähig zur Zeugenschaft. 

Erläuteruug. Ein Verbrecher nicht aus Geldinteresse , wird, so ei- 
serne Strafe abgebüsst bat , glaubwürdiger Zeuge (H. Eduth 12, 4); ist aber 
die Strafthat aus Geldinteresse geschehen , selbst wenn keine Geisseistrafe da- 
rauf stehet, so macht sie unfähig zur Zeugenschaft, selbst wenn der Thäter 
das Entwendete, Geraubte, Vorenthaltene, durch Betrug Erworbene etc. bereit 
ersetzt hat (Das. und 10, 4). 

Welche Zeugen verwerflich, nicht giltig, oder nicht glaubwürdig sind 
und wie und wann sie wieder fähig werden , ist in meinem „Civilrechtl. Ge- 
richtsverfahren" (§§. 109—113) behandelt. 
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Erster Abschnitt 

In der Regel kann Niematid mit einer Strafe belegt wer- 
den, ausser nach vorausgegangener Gerichtsverhandlung und in 
Folge eines gefällten Urtheiles von dem competenten Gerichte. 

Erläuterung. Hievon gibt es nur folgende Ausnahmen: der Haus- 
arrest, eine Strafe, die so zu sagen eine Gewissenspflicht ist (Siehe Strafges. §. 
68). Der- Bann ; dieser musa nicht gerade von einem Gerichte ausgesprochen 
werden, sondern jeder Gelehrte hat hiezu das Befugniss. Der Unterschied ist 
blos, wenn er vom Gerichte in Folge eines Urtheils ausgesprochen wird, so mnss 
er von allen Individuen, die dem Gerichte unterstehen, respectirt werden, nicht 
aber wenn er blos von einem Gelehrten verhängt wurde. (Siehe J. D. 334, 14 
ff). Endlich die Unfähigkeit zur Zeugen schaft ; diese ist Folge des begangenen. 
Verbrechens; und wenii stach das Urtheil später erfolgt, so sind 1 doch alle 1 
Zeugensohafton, welche seit. der begangenen. Thai abgelegt wurden, ungültig (H. 
Bduth 10, 4. und a. 0). 

§. 2. 

Die strafgericbtliche Verfolgung muss, in der Regel, von 
Amtswegen stattfinden ; ausgenommen jene Fälle, wo das Ge- 
setz das > Verlangen eines Betheiligten ausspricht 

Erläuterung. Gerechtigkeit tu üben ist ein Gottesgebot, sowohl hin- 
zurichten einen Todesverbrecher , als auch geissein zu lassen , den , der diese 
Strafe verdient (H. Sanhedrin 16, 1); daher muss die Verfolgung von Amts- 
wegen geschehen. Bios einige Fälle sind ausgenommen^ als Ehrafoleidigftogen, 
der ungerathene Sohn etc., und sind solche im Strafgesetze behandelt 

" i ' • 

§•3. 

Auf eigene Anschauung dürfen Richter* kein Strafurtheil 
sprechen, ausgenommen, dass sonst keine Gerechtigkeit geübt 
werden könnte« 

. Erläuterung. Ein Richter muss ganz unparteiisch sein, muss auch 
streben den Angeklagten, wo möglich zu retten ; hat er aber die Ausübung des 
Verbrechens mit angesehen, so wird ei gewiss mehr zu. verdammen,-, als- frerzu- 
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sprechen geneigt sein : daher darf er nicht einmal im Richtercollegium fun- 
giren (Rosen haschanah 26, a. und Makoth 12, a). Die Gerechtigkeit wird da- 
durch nicht gehemmt, denn es können andere Richter fungiren, und jene Rich- 
ter, welche die That gesehen haben, Zeugen sein. Auch noch aus einer Ursache 
kann auf eigene Anschauung^ . kein Todesnrtbqil' &«£vochen werden . denn wo 
auf eigene Anschauung ein Rechtsspruch geschehen kann, muss es an demselben 
Tage geschehen (Siehe Sanhedrin 75, 4. in Tossefoth), und ein Todesurtheil 
darf niemals an demselben Tage, wo die Verhandlung beginnt, gesprochen 
werden (H. Sanhedrin, 11, J). Ausser wo die. Aus^uxi^der Gere^Ugkeitj iurch 
die Verschiebung gehemmt' war; z. B. ein nicht lebensfähiges Individuum be- - 
gehet ein *todesverbrechen, und gegen ein solches kann gar keine ' Zeugenschaft 
giltig sein (Siehe H. Rosseach 2, 9); würden also die Richter, welche die That * 
mit angesehen, auf eigene Anschauung nicht verurtheilen dürfen, so könnte 
gar niemals mehr eine Verurtheilung erfolgen: daher muss das Urtheil auf 
eigene Anschauung der Richter an demselben Tage gesprochen werben (Pas. 
und Sanhedrin 78, a). 

Die in den Strafverfahren thätigon Richter haben, »owohl 
die zur Ueberführung , als auch .die zur Veitheidigung des 
Beschuldigten dienenden Umstäude zu erforsch 3n und e« be- 
rucksichtigen. 

Erläuterung. Es ist Gebot den Schuldigen zu bestrafen (S. 2). Es 
ist aber auch geboten den Beschuldigteil' zu : retten (§. 3); so stehet geschrie- 
ben : „Die Gemeinde soll richten, die OJemeinole soll retten, das will sagen : 
„Dieselbe Gemeinde, die- da richtet' (daß Gericht), «oll auch wieder zu rotten 
suchen** (Beasacfaim 12,. a). - Sogar iuu!h geschehener Verurtheilung muss Jeder, 
der vorgibt, er wisse einen ^egüAstigungswiiatand vorzubringen,. angehört*; und 
darüber verhandelt werden (H. Sanhedrin 10, .4, und 13, 1). 






Die Gerichtsbarkeit in Strafsachen ist auszuüben von einem 
Gerichtshofe, aus drei Richtern bestehend. Handelt es sich 
aber um ein Todesverbrecheo, oder um einen Gegenstand, wo 
möglicherweise ein Todesurtheil .erfolgen könnte , so muss die 
Amtshandlung v<jm -eifern Gf richtshpfe, *us. dr^hjndzw^nzjg^ Rich- 
tern bestehend, ausgeübt werden. ,;., . ,,.. 

Erläuterung. Ein einzelner Eichter darf, selbst in priyatrechtUche^u itr 
Sachen , kein Urtheil sprechen (ausgenommen ein gewählter Schiedsrich- 
ter),; sondern es ist in jedem Orte ein Dreirichter-Collegiutn anzustellen (H. 
Sanhedrin 1, 4); und ein solches ist auch competent Straiortheile zu sprechen, ■■'■ 
selbst Gevtaetotrafe'zn verhängen (Das. 16, 1. 2). •' 
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In jedem Hauptorte eines Kreises . ist ein Collegium, aus 23 Richterb 
bestehend, anzustellen (Das.. 1, 3),, Solches heisst: „Kleines Sanhedrin", und 
nur dieses ist befugt, ein Todesurtheil zu sprechen (Das. 5. 2). 

Wenn ein Mann seine neuvermählte Gattin anklagt, sie sei keine Jung- 
frau gewesen, hieraus könnte möglicherweise ein Todesurtheil gegen die Ehe- 
gattin erfolgen (Siehe Strafges. §. 64) : daher muss die ganze Verhandlung 
von dem „kleinen Sanhedrin" geführt werden (H. Sanhedrin 5, 3). 



Sowohl ein Mitglied eines Dreirichter-Collegiums, als auch 
des kleinen Sanhedrin, ist von dem grossen Sanhedrin zu er- 
nennen. In einem kleinen Sanhedrin darf kein hochbetagter 
Greis und kein kinderloser Mann Mitglied sein. 

Nur das »grosse Sanhedrin* welches in der Zelle jGasith" zu Jeru- 
salem seinen Sitz hat (H. Mamrim 1, 4), ist befugt, sowohl Richter im ganzen 
Lande zu ernennen, als auch sich zu ergänzen, wenn eines der 71 Mitglieder 
in Abgang gekommen ist (H. Sanhedrin 2, 8); blos Richter über Mein und 
Dein können von der Gemeinde gewählt werden. 

Ueber die Fähigkeit heisst es.: »Ein Mitglied eines Sanhedrin, selbst 
eines kleinen, muss sein weise, vernünftig, ausgezeichnet in den Wissenschaften 
der Thora , und ein tiefer Denker. Ferner dürfen ihm nicht unbekannt sein 
die weltlichen Wissenschaften, als Heilkunde, Astrologie, Berechnung der Gänge 
der. Himmelskörper u. dgl. Auch muss er ein grosser Sprachenkenner sein, da- 
mit er die Sprache eines jeden Angeklagten und eines jeden Zeugen verstehe 
und nicht eines Dolmetschers benöthigen müsste. Endlich müssen ihm bekannt 
sein die Götterlehren der verschiedenen Völker, und wie jeder Götze von seinen 
Anbetern verehrt wird; auch das Wesen der Todtenbeschwörerei, des Orakel- 
sprechens und der Zauberei, damit er einen derartigen Verbrecher zu verur- 
theilen verstehe. Auch soll er ohne Körperfehler sein, eine gefällige ehrwür- 
dige, imposante Gestalt haben, und »murmeln und flüstern verstehen 11 
(Das. 2, 1—7). Auch daraus ist zu erkennen , dass das Strafgesetz nicht in 
Ausübung war; denn wo fände man so viele Männer, die Juristen, Magier, 
Philologen, Astronomen, Astrologen u. s. w. zugleich wären. 

Ein Mitglied eines Dreirichter-Collegiums muss, ausser der Gesetzes- 
kunde noch folgende sieben Eigenschaften besitzen: Klugheit, Bescheidenheit, 
Gottesfurcht, Uneigennützigkoit, Wahrhaftigkeit, Menschenliebe , und einen gu- 
te^ Ruf (Das.) Auch soll ein Richter populär sein, und das kann er nur wer- 
den, wenn er „ein gutes Auge" hat , demüthig , gefällig und freundlich gegen 
Jedermann ist (Das.). 

Das Alter macht egoistisch, auch der Kinderlose hat kein rechtes Er- 
barmungsgefühl , und im Sanhedrin sollen nur gefühis- und erbarmungsvolle 
Männer verbandeln und urtheilen (Das.) Ausgenommen, wenn über einen M es- 
se th, d. 1. wer Andere zum Götzendienste verleitet, verhandelt wird, da sollen 
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fireise und Kinderlose , die kein Erbarmen fohlen, zu Gerichte sitzen ; denn : 
„Grausamkeit gegen solch einen Frevler ist Barmherzigkeit gegen die Welt 41 
(Das. 11, 5). 

Kommt die Anzeige eines Verbrechens bei einem Ge- 
richte vor, welchem die Verbandlang hierüber nicht zustehet, 
so hat es dieselbe an das zuständige Gericht zu leiten. 

Erläuterung. Nach rabb. Gesetz ist jedes Gericht competent zu ver- 
handeln und Strafurtheile auszusprechen, wenn es nur den Thäter in seiner Ge- 
walt hat.; hier ist also nur die Rede, wenn ein Verbrechen, welches nur ein 
kleines Sanhedrin verurtheilen dar! , zur Anzeige eines Dreirichter-CollegiumB 
gelangt. Und da sowohl die Admonition an die Zeugen , als auch die Frag- 
stücke anders sind bei einem Todesverbrechen, als bei andern Straf thaten 
{Siehe H. Sanhedriu 12, 1—3); und da ferner eine Zeugenaussage vor einem 
Gerichte, unter keiner Bedingung, widerrufen, oder abgeändert werden kann 
(H. Eduth 3, 5) : daher darf das nicht competente Gericht in keine Verhand- 
lung sich einlassen. 

§. 8. 

Zur Verhandlung und Entscheidung einer „verführten Stadt", 
oder eines falschen Profeten, oder eines jeden Verbrechens, 
dessen der König oder der Hohepriester angeklagt ist, ist blos 
das grosse Sanhedrin befugt. 

Erläuterung. Wenn die Bewohner eines Ortes sich zum Götzendienste 
verfuhren lassen , so ist der ganze Ort zu zerstören, und jeder Schuldige hin- 
zurichten (Strafges. §. 25), und über solches kann . blos das grosse Sanhedrin zu 
Jerusalem, bestehend aus 71 Hitgliedern, verhandeln und urtheilen (H. San- 
hedrin 5. 1). So auch die falsche Profezeihung (Das.) , die ein Todesverbre- 
chen ist (Strafgesetz §. 24). 

Das Gesetz macht keinen Unterschied zwischen König und Bettier, zwi- 
schen Hohepriester und dem geringsten Tempeldiener, alle muss die Hand der 
Gerechtigkeit erreichen können; es kann also selbst König und Hohepriester 
zu jeder Strafe, welche das Gesetz ausspricht, verurtheilt werden. Unter den 
207 Verbrechen der' Geisseistrafe ist eines, welches nur der Hohepriester ver- 
schulden könnte, nämlich die Begattung mit einer Witwe: und sind drei, die 
wieder nur der König verschulden könnte, nämlich viel» Weiber heirathen. 
viele Pferde halten, oder viel Gold und Silber sammeln (Siehe H. Sanhedrin 19, 
4). Welches Verbrechen also der König oder Höhepriester begehet, er unterliegt 
derselben Strafe wie jedes Menschenkind (H. Melachim 3, 2—4). Sogar in 
Formsache lässt das Gesetz keine Ausnahme zu. Einst mordete der Sclave des 
l£ßuigs Jaqai einen Menschen, das hohe Gericht Hess es dem König sagen. 
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und dieser lieferte den Sclaven ans. Du musst selber erscheinen, Hess das hohe 
Gericht dem Könige sagen, denn die Zeugenaussage gegen einen Sclaven, der 
eines Todesverbrechens angeklagt ist, kann nur in Gegenwart seines Eigentü- 
mers angehört werden. Der' König erschien und setzte sich. Da sprach zu 
ihm der Präsident: »König J&nai, stehe auf, du bist in deinem Solaren 
angeklagt, und jeder Angeklagte muss stehend die Zeugenaussage gegen sich 
anhören" (Sanhedrin 19, a). Jedoch über König und Hohepriester kann nur 
das grosse Sanhedrin ein Strafurtheil fällen (H. Sanhedrin 2, 5, und 5, l). 

Auch hinsichtlich des Renitenten, als Ruhestörer (Strafges. §. 27) macht 
das Gesetz eine Ausnahme, nämlich Verhandlung und Yerurtheilung ist, wie 
bei jedem Verbrechen, Sache des heimischen kleinen Sanhedrin , aber die Hin- 
riohtung hat das grosse Sanhedrin zu Jerusalem vollziehen zu lassen (H. Ma- 
mrim 3, 8). 

. .§• 9- 

In Strafsachen gibt es keine zweite Instanz , selbst ein 
Todesurtheil ist sogleich zu vollziehen. 

Erläuterung. Nur die Strafe des Bannes kann von einem höheren 
Gerichte aufgehoben werden (JT. D. 334, 25); absr gegen ein anderes Straf- 
urtheil findet keine Berufung statt (H. Sanhedrin 12, 4). Nur in geldlicher 
Beziehung gibt das Gesetz einer Berufung an eine höhere Instanz Raum (Siehe 
mein Civilr. Verfahren §§. 216—229), aber nicht in Strafsachen , <lft sind die 
Vorschriften über die Gerichtsverhandlung derart, dass weder Missbrauch der 
Amtsgewalt, noch Irrthum zu besorgen ist. 

§• io. 

Bei Entscheidungen über Strafsachen darf die Zahl der 
Stimmfahrer niemals geringer sein , als das Gesetz ausspricht, 
wohl aber kann sie . grösser sein ; , aber die Zahl des grossen 
Sanhedrin darf weder geringer, noch grösser sein. 

Zur Entscheidung einer jeden Strafe müssen drei stimmfähige Richter 
sein (H. Sanhedrin 11, 4), und über Exil- und Todesstrafe müssen 23 Richter 
verhandeln und urtheilen (§. 5); aber grösser kann die Zahl immer sein (H. 
Sanhedrin 2, 13). Oft muss sie vergrößert werden, nämlich wenn die nöthige 
Minorität für „Schuldig* sich nicht herausstellt , so sind zwei befugte Richter 
zuzuziehen. Ist auch da noch keine genügende Majorität zu erzielen , so wer- 
den noch zwei* Richter zujgezogeri , und so fortzufahren bis eine Majorität sich r 
herausstellt , oder die Zahl auf 71 Richter gelangt ist. Wird auch bsi dieser« 
Zahl keine Majorität erzielt, so kann kein Strafurtheil erfolgen.; denn höher,» 
als 71 darf die Zahl der Stimmführer nicht sein (H. Sanhedrin 8, 2, und 9, 
2, 3). Und da das grosse Sanhedrin immer aus 71 Mitgliedern bestehen muss, 
so darf dessen Zahl auch nicht vergrößert werden (Das.). 

10 
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§• IL 

Bei jeder Strafsache erfolgt die Beschlussfassung , nach 
Torausgegangener Berathung, durch absolute Stimmenmehrheit; 
aber zur Todesverurtheilung benöthigt es noch einer Stimme 
über die absolute Mehrheit, d. i. dass mindestens drei Stim- 
men mehr für „Schuldig", als : für „Nichtschuldig" sprechen. 

Erläuternng. Nur durch Discussion kommt die Wahrheit hervor, 
daher muss der Beschlussfassung die Berathung voran gehen (H. Sanhedrin 
12, 3). Alle Verhandlungen sind öffentlich , und jeder Rechtskundige, selbst 
wenn er noch Schüler ist, kann an der Discussion sich betheiligen, und was 
er zu Gunsten des Beschuldigten vorbringt, muss angehört und erwogen werden 
(Das. 10, 8. und 11, 1) ; will er aber zum Nachtheile des Beschuldigten spre- 
chen, so muss ihm das Wort entzogen werden (Das.). Aber stimmfähig sind 
blos die Richter, deren. Zahl wohl grösser sein kann, als das Gesetz vorschreibt 
(§. 10), aber immer muss es eine ungerade sein. Bei jedem Straf urtheil genügt 
die einfache absolute Majorität, von drei zwei, von fünf drei, von sieben vier 
\\\ b. w. • aber zu einem Todesurtheil, wo mindestens 23 Richter verhandeln 
und stimmen müssen (§. 5), genügt nicht die einfache, absolute Majorität von 
zwölf Stimmen , sondern mindestens müssen dreizehn für „Schuldig* sprechen 
(H. Sanhedrin 9, 2). Stimmen nun zwölf füT „Nichtschuldig« ', so ist der Be- 
schuldigte sogleich freizusprechen, (Das.) ; stimmen aber zwölf für „Schuldig*, 
so sind noch zwei Richter zuzuziehen (§. 10) , und wieder noch zwei , wenn 
jetzt dreizehn für „Schuldig* stimmen, und so immer fort, bis entweder eine 
einfache Majorität „Nichtschuldig* spricht, wo der Angeklagte freigesprochen 
wird, oder eine Majorität von drei Stimmen , als von 25, vierzehn , von 27, 
fünfzehn tu s. w. .für „Schuldig" stimmen , wo der Angeklagte anm Tode zu 
vemrtheilen ist ; oder endlich die Zahl der Richter auf 7 1 gelangt. Sprechen 
da. 37 ^Schuldig", ex> erfolgt <JLas Todesurtheil, stimmen aber blos 36 für 
„Schuldig", so ist der Angeklagte freizusprechen (H. Sanhedrin 9, 2). 

Aber auch bei andern Strafurtheileh, wo eine einfache Majorität genügt, 
gibt es Fälle , wo diese nicht erreicht wird , wie es weiter wird behandelt 
werden. • 

... 

§12. 

Die im Hange geringeren Mitglieder des Gerichtshofes ge- 
ben ihre Stimmen ab, vor denen, die im höheren Range stehen. 
Jedes Mitglied kann auch gegen die Meinung , die er in der 
Discussion vertreten hat, stimmen. 

* * 

Erläuterung. Ein im Range höheres Mitglied wird keinen Anstand 
nehmen , dem Geringeren eu widersprechen, wohl aber ist zu besorgen, dass 
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dieser sich scheuen könnte dem Votum des Höheren entgegen zu stimmen; 
daher sollen die Geringeren zuerst ihre Stimmen abgeben, (H. Sanhedrin 10, 
6. und 11, 6). 

Der Richter, welcher für Freisprechung des Beschuldigten in der Di«- 
cussion spricht, darf nicht wieder zu seinem Nachtheile sprechen, wohl aber 
umgekehrt, nämlich zum V ortheile des Angeklagten kann auch der wieder plai- 
diren, welcher früher das „Schuldig" vertheidigte (Das. 10, 2); aber bei der 
Abstimmung kann auch der „Schuldig" sprechen}, welcher in der Discussion 
den Angeklagten vertheidigt hatte, um wie viel mehr umgekehrt (Das.). 

§. 13. 

Ein Richter darf nur nach seirar Ueberzeugung stim- 
men, hat er eine solche nicht, so darf er gar kein Votum 
abgeben. 

Erläuterung. Die Abstimmung geschieht einfach durch „Schuldig 4 
edor „Nichtschuldig", aber weder so, noch so darf ein Richter stimmen , wenn 
er keine volle Ueberzeugung hat. „Ein Richter, der nicht aus Ueberzeugung 
stimmt , sondern weil seine Collegen ebenfalls so gestimmt haben , verletzt 
ein Gottesgebot 4 (H. Sanhedrin 10, I); und hat er weder für „Schuldig",* 
noch „Nichtachuklig" eine Ueberzeugung, soll er gar kein Votum abgeben, sondern 
sagen : „Ich weiss nicht" (Das. 8, 3.). Jeder Votant wt verpflichtet sein Vo- 
tum, auf Verlangen , zu begründen, aber wer da sagt: Ich weiss nicht, d. h. 
mir ist der Fall zweifelhaft, ist nicht verpflichtet einen Rechtsgrund , warum 
er zweifelt, anzugeben (Das.). Sonach ist der Fall leicht möglich, dass trotz 
der ungleichen Zahl, eine Majorität, selbst eine einfache, nicht zu erzielen ist,, 
wenn nämlich die eine Hallte „Schuldig**, die andere „Nichtschuldig", uud ein 
Richter: „Jch weiss nicht", spricht. Und da sind immer zwei Richter zuzuzie- 
hen, und so lange x f ortzufahren, bis entweder die gesetzliche Majorität erzielt 
wird, oder bis die Zahl der Richter auf 71 gelangt ist (Das, 8, 2. Siehe §.11). 

§. 14. 

Derjenige , welcher kein Votum abgibt , ist zu betrachten 
als sässe er gar nicht mit zu Gericht , und hat daher die Ab- 
stimmung gar keine Wirkung, wenn die Zahl der Richter blos 
die gesetzliche ist. Wurde sie aber bereits vergrtissert, so ent- 
scheidet dann die einfache absolute Stimmenmehrheit , selbst 
bei einem Todesurtheile. 

Erläuterung. Wenn bei einem Dreirichter-Coliegiuni. zwei , ,und bei 
einem kleinen Sanhedrin 22, sei es „Schuldig", oder „Nichtschuldig" sprechen, 
und der eine sagt: „Ich weiss nicht", so hat die Abstimmung keine Wirkung, 
weil die gesetzliche Zahl nicht vorhanden ist ; denn der Nichtvotirende wird 
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als gar nicht daseiend betrachtet (H. Sanhedrin 8, 2. und 9, 2) ; und sind, 
nach §. 11 noch Richter hinzuzuziehen. Jetzt, nachdem zwei Richter hinzuge- 
zogen sind, ist die gesetzliche Zahl auch ohne den Nichtvotirenden vorhanden; 
und eine ungerade ist sie auch ; denn der , welcher bei der früheren Abstim- 
mung gesagt hat : „Ich weiss nicht" , kann wohl nicht mehr für „Schuldig" 
Plaidiren , wohl aber iu der Abstimmung so oder fco stimmen (Das. 9, 2. und 
12, 3). Beharrt er mm auch bei der jetzigen Abstimmung in seinem Zweifel, 
so ist die Zahl der andern Richter, die da ein Votum abgeben, eine gerade* 
und bei einer geraden Zahl ist ja selbst die einfache .absolute Majorität mit 
zwei Summen mehr , und diese genügt selbst zu einem Todesurtheile (Das.)* 
Nur wenn alle Richter stimmen , ist bei einer ungeraden Zahl eine absolute 
Majorität mit zwei Stimmen nicht möglich , und da eine Stimme mehr nicht 
genügt, so sagt der §. 11, es müsse eine Majorität von drei Stimmen sein, 
aber gesetzlich, genügen zwei Stimmen Mehrheit, und diese ist nur möglieb, 
wenn die Zahl eine ungerade, und höhere ist, als die gesetzliche, und einer der 
Richter kein Votum abgibt. 

§•• 15. 

Wenn bei Discussion über ein Todesverbrechen keiner 
von den Richtern zu Gunsten des Beschuldigten plaidirt , son- 
dern alle sogleich für „Schuldig" stimmen ; so hat das Todes- 
urtheil keine Wirkung. 

Erläuterung. Wenn keine Gegenmeinung ist, so kann leicht ein 
einseitiges Urtheil, nicht auf Wahrheit beruhend, erfolgen; daher muss auch 
überall, wo das Anklagsprincip in Strafsachen stattfindet, dem Angeklagten ein 
Rechtskundiger zur Vertheidigung gegeben werden. Nach rabb. Gesetze hat 
das Gericht selbst diese Pflicht, den Angeklagten nach Möglichkeit zu vertei- 
digen (Siehe mein Civilr. Verfahren §. 370); wurde er nun von gar Niemand 
in der Verhandlung vertheidigt, so hat das Urtheil keine Wirkung (H. Sanhe- 
drin 9, 1). Hat aber in der Discussion die Vertheidigung nicht gefehlt, und 
bei Abstimmung geben alle, auch die , welche in der Verhandlung vertheidigt 
haben, ein Votum für „Schuldig" ab, weil sie durch die vorgebrachten Gegen- 
argumente überzeugt wurden , so hat das Todesurtheil Giltigkeit (Das. 10, 2). 

§• 16- 

Wenn der Riohter, welcher in der Verhandlung zur Ver- 
th*tdtgung des Beschuldigten gesprochen , verhindert wird bei 
der Abstimmung anwesend zu sein; so ist es zu betrachten als 
hätte er Air n Nichtschuld ig a gestimmt. 

Erläuterung. Wenn ein Richter, welcher in der Verhandlung zum 
Nachtheile des Angeklagten gesprochen, bei der Abstimmung fehlt, so wird 
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seine Stimme nicht mitgezählt , sondern es wird ein anderer Richter zugezo- 
gen und die Verhandlung neu begonnen; wohl aber wird die Stimme dessen, 
welcher zu Gunsten des Beschädigten gesprochen mitgezählt (H. Sanhedrin 10, 
3—4). Doch nur wenn er Gründe zur Verteidigung dargelegt hatte , hat er 
sieh aber blos zur Vertheidigirig des Beschuldigten gemeldet, und kann dann 
nicht anwesend sein, ao ist seine Stimme für nichts zu zählen (Das. Siehe 
Talmud Sanhedrin 34, a). 

§• 17- 

Zeigt sich bei der Abstimmung eine absolute Majorität 
für „Nichtschuldig", so ist der Angeklagte sogleich freizuspre- 
chen Neigt sich aber die gesetzliche Mehrheit (§. 11) zu 
„Schuldig" hin , so darf das Todesurtheil an demselben Tage 
nicht gesprochen werden; sondern die Verhandlung ist am an- 
dern Tage fortzusetzen und endgültig abzustimmen. 

Erläuterung. .Die erste Abstimmung ist giltig, wenn sie zu Gunsten 
des Angeklagten ausfallt; ist sie aber derart, dass ein Todesurtheil erfolgen 
müsste, so ist sie blos als ein Theil der Discussion zu betrachten, und die 
Endabstimmung auf den anderen Tag zu verschieben (H. Sanhedrin 12, 3). 
Während des übrigen Tages und der darauffolgenden Nacht sollen die Richter 
über den Fall nachdenken und studiren (Das.). Morgens versammeln sie sich 
zur Endabstimmung, und ist aus den Talmud (Sanhedrin 34, a) zu ersehen, 
dass auch wieder neuerlich discutirt werden muss. 

Bei der Endabstimmung hat jeder Richter sein gestriges Votum zu wie- 
derholen, und anzugeben, ob er dabei beharre, oder ob er eine andere Ueber- 
zeugung erlangt habe, und von der früheren Abstimmung abgehe (Das,). Wer 
gestern für „Nichtschuldig" gestimmt , kann in der heutigen Discussion 
nicht für „Schuldig" plaidiren, wohl aber umgekehrt (Das.); und haben hierüber 
die Gerichtsschreiber, welche die Ansicht, die ein jeder Richter vertritt, nieder- v 
schreiben müssen, zu wachen (Das. Siehe auch H; Sanhedrin 11, 1). 

§. 18. 

Werden einem Beschuldigten mehrere strafbare Handlun- 
gen zur Last gelegt, so ist in der Regel über die Schuld jener 
That zu verhandeln und Bescluss sn fassen , auf welche das 
Gesetz eine grössere Sfrafe ausspricht. 

Erläuterung. Auf Straf thaten, die zu gleicher Zeit ausgeübt werden,., 
kann nur eine Strafe verhängt werden, nämlich die schärfere (Strafges. §. 18); 
daher ist zuerst über die Schuld der mit einer schärferen Strafe zu belegenden 
Handlung zu verhandeln und JBescbluss zu fassen. Wird nun der Angeklagte 
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schuldig gesprochen , so fallen die weiteren Verhandlungen über die andern 
zur Last gelegten Thaten von selbst weg; denn hätte er sie auch begangen, so 
könnte er ja dafür nicht bestraft werden. Sind aber die Thaten zu verschie- 
denen Zeiten begangen worden , und auf die eine ist Körper- und auf die an- 
dere Geldstrafe ausgesprochen , so kommen beide Strafen in Anwendung. Ist 
auf jede That Geisseistrafe ausgesprochen, so ist sie so viele Mal zu verdoppeln, 
als Thaten geschehen sind, u. z. nach Körperkraft des zu Bestrafenden, und in 
Intervallen , nachdem er sich von der früheren Geisselung immer erholt hat 
(H. Sanhedrin 17, 4) : daher muss natürlich über jede That verhandelt und 
Beschluss gefasst werden. Ob aber über jede That besonders, oder über alle 
zusammen, entscheidet das rabb. Gesetz nicht. 



MH» * 



Zweiter Abschnitt. 

§• 19. 

Jedermann, dem eine strafbare Handlung aus eigener An- 
schauung bekannt wurde, und der da vermithet, dass noch 
ein Zeuge sein dürfte , ist berechtigt und verpflichte! die ge- 
richtliche Anzeige zu machen ; und ist jedes Gericht competent 
zu untersuchen und das Strafurtheil auszusprechen. 

Erläuterung. Oeffentliche Ankläger (Staatsanwaltschaft) kennt das 
rabb. Gesetz nicht, sondern Jeder ist verpflichtet eine strafbare Handlung dem 
Gerichte anzuzeigen; u. z. muss er auch unaufgefordert vor Gericht erschei- 
nen, um die Anzeige zu machen (H. Eduth 1, 1—3), was in Geldangelegenhei- 
ten der Fall nicht ist, da muss man nicht unaufgefordert Zeugenschaft able- 
gen. In Strafsachen darf Niemand sagen: „Was kümmert's mich?" denn es 
stehet geschrieben: „Wer nicht aussagt, hat seine Sünde su tragen. Auch soll 
Niemand sagen : „Wozu soll es mir, das Unglück eines Menschen herbeizufüh- 
ren?** denn es stehet geschrieben : „Der Untergang der Frevler bringt der 
Welt Freuden* (H. Sanhedrin 12, 3)» Wer also Zeuge sein kann, der muss an- 
klagen} aber Zeuge kann nur der sein, welcher die Handlung mit eigenen Au- 
gen hat ausüben gesehen (H. Eduth 4, 1). 

Wer nur allein die strafbare Handlung hat begehen sehen , darf den 
Thäter nicht anklagen (Strafges. §. 63) ; daher muss man nur dann die Anzeige 
machen, wenn man vermuthet, dass noch Jemand die That hat begehen sehen 
(Siehe H. Eduth 4, 1). 

Die That möge geschehen sein wo und wann immer, so ist jedes Gericht, 
welches für diese That competent ist , z. B. ein kleines Sanhedrin für ein 
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Todesrerbrechen, und ein Dreirichter-Collegium.fÜr jede andere Strafthat, com- 
petent den Thäter, so es nur ihn in (»ewalt hat, zu bestrafen; daher ist ea 
auch befugt und verpflichtet die Untersuchung zu pflegen (Siehe H. Sanhe- 
drin 13, 7). 

§. 20. 

Zu verhandeln als Richter ist in Strafsachen ausge- 
schlossen : 

a. Der Proselit, ein gewesener Sclave, oder wer mit dem 
Beschuldigten in einem Freund- oder Fefndsohaftsverhältnisse 
stehet. 

b. Wer von der Freisprechung oder Verurtheilung des 
Beschuldigten irgend einen Nutzen oder Schaden zu erwar- 
ten hätte. 

c. Wer mit dem Angeklagten , oder mit einem der Zeu- 
gen , oder mit einem der anderen Richter derart verwandt 
oder verschwägert ist, dass er für oder gegen ihn nicht giltiger 
Zeuge ist. 

d. Wer in derselben Strafangelenheit als Zeuge ver- 
nommen worden ist ; und so es sich um ein Todesver- 
brechen handelt, wer nur als Zeuge vernommen werden 
könnte. 

e. Per, dessen Unbefangenheit in Zweifel gezogen wer« 
den kanp. 

Erläuterung, a. In Geldsachen kann Proselit und gewesener Sclave 
Richter sein (H. Sanhedrin 15, 11), nicht aber in Strafsachen (H. £duth 16, 6). 
In meiner Rechtslehre (§. 48) ist die Ursache dieses sonderbaren Gesetzes an- 
gegeben. Freund und Feind kann seihst in geldlicher Angelegenheit nicht 
Richter sein (Siehe mein Civilr. Verfahren §. 4). 

b. Wem aus der Sache Nutzen oder Schaden (und Entgehung eines 
Nutzens ist Schaden, und Verhütung eines Schadens ist Nutzen) erwachsen 
könnte, darf auch in geldlicher Angelegenheit nicht Richter sein (Das. §. 372), 
um wieviel weniger in Strafsachen. Es wurde z. B. der seinsollende Riohter 
durch die strafbare Handlung beschädigt, würde nun der Thäter zu einer Kör- 
perstrafe verurtheilt , so hätte der Beschädigte auf Schadenersatz keinen An- 
spruch (Strafges. %. 20) ; sonach würde die Freisprechung dem Richter Nutzen 
bringen. Wäre wieder der Angeklagte Nutzniesser eines Objectes, welches 
nach dessen Tode dem seinpollenden Richter zufiele , so hätte dieser einen 
Nutzen, wenn der Angeklagte zum Tode verurtheilt werden mochte u. dgL 
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c. Welche Verwandte und Verschwägerte nicht gültige Zeligen sind, De- 
spricht mein Civilr Verfahren (§. II); und ein Verwandter, der nicht Zeuge 
sein kann, kann auch nicht Richter sein (H. Eduth 16, 6). Verwandte und 
Verschwägerte können auch nicht zusammen zeugen (Civilr. Verfahren §. III), 
und Personen , die nicht zusammen zeugen können, dürfen auch nicht zusam- 
men richten (Das. §. 372): daher ist jeder, der mit einem der Richter ver- 
wandt oder verschwägert ist ausgeschlossen als Richter zu fungiren. 

Dass Richter und Zeuge nicht verwandt oder verschwägert sein dürfen, 
hat folgende Ursache. Die Klage auf falsche Zeugenschaft muss bei dem Ge- 
richte angebracht werden, vor welqhem die Zeugenschaft ausgesagt wurde. Ist 
nun der Richter mit dem Zeugen verwandt, so könnte vor ihm der Zeuge auf 
falsche 55eugenschaft nicht angeklagt werden, denn er dürfte ja gegen den Ver- 
wandten nicht als Richter fungiren , und eine Zeugenschaft für welche , falls 
sie. falsch wäre, der Zeuge nicht bestraft werden könnte, hat in Strafsachen 
keine Giltigkeit (Siehe Gh. M. 33, Bf. E. 26.). 

d. Ein Zeuge darf nicht Richter sein, selbst in einer geldlichen Ange- 
legenheit (Civilr. Verfahren §. 120); aber selbst wenn er nur Zeuge sein konnte, 
dass er nämlich die Ausübung des Verbrechens ' mit angesehen hat, darf er 
auch nicht als Richter fungiren, wenn es sich um ein Todesurtheil han- 
delt (§. 3). • • 

a. Eine Verschwägerung, die die Zeugenschaft nicht berührt, z.. B. zwei 
Männer, deren Kinder sich geheirathet haben, macht doch in Strafsachen zu 
richten verdächtig; weil die Unbefangenheit- bezweifelt wird (Ch, M. 83, 6). 
Oder wenn er mit einem der Richter in Feindschaft stehet, ist seine Unbefan- 
genheit zu bezweifeln; denn die Feindschaft könnte ihn veranlassen der An- 
sicht des Feindes entgegenzutreten (Das. 33, 7, 8) u. dgl. 

Dass eine unmoralische Handlung den Thäter unfähig zum Richter- 
amte macht, ist bereits in meinem Civilr. Verfahren (§. 354) ausgesprochen. 

§.21.. 

Jede Gericht8per8on , gegen welche ein Ausschliessungs- 
grund obwaltet , hat sich aller gerichtlichen Handlungen in der 
Sache zu enthalten* Und kann Beschuldigter; Ankläger, wie 
auch jeder Anwesende gegen die Amtshandlung eines befange- 
nen Richters Einsprache erheben 

Erläuterung. Die talmudischen Rabbinen sind in dieser Beziehung 
mit sich selbst sehr streng in's (iericht gegangen, und wo sie nur den gering- 
sten Zweifel gegen die eigene Unbefangenheit hegten, haben sie sich selber 
von der Richterfunction ausgeschlossen (Siehe Ketuboth 105, b). Ist ein ge- 
setzliches Hinderniss, als Verwandt- öder Schwägerschaft, offenbare Parteilich- 
keit oder dgl. vorhanden, so ist auch die bereits geschehene Amtshandlung un- 
wirksam (Ch. W. 7, 7). Kann aber blos die Unbefangenheit in Zweifel gezogen 
werden; so kann eine schon geschehene Amtshandlung nicht angefochten werden 
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(Das.) ; aber die Betreffenden können im Vorhinein dagegen protestiren, und 
so sie erweisen, dass die Unbefangenheit des. Richters in Zweifel zu ziehen sei, 
so ist er von der Verhandlung auszuschliessen (Das.). Das . Bichter-Collegium 
pelbst benöthigt nicht einmal eines Beweises einen Richter, an dessen Unbe- 
fangenheit es zweifelt, von der Verhandlung auszuschliessen (H. Sanhedrin 2, 
14. Siehe auch mein Civilr. Verfahren §. 353.) 

§. 22. 

Das Untersuchungsverfahren hat den Zweck zu erfor- 
schen , ob die Anklage gegründet sei , und wenn , wie der 
Beschuldigte zu rechtfertigen wäre; überhaupt blos in's Klare 
zu setzen, was zur Schöpfung des Unheiles erforderlich ist. 

Erläuterung. Das Gericht muss nicht von der Wirklichkeit, dass eine 
strafbare Handlung geschehen sei (corpus delicto) , überzeugt sein , soudern es 
hat nach der Aussage der Zeugen , welche die eigentlichen Ankläger sind, zu 
richten; aber genau zu erforschen, ob die Aussage gegründet sei (H. Sanhe- 
drin 12, 3), und wird" die Art der Erforschung weiter erörtert werden. Ist die 
Gründlichkeit der Anklage festgestellt, so muss erforscht werden, welche Reeht- 
fertigungs-Gründe für den Angeklagten zu finden wären (Das.), und so lange 
nicht alle darauf Bezug habenden Umstände in's Klare gesetzt sind, darf das 
Gericht kein Urtheil fällen (Das.). 

Einen Einstellungs- oder Ablassungs-Beschluss gibt es im rabb. Gesetze 
nicht, sondern blos einen Anklagsbeschluss, wenn nämlich aus der Voruntersu- 
chung mit den Zeugen hervorgehet, dass die Anklage Grund habe, so wird die 
Verhandlung gegen den Beschuldigten eingeleitet (Das. 12, 1). 

§• 23. 

Sobald dem Gerichte von einer sträflichen Handlung An- 
zeige gemacht wird , hat es sofort die Untersuchung mit den 
Zeugen einzuleiten. 

Erläuterung. Ein gerichtliches Strafurtheil kann nur auf Zeugen- 
aussage Ton Zeugen erfolgen , Verdachtsgründe , mö^pn sie noch so gravirend 
sein, ja sogar Indicien, welche die Thatsache fast zur Evidenz erweisen, können 
ein Strafurtheil von Seite des Gerichtes nicht veranlassen; daher kann von 
einer Nachforschung nach Verdachtsgründen keine Eede sein (H. Sanhedrin 20, 
1). Ferner kann ein Richter auf eigene Anschauung nicht verhandeln (§§. 3, 
20.) ; daher kann ein Gericht niemals auf eigene Entdeckung eine Strafverhand- 
lung einleiten , sondern nur auf eine gemachte Anzeige , und da ist sogleich 
die Untersuchung mit den Zeugen einzuleiten, nämlich, ob sie den Thäter ge- 
nau kennen ? sicher wissen, nämlich aus eigener Anschauung, dass er es wirklich 
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sei, der die That begangen hat? und ob die Verwarnung unmittelbar vor der 
That geschehen Bei? (H. Sanhedrin 12, 1, 2). 

Gehet die Anzeige von einem andern, der nicht Zeuge ist, aus, und wel- 
cher die Zeugen namhaft macht, so hat das Gericht die Zeugen vorzurufen und 
die Voruntersuchung zu pflegen. Weiss er die Zeugen nicht namhaft; zu ma- 
chen, sondern er zeigt an , es sei diese und diese sträfliche Handlung gesche- 
hen, es waren Zeugen anwesend, die er aber namentlich nicht kenne; so hat 
das Gericht die öffentliche Aufforderung zu machen: „Jeder, welcher in dieser 
Strafangelegenheit etwas auszusagen wisse, sei verpflichtet zu erscheinen und 
Zeugenschaft abzulegen" (Siehe Ch.. M. 28, 2). 

§. 24. 

Wenn aus der Voruntersuchung mit den Zeugen hervor- 
gehet, dass die Anklage Grund habe, so erfolgt die eigentlich* 
Untersuchung mit dem Beschuldigten und den Zeugen. Zweck 
dieser ist : genaue Erforschung des Thatbestandes , der Zeit 
wann , des Ortes wo , der Art und Weise .wie die strafbare 
Handlung geschehen sei; die Ueberzeugungs-Verschaffung über 
die Wahrhaftigkeit der Aussage; und die gründliche Erörterung 
aller Nebenumstände. 

Erlüuterung. Ob die That mit böser Absicht begangen wurde, muss 
schon in der Voruntersuchung mit den Zeugen klar gemacht werden; denn da 
wird ja den Zeugen die Frage vorgelegt, ob die Verwarnung gehörig geschehen 
sei (§. 23). Bei dieser Voruntersuchung muss der Angeklagte nicht gegenwärtig 
sein, wohl aber bei der eigentlichen Untersuchung; denn eine Zeugenaus- 
sage, nicht in Gegenwart dessen, gegen welchen sie gerichtet ist, hat gar 
keine Wirkung. 

Die eigentliche Untersuchung beginnt mit der Admonition an die Zeu- 
gen, lautend : „Wisset, dass wir' Eure Aussagen genau und streng erproben 
und erforschen werden, saget daher nichts anderes, als was euch aus Selbstan- 
schauung bekannt ist. Wisset, es handelt sich hier nicht um Geld, welches zu 
ersetzen ist, sondern um ein Menschenleben , dessen Blut , und das der Nach- 
kommen , die er noch hätte erzeugen können, an Euch haften würde , so Jhr 
falsch aussaget. Gott hafcden Menschen als Einzelwesen erschaffen, (nicht als 
Gattung, denn das Weib wurde erst später gebildet), um anzudeuten , dass je- 
der Mensch eine eigene Welt sei, und wer einem Menschen sein Leben raubt, 
dem wird es angerechnet, als hätte er eine ganze Welt zu Grunde gerichtet 
(H. Sauhedrin 12, 3). Beharren die Zeugen bei ihrer Anklage, so ist jeder 
Zenge besonders, nicht in Anwesenheit des andern Zeugen (Das.), über folgende 
Umstände zu vernehmen: In welchem Jahrsiebent des Jobel, (das Jobel um- 
fasst einen Zeitraum von fünfzig Jahren, und wird in sieben Jahrsiebent ge- 
theilt); in welchem Jahre des Jahrsiebent; in welchem Monat des Jahres; an 
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welchem Tage des Monats; in welcher Stunde des Tages; an welchem Orte die 
That geschehen , und die Art und Weise wie sie ausgeübt worden sei ? (H. 
Eduth 1, 4—6 und 2, 1. 2). Diese sieben Fragen (welche ChaLiroth und 
Derischoth hiessen) muss der Zeuge zu beantworten wissen, weiss er sich 
einer derselben nicht zu erinner u, so zählt seine Zeugenschaft nichts (Das.). 
Dann sind noch zur näheren Aufklärung andere Fragen vorzulegen, als: was 
für ein Gewand der Mörder oder der Gemordete; welche Farbe die Kleidung; 
welche Beschaffenheit der Boden hatte , wo die That ausgeübt wurde ? u. dgl., 
und ist es jedem Richter überlassen nach seiner Ansicht Fragen zu stellen, 
und je mehr Fragen ein Richter an den Zeugen richtet, je mehr ist er zu lo- 
ben (Das.). Weiss der Zeuge eine dieser Fragen, die Bedikoth heissen, nicht 
zu beantworten, so ist dadurch die Zeugenschaft nicht wirkungslos , wohl aber 
ist sie ungiltig , wenn sich die Zeugen in der Beantwortung widersprechen 
(Das,). Die Fragen sind kreuz und quer zu stellen, um möglicherweise die 
Zeugen in Verwirrung zu bringen; denn nur dadurch wird erkannt, ob die 
Zeugenschaft mackellos sei? (Das.). Jene umstände , aus welchen Milderungs- 
gründe zu schöpfen wären, müssen besonders genau erörtert werden; denn in 
der Discussion ist mit der Verteidigung des Beschuldigten zu beginnen (H. 
Sanhedrin 10, 7) , und ist er zu ermuthigen nichts zu fürchten , falls er sich 
unschuldig wisse (Das.). 

§. 25. 

Alle Erhebungen , Untersuchungen , wie auch Discussion 
und Verhandlung müssen öffentlich geschehen, und nur in den 
Tagesstunden ; und jeder Anwesende hat das Recht alles, 
was ihm zur Sache gehörend scheint, vorzubringen. 

- Erläuterung. Oeffentlichkeit ist der G rund zu g des mosaisch-rabb. 
Gerichtsverfahrens; denn gar manches kommt durch die Oeffentlichkeit zu 
Tage, was bei verschlossenen Thüren verborgen bliebe. Selbst die Abfragung 
eines jeden Zeugen abgesondert, muss öffentlich geschehen (H. Eduth 17, 2. und 
H. Sanhedrin 12, 3), obwohl es in Geldangelegenheit nicht so ist (Siehe mein 
Civilrechtl. Verfahren §. 136). Auch kann in Geldsachen der Schluss der Ver- 
handlung in den Nachtstunden fortgesetzt werden , aber in Strafsachen muss 
jeder gerichtliche Act nur in den Tagesstunden geschehen (H. Sanhedrin 11,1). 
In der Discussion , wo verhandelt wird , ob der Angeklagte „Schuldig" 
oder „Nichtschuldig* zu sprechen sei, kann wohl auch ein Nichtrichter seine 
Meinung vorbringen, doch nur, wenn er ein Rechtskundiger ist, und seine Mei- 
nung zu begründen weiss; und auch einen solchen ist blos gestattet zu Gun- 
sten des Angeklagten zu sprechen, nicht aber zu dessen Nachtheil (Das.) Aber 
bei der Verhandlung über den Thatbestand hat jeder Anwesende das Recht 
und die Pflicht vorzubringen, was er als zur Sache gehörend betrachtet, gleich- 
viel, ob es zum Vortheile des Angeklagten, nämlich zur Entkräftigung der Be- 
lastungs- , oder zu dessen Nachtheile , nämlich zur Entkräftigung der Ent- 
lastungszeugen-Aussage ist (Siehe H. Eduth 20, 6). 

11* 
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§. 26. 

Bereits vernommene Personen können über Gegenstände 
nochmals vernommen werden, wenn es zur Erhebung neuer 
Umstände , od« zur Ergänzung oder Aufklärung früherer An- 
gaben dienen soll. 

Erläuterung. Auf die Anzeige eines jeden Menschen ist die Un- 
tersuchung einzuleiten (§. 23), ja sogar in Folge eiues anhaltenden Ge- 
rüchtes, welches eine „Nichtaufhörende Stimme 44 genannt wird, und worauf 
immer Bücksicht zu nehmen ist (Siehe E. H. 11, 1); und da können Personen, 
die bereits vernommen worden sind , immer neu vernommen werden , zum Be* 
hufe, um Zeugen zu eruiren. 

Aber ein Zeuge (und ein solcher kann nur der sein, der etwas aus Selbst- 
anschauung weiss) kann über das Ausgesagte nicht nochmals vernommen wer- 
den; weil er seine vor Gericht ausgesagte Zeugenschaft weder abändern, noch 
deuten, noch etwas hinzusetzen kann, und selbst wenn er sagt, er habe sich 
geirrt, so wird er nicht mehr gehört (H. Eduth 3, 5. und 17, 1. Siehe auch 
mein Civilr. Verfahren §. 101). 

§• 27 - 

Wenn Zuziehung von Sachverständigen nöthig ist, so sind 
solche als Zeugen zu betrachten ; und ist der Augenschein in 
Gegenwart des Gerichtes vorzunehmen. 

Erläuterung. Kunstverständige zur Erhebung eines verursachten Scha- 
dens, sind in Strafangelegenheit niemals nöthig, weil wo Körperstrafe zu ver- 
hängen ist, kein Schadenersatz zugesprochen werden kann (Strafges. §. 20); 
sondern nur zur Feststellung einer Thatsache, z. B. bei einer Mordthat, zu be- 
urtheilen : ob das Werkzeug , womit der Schlag gegeben wurde, geeignet sei 
einen Menschen tödten zu können; ob der später erfolgte Tod eine sichere 
Folge der geschehenen Verwundung sei u. dgl. (Siehe H. Boieaoh 3 , 1—9 und 
4, 3. 4). Und da die Aussage der Sachverstandigen auf das Urtheil von gros- 
sem Gewichte ist, so sind sie als Zeugen zu behandeln, nämlich zu admoniren, 
auch nötigenfalls zu beeiden (Siehe mein Civilr. Verfahren §. 123), und kann 
der, welcher wegen Verwandtschaft, Unredlichkeit, Parteilichkeit u. s. w. nicht 
Zeuge sein dürfte, auch nicht ak Sachverständiger gebraucht werden. Ob aber 
ein Sachverständiger auch mit einem der Biohter nicht verwandt sein darf? 
ist mir nicht recht klar. Die Ursache warum ein Verwandter eines Richters 
nicht Zeuge sein darf (Siehe §. 20), findet keine Anwendung auf den Sachver- 
ständigen ; ja aus der obigen Maimonidesstelle, lautend : „Man beurtbeile das 
Werkzeug, die Wunde, die Kraft des Ttidters und die Körperbeschaffenheit des 
Getödten u. s. w. a , scheint hervorzugehen, dass "sogar Mitglieder des Gerichts- 
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collegiums als Sachverständige gebraucht werden können. * Auch hinsichtlich 
eines Widerspruches, der wenn zwischen Zeugen, die Wirkung der Zeugenschaft 
gänzlich aufhebt, dürften Sachverständige nicht als Zeugen zu betrachten sein; 
denn ein Anderes ist die Bestätigung eines Factums, und ein Anderes die Be- 
urtheilung eines Umstandes — , , . . 

• ■ « 

§. 28. 

Die Leiche eines Getödten, selbst wenn es sicher ist, dass 
der Todesfall durch ein Verbrechen erfolgt feei , darf nicht ge- 
öffnet werden. . . » 

» » 

Zur Verurtheilung des Mörders könnte die Leichenöffnung nichts beitra- 
gen.; denn bestätigen Zeugen den Mord und die Verwarnung, so benöthigt 
es zur Verurtheilung der Leicheneröffnung nicht; und ist hiefur keine genu- 
gende Zeugenschaft, so kann von Seite des Gerichtes kein Toderortheil erfol- 
gen, möge auch constatirt sein, dass ein Mord geschehen sei (§. 23). Ob die 
Verletzung den Tod verursacht habe, kann nach rabb. Gesetze nicht an der 
Leiche erprobt werden , sondern sogleich, wie die Verletzung geschieht , muss 
durch Kunstverständige (§. 27) erhoben werden, oh sie geeignet sei den Tod 
zu verursachen oder nicht. Wird Letzteres entschieden, so ist es blos als Ver- 
letzung, aber nicht als Mord zu behandeln , selbst wenn dann der Tod erfolgt 
(H, Kozeach 4, 3—5). Haben wieder die Kunstverständigen entschieden, dass 
die Verletzung geeignet sei den Tod hervorzubringen, so ist der Verletzer in 
Gewahrsani zu halten, und so dann der Tod erfolgt , ist er als Mörder zu be- 
handeln, selbst wenn inzwischen eine Besserung eingetreten, wenn es nicht eine 
vollständige war (Das.). 

Das Oeffi&en der Leiche könnte daher blos zu Gunsten des Mörders sein, 
nämlich, wenn sich fände, dass der Gemordete nicht lebensfähig war, so könnte 
der Mörder nicht zum Tode verurtheilt werden. Nun aber ist ausgesprochen, 
dass jeder lebende Mensch für lebensfähig zu halten ist, bis das Gegentheil 
erwiesen wird (Strafges. §. 35), so hat ja jedenfalls der Mörder die böse Ab* 
sieht gehabt einen lebensfähigen Menschen zu morden; und zu Gunsten eines 
solchen Individuums darf eine Leiche nicht geöffnet werden -(Siehe Chu- 
lin 11, b). 

Der Talmud nennt eine Leichenöffnung Leichenschändung (Das.), und 
hat eine Aversion dagegen. Auf ihn hat wahrscheinlich die Zeitanschaaung 
influirt; denn biblisch ist diese Aversion nicht gegründet. Wäre das Oeffaen 
einer Leiche eine Leichenschändung, so hätte gewise Josef seinen Vater Ja- 
kob nicht einbalsamiren lassen. 
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Dritter Abschnitt. 

§. 29. 

Jedermann ist verpflichtet in Strafsachen vor Geriebt zu 
erscheinen, um Zeugenschaft abzulegen ; ausgenommen ist blos 
der König und der Hohepriester. 

Erläu.teruug. In Geldsachen ist wohl auch jeder verpflichtet Zeuge 
zu sein, wenn er hiezu aufgerufen wird, aber vor Gericht muss nicht der er- 
scheinen, welcher in Weisheit und Gelehrsamkeil in einem höheren Bange 
steht, als die Männer, welche das Gerichtscollegium bilden (H. Ednth 1, t). 
Aber in Strafsachen muss jeder, s welcher eine Zeugenschaft auszusagen weiss, 
vor Gericht erscheinen und zeugen; denn Gott will, dass eine Stissethat nicht 
unbestraft bleibe, und in gottesdienstlicher Angelegenheit darf keine Rücksicht 
auf Menschenwürde stattfinden (Das.). 

Bios König und Hohepriester sind, nicht nur nicht verpflichtet vor Ge- 
richt zu erscheinen, sondern auch nicht überhaupt Zeugenschaft abzulegen, u. z. 
der König; niemals, und der Hohepriester nur dann, wenn über den König ge- 
richtet wird (Das. 1, 3 und H. Sielachim 3,7), und dies kann nur geschehen 
vor dem grossen Sanhedrin (§. 8). 

Auf diese Rechtswohlthat kann der König nicht verzichten, denn ein 
König darf seiner Ehre nichts vergeben (H. Melachim 2, 3). Was den Hohe- 
priester anbelangt, so schreibt Maimonides : „Er ist nicht verpflichtet 
als Zeuge auszusagen 1 * (H. Eduth 1, 3), woraus zu schliessen wäre, dass wenn 
er wollte, dürfte er Zeuge sein. Aber genau erwogen kann nur gemeint sein, 
wenn ein falscher Profet, oder eine ganze Stadt wegen Götzendienst gerichtet 
werden soll , in diesen beiden Fällen ist die Gerichtsverhandlung von dem 
grossen Sanhedrin zu leiten (§. 8); da ist der Hohepriester nicht verpflichtet 
Zeuge zu sein, aber wenn er wollte dürfte er es. Aber in anderen Strafsachen, 
die vor einem Dreirichter-Collegium , oder einem kleinen Sanhedrin verhandelt 
werden, könnte der Hohepriester , auch wenn er wollte, nicht Zeuge sein, weil 
seine Zeugenscbaft keine Wirkuug hätte. Ihn zu richten ist Mos das grosse 
Sanhedrin competent (Das.); aber wegen falscher Zeugenschaft kann ein Zeuge 
nur vor dem Gerichte geklagt werden, vor welchem die Zeugenschaft ausge- 
sagt wurde (§. 20) : sonach könnte der Hohepriester , falls er falsch ausgesagt 
hätte, zur gesetzlichen Strafe nicht verurtheilt werden, denn hiezu wäre ja 
das Gericht nicht competent, und eine Zeugenschaft, die falls sie falsch wäre, 
an dem Zeugen nicht geahndet werden könnte , hat in Strafsachen keine Gil- 
tigkeit. (Hiedurch ist die Schwierigkeit, welche Mischnelemelech in H. 
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Bdüth 1» 3. gegen den Aussprach des Maimonides findet, so wie die 
Krage, welche Tossfoth in S a n h e d r i n 18, b. aufgestellt, gelöst.) 

Ueber Mitglieder des königlichen Hauses macht das Gesetz nicht die 
geringste Ausnahme ; ja ausdrücklich heisst es : „Der Sohn des Königs ist 
(vor dem Gesetze) nicht mehr, als jeder gemeine Mensch" (Sanhedrin 18, b). 

§• 30. 

Als Zeugen dürfen nicht vernommen werden: Verwandte 
oder Verschwägerte des Beschuldigten , oder eiries der Mitzeu- 
gen in auf- und absteigender Linie, und jeder, dessen Zeugen- 
schaft gesetzlich nicht giltig ist; und geschieht solches, so ist 
die ganze Aussage , auch die der giltigen Zeugen , rechtsun- 
wirksam. 

Erläuterung. „Wenn unter hundert Zeugen auch nur ein einziger 
nichtgiltiger Zeuge ist, hat die ganze Zeugenschaft keine Rechtskraft" (E. 
Eduth 5, 3), 

Vater und Sehn, Grossvater und Enkel, Oheim und Neffe, Geschwister 
und Geschwisterkinder und alle in demselben Grad Verschwägerten, sind nicht 
giltige Zeugen (Das. 13, 3—6. Siehe mein Civilr. Verfahren §. 111). Ueber 
die andern nichtgiltigen Zeugen siehe Das. (§§. 112, bis 118). 

§. 31. 

Weigert sich ein vorgeladener Zeuge zu erscheinen, so 
ist der Bann über ihn zu verhängen ; und verweigert er die 
Aussage , so kann er dureh körperliehe Züchtigung hiezu ge- 
zwungen werden. 

Erläuterung. Wenn in Geldangelegenheit der vorgeladene Geklagte 
zu erscheinen sich weigert, so ist er in den Bann zu legen (Ch. M. 11, 1—3), 
um wie viel mehr, wenn Jemand nicht erscheinen will, um in Strafsachen Zeu- 
genschaft abzulegen (Siehe J. D. 334, 43) ; denn auszusagen vor Gericht als 
Zeuge ist von Gott geboten. Selbst wenn Jemand schwört eine Sache nicht zu 
entdecken, und dann wird er vom Gerichte hierüber befragt; so ist er ver- 
pflichtet, trotz seines Schwüre», auszusagen, was er weiss (Das. 228, 33); und 
zur Ausübung eines Gottesgebotes kann Jedermann gezwungen werden. 

Für das Verletzen eines Verbotes ist Geisseistrafe, aber um zu erzwin- 
gen eine obhabende Pflicht zu erfüllen, sollen ZÜchtigungsschHlge in Anwen- 
dung gebracht werden, und so lange bis er die Pflicht erfüllt, oder „die 
Seele von ihm ausziehet (Siehe H. Chamaz umaza 6, 12, und Mischnah 

lemelech Das.). 

Wenn der Zeuge einem anderen* Gerichte unterstehet, so kann er dort 
nicht vernommen werden, weil in Strafsache» eine Zeugenschaft keine Wirkung 
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hat, wenn sie nicht in Gegenwart des Beschuldigten aasgesagt wird; abtresist 
kein Zweifel,- dass er von Beinern Gerichte gezwungen werden kann bei dem be- 
treffenden Gerichte zu erscheinen. Wie es aber ist, wenn der Angeklagte sich 
auf Entlastungszeugen beruft; deren Aufenthalt nicht bekannt ist, oder die 
weit „übert Meer" verreist sind? ist mir nicht klar, In geldlicher Angele- 
genheit spricht hierüber das Gesetz, es soll eine Zeit bestimmt werden, bis zu 
welcher die vorgeblichen Zeugen, von dem, der sich auf sie beruft, gestellig zu 
machen sind, geschieht es bis dahin nicht, so ist das Urtheil, ohne Rücksicht- 
nahme auf die angeblichen Zeugen , zu sprechen. Und so ea dem Betreffenden 
dann spater gelingt die Zeugen gestellig au machen, so kann er die Aufhebung 
des Urthejls , und das allenfalls Geleistete zurück verlangen (H. Sanhedrin 7, 
6 — 8. Siehe mein Civilr. Verfahren §. 122). Das aber läset sich ja nicht auf 
Strafsachen anwenden; denn ist einmal ein Strafurtheil vollzogen, so kann es 
ja dann nicht ungeschehen gemacht werden. Und sollte wieder bei einer sol- 
chen Angabe des Beschuldigten kein Strafurtheil erfolgen können, so bliebe die 
ganze Rechtspflege illusorisch. Dass nun über einen solchen, fast alltäglichen 
Fall, das Strafgesetz nichts Näheres bestimmt, zeigt wieder, dass es blos als 
Lehrgegenstand in der Theorie blieb , aber zur Ausübung nicht gekommen ist. 

§. 32. 

Die Vernehmung der Zeugen durch Dolmetscher kann 
nur dann geschehen, wenn die Richter die Sprache der Zeugen 
verstehen, ohne sie sprechen sra können. 

Erläuterung. Selbst in Geldsachen kann Niemand Richter sein, 
wenn er die Sprache der Parteien nicht verstehet (Civilr. Verfahren §. 4) , um 
wie viel mehr muss in Strafsachen jeder Richter die Sprache der Zeugen ver- 
stehen, da diese die Haupt- und Entscbeidungsperstmen sind. Es muss aaob 
bei Anstellung eines Strafrichters auf besondere Sprachkenntniss gesehen wer- 
den (§. 4.). 

Die Admonition kann ebenfalls durch einen Dolmetscher geschehen , ob- 
wohl ein Mensch , welcher die Admonition nicht hören kann , kein Zeuge sein 
darf (34). 

§• 33. 

Jeder Zeuge ist wohl abgesondert zu vernehmen , aber 
doch öffentlich! vor dem ganzen Gerichtshofe , und in Gegen- 
wart des Angeschuldigten. 

Erläuterung. Die allgemeinen Fragen, die an jeden Zeugen gestellt 
werden müssen, heissen: „Forschungen" (§. 24), und über diese (Chakiroth 
udrischoth) müssen alle Zeugen, und wären ihrer hundert, vernommen werden, 
u. %. jeder abgesondert (H. Sanhedrin 12, 3), aber doch öffentlich, vor allen 
Richtern (BL Bduth 4, 1. und Kessef mischaah Das.) ; und auch in Gegenwart 
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des Beschuldigten, weil sonst die Aussage keine Wirkung hätte. Die weiteren 
Querfragen heissen : „Untersuchungen (Bedikoth) , deren Zahl, Art und Form 
dem Gerichte überlassen ist (§. 24), und sind ebenfalls an jeden Zeugen abge- 
sondert su richten. (Aus H. Eduth 2, 2: könnte zu entnehmen sein, dass diese 
Querfragen auch in Gegenwart des Mitzeugen gestellt werden könnten, aber 
dieses widerspräche der Absicht des Gesetzes , welches durch diese Fragen die 
Wahrhaftigkeit der Aussage eruirt haben will). 

§• 34. 

Taube, Stumme und Blinde können, selbst wenn sie des 
Schreibens kundig sind, nicht Zeugen sein , um wie viel weni- 
ger Taubstumme, 

Erläuterung. Ein Tauber, der reden kann, und ein Stummer , der 
da hört, ist in jeder Beziehung wie ein Vernünftiger zu betrachten (Siehe J. 
D. 1, 6, 7, und S. K. 30, und Ch. M. 235, 17. 18.) ; aber Zeugen können 
solche nicht sein. Stumme nicht, weil eine schriftliche Zeugenschaft nichts 
zählt, und der Taube nicht , weil er die Admonition nicht hören kann (H. 
Eduth 9. 11). Solche sind in geldlicher Angelegenheit blos nichtgiltige Zeu- 
gen (Civilr. Verfahren §. 115), aber in Strafsachen ist ihre Zeugenschaft ganz 
wirkungslos. 

Blinde können die Identität der Person nur aus der Stimme, und die 
begangene That blos aus irgend einem Merkmale zu erkennen im Stande sein, 
und die Thora sagt: „Ein Zeuge muss die Thäter und die That gesehen ha- 
ben" (H. Eduth 9. 12). Ein Einäugiger ist giltiger Zeuge (Das.). 

§. 35. 

Die allgemeinen Fragen müssen von den Zeugen so be- 
antwortet werden , wie das Gesetz vorschreibt , bei sonstiger 
Ungiltigkeit. Ueber die Thatsaohe sind die Fragen so zu stel- 
len, dass sie klar dargelegt werde. 

Erläuterung. Sieben Fragen (Chakiroth udrischoth) müssen an jeden 
Zeugen gestellt werden , nämlich fünf über das „Wann" die That geschehen 
sei (§. 24), und würde der Zeuge antworten: Heute, gestern oder vor acht 
Tagen u. dgl. eine solche Antwort zählt nichts , sondern er muss ausdrücklich 
angeben, in welchem Jahrsiebent des Jobel ; in welohem Jahre des Jahrsie- 
bent; in welchem Monate des Jahres; an welchem Tage des Monats, und in 
welcher Stunde des Tages (H. Eduth 1, 4). Die sechste der allgemeinen Fra* 
gen ist über den Ort , wo die That geschehen sei. Wei ss der Zeuge eine die- 
ser Fragen nicht zu beantworten, er erinnere sich nämlich nicht der Zeit oder 
des Ortes 1 , so zählt die Zeugenschaft nichts (Das. 2. 1) ; denn die gesetzliche 
Strafe auf falsche Zeugenschaft kann nur erfolgen , wenn erwiesen wird , dass 

12 
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die Zeugen zu derselbigen Zeit gar nicht an demselbigen Orte anwesend wa- 
ren: folglich die That nicht können vollziehen gesehen haben (Das, 18, 2). 
Erinnert sich nun der Zeuge des Ortes oder der Zeit nicht, so konnte ihm kein 
Alibi nachgewiesen werden, uncTwäre eine Verurtheilung wegen falscher Zeu- 
genschaft unmöglich, daher hat diese auch keine Wirkung (Das. 2, 1). Die 
siebente der allgemeinen Fragen ist über Umstände betreffs der That, z. B. 
was es für ein Werkzeug war, mit welchem der Mord begangen wurde? Ant- 
wortet der Zeuge er wisse sich dessen nicht genau zu erinnern, so statuirt 
Maimonides die Zeugenschaft zähle nichts (Das.). Aber Rabed behauptet 
die Zeugenschaft bleibe giltig; denn wenn sich auch Zeugen auf Umstände 
der That nicht erinnern , so könnte ihnen ja doch ein Alibi nachgewiesen und 
sie wegen falscher Zeugenschaft verurtheilt werden. Daher, meint Eabed, 
mit dieser siebenten Frage verhallte es sich eben so, wie mit den Querfragen 
(Bedikoth), wo wohl ein Widerspruch zwischen den Zeugen die Zeugen* 
schaft ungiltig macht, aber nicht ein Nichtwissen (§. 24). Aber nach meiner 
Ansicht ist das Recht auf Seiten des Maimonides, u. z. aus doppeltem 
Grunde. Wenn der Gegenstand, womit der Mordschlag geschah, nicht geeignet 
ist einen Menschen damit zu tödten, so kann es nicht als absichtlicher Mord 
bestraft werden (H. Rozeach 3, 1); wie könnte nun ein Todesurtheü erfolgen, 
wenn der Zeuge auf die Beschaffenheit des Mordwerkzeuges sich nicht zu er- 
innern weiss? Ferner die Aufklärung über die näheren Umstände der That ist 
wesentlich nothwendig, sonst würde die Frage hierüber nicht zu den obligaten 
„Forschungen* (Chakiroth) gehören, und die richtige Auffassung eines Zeugen, 
der wesentliche Dinge sich nicht merkt, ist gewiss zu bezweifeln (Siehe mein 
„Civilr.. §. 1501). 

Ausser diesen sieben obligaten hat das Gericht noch Fragen zu stellen 
(§. 24), die aber nicht sugestiv , sondern so sein müssen, dass nicht ein einfa- 
ches Ja oder Nein als Antwort genüge , sondern die Thatumstände von dem 
Zeugen zusammenhängend berichtet werden. Denn die Abfragungen über That- 
und Nebenumstände haben den Zweck die Unverdächtigkeit der Zeugenschaft 
zu ergründen (H. Eduth 1, 4); und eine Aussage zweier oder mehrerer Zeu- 
gen in allen Worten und Ausdrücken vollkommen gleich, ist ein Grund zur 
Verdächtigung einer Verabredung oder Abrichtung (Siehe mein Civilr. Verfah- 
ren §. 105) ; daher müssen die Fragen 60 gestellt werden, dass die Beantwor- 
tung nur durch eine längere Wortperiode gegeben werden könnte. 

§• 36 ' 

Zeugen, die zusammen das Verbrechen haben begehen 
sehen und auch zusammen vor Gericht erscheinen , um Zeu- 
genschaft hierüber abzulegen, bilden einen Zeugenkörper , so- 
wohl hinsichtlich der Anklage wegen falscher Zeugenschaft, 
als auch hinsichtlich der Ungiltigkeit derselben wegen eines 
Widerspruches in der Beantwortung. Haben aber die Zeugen* 
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paare nicht zusammen das Verbrechen ausüben gesehen , oder 
sie kommen nicht zusammen vor Gericht, sondern nach und 
nach Zeugenschaft hierüber abzulegen 9 so bildet jedes Paar 
einen gesonderten Zeugenkörper. 

Erläuterung. „Eine Zeugenschaft theilweise ungiltig, ist gänzlich 
ungiltig" ; daher wenn unter noch so vielen Zeugen nur ein einziger ungilti- 
ger sich vorfindet, so ist die Zeugenschaft aller zu verwerfen (§. 30). Eben so 
wenn von mehreren Zeugen einer oder einige der falschen Zeugen schaft über- 
wiesen werden, so ist auch die der andern verworfen ; aber verurtheilt können 
sie nicht werden, wenn nicht der ganze Zeugenkörper der falschen Zeugenschaft 
überwiesen wird (H. Eduth 4, 1. und Kessefmiscbnaji Das. und 20, 3). 
Hat aber jedes Zeugenpaar von einem andern 'Orte aus das Verbrechen bege- 
hen sehen, z. B. aus den Fenstern zweier Häuser , ohne sich gegenseitig gese- 
hen zu haben ; so bildet jedes Zeugenpaar einen abgesonderten Zeugeukörper. 
Wird nun das eine Zeugenpaar der falschen Zeugenschaft überwiesen , so wird 
es verurtheilt , und die Zeugenschaft des andern Zeugenkörpers bleibt aufrecht 
(Das. Das.). Hier ist das Sonderbare dass Angeklagter und Zeugen, die gegen ihn 
zeugten eine und dieselbe Strafe erleiden , diese da sie der falschen Zeugen- 
schaft überwiesen sind, und es stehet geschrieben : „Dem falschen Zeugen ge- 
schehe so , wie er gedacht hat seinem Nebenmenschen zu thun a ; und der 
Angeklagte , da durch die Aussage des andern Zeugenpaares das Verbrechen 
constatirt ist (Das. Das.). Erscheinen jedes Zeugenpaar für sich vor Gericht zur 
Ablegung der Zeugenschaft, so sind sie als gesonderte Zeugenkörper zu be- 
trachten, wenn sie auch die That zusammen gesehen haben ausüben (Das. 20, 
3. Siehe besonders die Bemerkung des Rabed). 

Worin in einem Zeugenkörper, möge er aus noch so vielen Individuen 
bestehen,, auch nur ein Zeuge in der Beantwortung einer der Fragen, selbst der 
nicht obligaten (B e d i k o t h), sich widerspricht , so zählt die ganze Zougext- 
schaft nichts (Das. 2, 2. 3); denn „Eine Zeugenschaft theilweise ungiltig, ist 
gänzlich ungiltig*. Bilden aber die Zeugenpaare mehrere Zeugenkörper, so 
hebt der Widerspruch in Mitten des einen Paares die Zeugenschafts-Giltigkeit 
des andern Paares nicht auf (Das. Das.). 



§• 37. 

Ist ein Widerspruch zwischen den Zeugen leicht zu recht- 
fertigen, so verliert die Zeugenschaft ihre Giltigkeit nicht 
Weiss ein Zeuge eine der obligaten Fragen nicht zu be- 
antworten, so wird dadurch blos seine eigene Zeugenschaft 
entkräftet. 

Erläuterung. Wenn z. B. der eine Zeuge den 3., der andere den 
4. des Monates als den Tag angibt , an welchem die That geschehen sein 
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soll ; wenn sie in dam Wochentag übereinstimmen r so ißt Muumöjuaian , daaa 
einer der Zeugen nicht gewusst habe, wann der 1. des Monats war. Denn da 
immer der eine Mondmonat 29 und der andere 30 Tage hat, so kann man sich 
mit einem Tage leicht irren (H. Eduth 2, 4. 5). Doch nur in der ersten 
Hälfte des Monats, später dient ein solcher Irrthum nicht zur Entschuldigung; 
denn so lange bleibt Niemanden verborgen, wann der 1» des Monats war, da- 
her wird es als Widerspruch behandelt, wenn auch beide Zeugen im Wochen- 
tage übereinstimmen (Das.). Differiren sie mit zwei Tagen , so ist es immer 
Widerspruch (Das.). Eben so wenn sie in der Angabe der Tagesstunde mit 
blos einer Stunde differiren, so ist es zu rechtfertigen ; denn mit einer Stunde 
kann man sich leicht irren. Differiren sie aber mit mehr, als einer Stunde, so 
ist es Widerspruch (Das.). Ist es eine Stunde des Sonnenaufganges oder Son- 
nenunterganges, so" dass nach der Angabe des einen Zeugen vor, und nach der 
Angabe des andern nach Sonnenaufgang oder Untergang die That geschehen 
sein müsste, so ist es Widerspruch, wenn die Differenz auch nur eine Stunde 
beträgt; denn zwischen vor und nach Auf- oder Untergang der Sonne pflegt 
man sich nicht zu irren (Das.). 

Wenn ein Zeuge eine der Querfragen nicht zu beantworten weiss , so 
wird dadurch auch seine eigene Zeugenschaft nicht Wirkungslos (§. 24), wohl 
aber, wenn er eine der obligaten Fragen nicht beantworten kann (§. 35). Da- 
durch aber wird nur seine eigene Zeugerischaft un giltig, nicht aber die der 
übrigen Zeugen ; und so ausser ihm die genügende Zeugenzahl vorhanden ist, 
so bleibt die Aussage dieser aufrecht (H. Eduth 2, 3). 

§. 38. 

Das Qerioht kann die Zeugen vor der Aussage beeiden, 
dass sie die reine Wahrheit aussagen werden, wenn es die Be- 
eidigung für ersprießlich hält. 

Erläuterung. Gesetzlich muss ein Zeuge nicht beeidet werden. Das 
9. Gebot lautet: „Du sollst nicht als falscher Zeuge gegen deinen Nächsten 
aussagen"; daher ist die falsche Aussage an sich, auch wenn nicht beeidet, 
das Verbrechen. Und würde der Zeuge zu den Individuen gehören, gegen welche 
ein Verdacht, dass sie falsch zeugen könnten, obwaltet (Siehe mein Civilrechtl. 
Verfahren g, 118); so dürfte er tfneh nicht beeidigt werden. Aber in der 
Gewalt des Gerichtes steht es, die Zeugen, zur grösseren Bekräftigung, schwö- 
re* tu lassen (Hast $. 12*). At*r iwuc. vor der .Aussage, 4e#n wohl Jst der 
assertorische Eid w$t wkjrtiger, als der prwnissorishe (Das. §. 113); da afrer 
der Rechtsgrundsatz lautet: »Eine bereits abgelegte Zeugenschaft kann weder 
widerrufen , noch abgeändert , noch im geringsten von den Zeugen entkräftet 
werden (Das. §.M0t):' sc( wäre der* assertorische Eid, 'das* nämlich' der Zeuge 
nach der Aussage schwöre ; er habe die Wahrheit gesagt, ganz zwecklos. 
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§. 39. 

Ohne Zeugen kann kein Straf urtheil erfolgen. Es können 
wohl Verdachtsgrttnde * yeräoiasspn ', daps das Gericht sich 
bemühe Zeugen ausfindig zu machen , aber nicht eine Un- 
tersuchung gegen den Verdächtigten einzuleiten ; mögen sie 
auch diesen mit der strafbaren Handlung io noch so nahen 
Zusammenhang bringen. 

Erläuterung. Am härtesten ist das Gesetz gegen den Hochverräther 
(Messith), der Personen 2um Götzendienste su verleiten sucht', und gestattet 
Zeugen heimlich zn bestellen, die verborgen in einem Nebenzimmer hören sol- 
len, wie. er versucht zn verleiten, um gegen ihn zeugen z« können (H. Sänne« 
drin 11, 5), welches wegen eines andern Verbrechens nicht geschehen flarf 
(Kessef mischnah Das.) ; aber ohne Zeugen kann selbst ein solcher nicht ein- 
mal zur Untersuchung gezogen werden. Und überhaupt ist eine Untersuchung 
mit dem Beschuldigten ganz zwecklos ; denn auf eigenes Eingeständniss kann 
kein Strafurtheil erfolgen. 

Selbst wenn erwiesen ist, dass Jemand das Werkzeug, womit die That 
begangen wurde, besessen, und nur allein an dem Thatorte sich befunden hat, 
so dass es ausser allen Zweifel angenommen werden muss , dass er der Thäter 
sei ; so kann doch kein Strafurtheil erfolgen (Das. 20, 1) , selbst eine Geld- 
strafe kann auf Verdachtsgründe nicht gesprochen werden. Wenn z. B. ein 
sehr gegründeter Verdacht vorhanden ist , dass der Beschuldigte die fehlende 
Sache gestohlen habe , so kann er wohl zum Ersätze verurtheilt werden (H. 
Geneba 5, 12), aber nicht zur gesetzlichen Geldstrafe (Das. 1, 4. 5). Das 
einzige Verbrechen wo der König auf gegründete Indicien ein Todesurtheil 
(EL Melachim 3, 10), und das Gericht lebenslängliche Kerkerstrafe aussprechen 
kann (H. Rozeach 4, 8), ist der Mord, aber sonst keines (Das.). 

Wohl aber hat, wo ein Verdachtsgrund obwaltet, das Gericht das Recht 
und die Pflicht durch öffentlichen Aufruf zu erwirken, dass sich Zeugen mel- 
den sollen (§. 24). 
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Vierter Abschnitt. 

§• 40. , 

So Zeugen vor Gericht klagen diese und diese Missethat 
von diesem und diesem ausgeübt gesehen zu haben , ist der 
Angeklagte vorzuladen, oder vorzuführen , oder dessen vorläu- 
fige Verwahrung zu verfügen, nach der Beschaffenheit des 
Angeklagten, der Missethat und der Umstände , die damit ver- 
bunden sind. 

Erlüute,rung. Handelt es sich um eine Geldstrafe, so ist der Ange- 
klagte vorzuladen. Findet ihn der Gerichtsdiener nicht anwesend , so kann er 
die Vorladung durch die Ehegattin , Hausgenossen, oder auch durch Nachbarn 
bestellen (H. Sanhedrin 25, 10). Die Strafe für das Nichterscheinen ist der 
Bann (Das.). Handelt es sich um eine That, die mit Körperstrafe zu ahnden 
ist, so ist der Angeklagte vorzuführen, wenn nämlich aus der Voruntersuchung 
mit den Zeugen hervorgehet, dass die Anklage («rund habe (Das. 12, 1. 3). 
Würde die Verhandlung mehrere Tage in Anspruch nehmen, so spricht das Ge- 
setz nicht, dass eine Untersuchungshaft stattzufinden hätte» selbst nicht bei 
Ertappung auf frischer That. Ja sogar wenn das Urtheil zur Körperstrafe be- 
reits ausgesprochen, aber der Vollzug auf später verschoben ist, spricht das 
Gesetz auch nicht, dass der Verurtheilte in Haft zu nehmen sei (Siehe Das. 
17, 3). Es unterliegt aber keinem Zweifel , dass wenn gegründeter Verdacht 
eines Fluchtversuches obwaltet, es in der Macht des Gerichtes stehet, den Be- 
schuldigten oder Verurtheilten in Verwahrnng zu nehmen (Siehe Das. 24, 9); 
denn nur wenn bereits der Act der Strafe begonnen hat, und der Verurtheilte, 
sich losreissend, flüchtet; so soll er nicht verfolgt, sondern die weitere Strafe 
erlassen werden (Das. 16, 7); aber sonst muss gewiss das Gericht dafür sor- 
gen, dass die Ausübung der Gerechtigkeit, welche ein Gottesgebot ist, nicht 
durch die Flucht des Beschuldigten oder Verurtheilten vereitelt werde 
(Das. 16, 1). 

Handelt es sich aber um ein Todesverbrechen, so ist der Beschuldigte, 
wenn die Anklage gegründet erscheint, in Verhaft zu nehmen (Das 12, 3). 
Aber lange kann in dei Regel eine Untersuchungshaft nicht währen; denn 
schnelles Beenden des Prozesses ist Grundzug des rabb. Strafverfahrens, höch- 
stens einige Tage: wenn z. B. die Voruntersuchung mit den Zeugen an einem 
Donnerstag geschieht, so währt die Untersuchungshaft bis Sonntag, und falls 
dieser ein Festtag ist, bis nach dem Feste, denn an einem Rüsttag des Sab- 
bath- oder Festtages darf keine Gerichtsverhandlung über ein Todesverbrechen 
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beginnen (Das. 11, 2). In manchen Fällen kann sie doch lange dauern; wenn 
z. B. eine Verwundung mit böser Absicht geschehen, und Kunstverständige 
constatiren, dass sie geeignet sei den Tod hervorzubringen , so ist der Thäter 
in Haft zu halten, bis es sich entscheidet, ob der Verwundete stirbt oder ge- 
neset (§. 28). Oder wenn eine schwangere Frau eines Todesverbrechens ange- 
klagt wird, so soll mit der Verhandlung bis nach ihrer Niederkunft gewartet, 
und sie bis dahin in Verwahrung gehalten werden. Würde sie zum Tode ver- 
urtheilt, so dürfte man die Hinrichtung nicht verschieben bis nach der Ent- 
bindung (H. Sanhedrin 12, 4); denn wegen Erhaltung der Leibesfrucht, die 
rechtlich „ein Glied der Mutter" heisst (Er ach in 7, a) , darf man die Mutter 
nicht eine so lange Todesangst leiden lassen. Aber durch die Verschiebung 
der Verhandlung entstehet für die Angeklagte keine so martervolle Angst, wie 
ganz richtig Baschi bemerkt: „So lange ein Todesurthell nicht gesprochen 
ist, erleidet der Angeklagte keine solche Qual der Todesangst , denn er kann 
ja noch auf Freisprechung hoffen ; aber nach Erfolgung des Todesurtheiles 
gibt es (da ein Begnadigungsrecht nicht exestirt) 'keine Hoffnung mehr" (San- 
hedrin 35, a), und eine lange Angst des gewissen Todes ist schrecklich. 

Auch der „widerspenstige Gelehrte" (Strafges. §. 27) ist oft in langer 
Haft zu halten, da ist es aber keine Untersuchungshaft Die Verurtheilung 
eines solchen geschieh et von dem zuständigen Gerichte, aber seine Hinrichtung 
muss zu Jerusalom stattfinden, u. z. in der Festwoche, wo die Bewohner des 
Landes daselbst als Wallfahrer sich befinden (H. Mamrin 3, 8). Er wird also 
nach der Verurtheilung nach Jerusalem geführt, und dort beim grossen Sanhe- 
drin in Verwahrung gehalten bis zur nächsten Festwoche (Das.) Bei diesem 
Verbrecher allein nimmt das Gesetz auf die lange Qual der Todesangst keine 
Rücksicht (Siehe Sanhedrin 89, a). 

§. 41. 

Wenn bei einer Schlägerei, die die Tödtung eines Men- 
schen zur Folge hat, der eigentlich Schuldige nicht sogleich zu 
ermitteln ist; so sind alle Betheiligten einstweilen in Haft au 
nehmen. 

Erläuterung. Eine Untersuchungshaft findet in der Regel nur statt, 
wenn ein Todesverbrechen begangen wurde (§. 40); aber es gibt kein anderes 
Todesverbrechen von mehreren Personen ausgeübt, wo nicht entweder alle, oder 
gar keiner zum Tode verurtheilt werden kann, als blos der Mord. Wenn meh- 
rere Personen einen Menschen umbringen , so ist nur der des Todes schuldig, 
bei dessem Schlage der Gemordete die Seele aushauchte (H. Rozeach 3, 6. 7). 
Dass nun in einem solchen Falle alle an dem Morde Betheiligten einzusperren 
sind, bis der Schuldige ermittelt ist, versteht sich von selbst ; sind ja doch 
die andern nicht schuldlos, sondern jedenfalls mit einer langen, schweren Ker- 
kerhaft zu bestrafen (Das. 2, 5). Aber selbst in einem Falle, wo von mehreren 
Individuen nur eines das Todesverbrechen ausgeübt hat, die andern ganz 



96 Strafger. Verf. IV. Abscb. §§t 41. 4S. 

straflos erklärt werden müssten; so wären dennoch alle in Haft zu nehmen, 
bis ermittelt wird, wer der Schuldige ist , wie aus Folgendem zu entnehmen 
ist. Es heisst (Sanhedrin 89, b) : „Wenn von mehreren Betheiligten nicht zu 
ermitteln ist, wer der Mörder zei, so sind alle zur lebenslänglichen Kerker- 
strafe zu verurtheilen". Hierauf wird bemerkt: »Das iit doch nicht denkbar 
dass Unschuldige verurtheilt werden sollten, weil ein Schuldiger sich unter 
ihnen befindet". Und der Talmud erklärt es folgenderart : „Hier ist die Rede, 
es sind mehrere Verbrecher zum Tode verurtheilt, und unter ihnen ist noch 
einer des Mordes angeklagt , und man weiss nicht welche bereits zum Tode 
verurtheilt sind, und welcher noch unter der Anklage stehet (Siehe Strafges. 
§. 18) ; so kann dieser nicht zum Tode verurtheilt werden ; weil die Schluss- 
verhandlung nur in Gegenwart des Angeklagten stattfinden kann, und diesen 
kennt man ja nicht, denn er ist ja unter den bereits Verurtheilten vermengt : 
daher sind alle lebenslänglich einzukerkern" (Siehe auch H. Rozeach 4, 7). Hier 
nun handelt es sich um eine lebenslängliche Kerkerhaft als Strafe, und dazu 
können Unschuldige nicht verurtheilt werden, wegen des einen Schuldigen 
unter ihnen ; aber eine Untersuchungshaft l.ann ja nicht lange dauern (§. 44), 
daher ist es ganz gerecht, dass sie über alle verhängt werde, lis der Schul- 
dige ermittelt, oder gerichtlich ausgesprochen wird, dass er nicht zu ermit- 
teln sei. 

§• 42. 

Jede Verhaftung muss mit möglichster Schonung der Per- 
son und der Ehre des Beschuldigten bewerkstelligt/ und nur 
dann darf Gewalt gegen ihn gebraucht werden , wenn er sich 
widersetzt. 

. Erläuterung» Die Nächstenliebe muss sich auch auf einen Verbre- 
cher erstrecken. Es stehet geschrieben : „Liebe deinen Nächsten , wie dich 
selbst, das lehrt, dass man für den zum Tode verurtheilten Verbrecher eine 
leichte Todesart wählen soll, und dass man ihn nicht beschämen darf" (San- 
hedrin 45, a), um wie viel mehr gilt dieses, betreffs eines Beschuldigten, der 
noch nicht als Verbrecher verurtheilt ist. 

Widersetzt er sich aber , so ist geboten Gewalt gegen ihn zu gebrau- 
chen ; und wenn der Beschuldigte durch den Gebranch der Gewalt absichts- 
los getödtet wird, so sind die Gerichtsdiener straffrei; denn sie haben eine 
Pflicht erfüllt (H. Rozeach 5, 6), 

Bestimmungen wie das Gefängniss, die Kost und die Behandlnngsweise 
darin sein soll, macht das rabb. Gesetz nicht; und scheint es nicht nöthig 
gehabt au haben, da eine Untersuchungshaft in der Regel nicht von langer 
Dauer sein kann (§. 40). 
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§• 43. 

Das Verhör soll so schnell als möglich beginnen, ohne 
Ursache nicht unterbrochen, und mit möglichster Schonung und 
Santtmuth gegen den Beschuldigten geführt werden: 

- Erläuterung. Selbst ein Rechtsstreit in geldlicher Angelegenheit darf 
nicht verzögert oder verschoben werden, um wie viel weniger eine Verhandlung 
in Strafsachen. Jedes Gericht, sowohl ein Dreirichte r-Collegium, als auch ein 
kleines Sanhedrin muss Tag für Tag , mit Ausnahme der Sabbathe und Feste, 
den ganzen Vormittag Gerichtssitzung halten (H. Sanhedrin 3, 1); und einer 
Schlussverhandlung muss atich der Nachmittag gewidmet werden, und ist nnr 
in der Nacht zu unterbrechen (Das. 3, 3. 4. und Kessef mischnah Das.). 

Der Beschuldigte ist zu ermuthigen, ihm zu Herzen zu reden, dass er, 
so er sich unschuldig wisse , nichts fürchten soll, sich nicht verwirren lasse 
u. s. w. (Das. 12, 3). Und es unterliegt keinem Zweifel, dass es ihm gestattet 
sei, während der Untersuchungshaft Besuche anzunehmen; denn nur die Aus- 
sage der Zeugen entscheidet alles, das Eingeständniss des Beschuldigten wird 
weder gefordert, noch berücksichtigt ; darum möge er sich verabreden mit 
wem er will, und wird ihm ein Besucher Mittel an die Hand geben die Aus- 
sage der Zeugen zu entkräften, desto besser. 

§.44. 

t 

Alle Thatsachen oder Beweismittel, die der Beschuldigte 
an; seiner Entlastung .angibt , müssen berücksichtigt .undt erho- 
best werden. Selbst» aach erflosseoem Urtheile i&i jede Est» 
lawtungsangabt» an bfci'tieksiebtigen und neuerdings in Yen* 
handluag au ziehen. Qesduehet solohes laehr, als zwei v Mal, .89 
ist die jaetterliahe Angabe nur 4atfn eu berücksichtigen , wenn 
Gelehrte sitf ak'griradhältig finden. •• 

" ' Erlautei-'ung. " Das Verhör mit dem Beschuldigten hat durchaus nicht 
d*n 'Zweck iäa- zum Eingeständnisse zu bringen j» denn der -Grundsatz lautet : 
„Njejtond kann sich zum Fievler .machen"; ,uad hat das -. eigene- Eingestand' 
niss nicht die geringste Kechtswirkung. Ferner ist ein Grundsatz;. n ^in Ver- 
wandter kann weder für noch gegen den Verwandten zeugen", und „Sich selbst 
ist jeder der nächste Verwandte*; daher kann Niemand gegen sich ieugen. 
In geldlicher Angelegenheit hat das eigene Eingeständniss die grösste Kechts- 
wirkung, „Ein Eingeständniss hat mehr Rechtskraft, als die Aussage von hun- 
dert Zeugen" (Siehe mein Civilr. Verfahren §. 69); obwohl auch da ein Ver- 
wandter weder zum Vor- noch Nachtheile eines Verwandten zeugen kann (Das. 
§. 111). Aber ein Gegenstand des Mein und Deiu ist übertragbar, der einem 
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Andern abgetreten und überlassen werden kann ; daher wird das Eingeständ- 
nlss als Willensmeinung betrachtet das fragliche Recht dem Andern zu über- 
tragen (Siehe meine Rechtslehre §. 18). Aber das Leben, und was damit zu- 
sammenhängt, ist kein Hecht, welches man sich entäussern könnte , daher hat 
in Strafsachen das eigene Eingeständnis! uicht die geringste Rechtswirkung. 

Bas Verhör mit dem Beschuldigten hat einen entgegengesetzten Zweck, 
nämlich alles an den Tag zu bringen, was zu seiner Entlastung dienen könnte, 
und so muss jede solche Angabe berücksichtigt und erhoben werden. Selbst 
wenn schon clas Strafurtheil ausgesprochen und der Beschuldigte zum Vollzuge 
geführt wird; wenn er noch da angibt, er wisse etwas zu seiner Entschuldi- 
gung anzubringen, so muss er zurückgeführt , und angehört werden. Findet 
das Gericht, dass die Angabe nicht gruhdhältig sei, so wird er zur Vollziehung 
der Strafe wieder abgeführt. Auch noch zweiten Mals ist er , auf seine blosse 
Angabe er wisse jetzt einen Entschnldigungsgiamd anzugeben, zurück zu füh- 
ren; »denn vielleicht hat ihn die Angst verwirrt, dass er bei der Verhandlung 
diese Entschuldigungsgründe nicht vorbrachte* (H. Sanhedrin 13, 1). Wird 
auch diese Angabe vom Gerichte verworfen und er wieder zur Strafe abgeführt, 
so ist er nur dann wieder zurückzuführen und anzuhören , wenn die Reohtsge- 
lehrten, die vom Gerichte beordert sind dem Strafvollzuge beizuwohnen, die 
dritttmalige Angabe als grundhältig finden (Das.). 

Wohl ist dieses blos bei einer Todesstrafe statuirt; aber es heisst: „Mit 
Ausnahme, dass die Geisselstrafe von einem Dreirichter-Collegium ausgespro- 
chen werden kann, ist sie ganz so, wie die Todesstrafe zu behandeln" (Das 
16, 1. 4. und Kessef miscbnah). 

§. 45. 

Bevor eine Todesstrafe vollzogen wird ist öffentlich be- 
kannt zu geben : der Name des Sträflings ; zu welcher To- 
desart er verurtheilt wurde ; welches Verbrechen er began- 
gen habe; an welchem Orte ; zn weleher Zeit; und wer die 
Zeugen sind , auf deren Aussage das Urtheil erfloss. Und 
zugleich aufzufordern : Wer zur Entlastung des Verurtheilten 
etwas vorzubringen wüsste, der erscheine und bringe es vor. 
Diese Begünstigung , wie auch die des früheren Paragrafs ver* 
liert der Verurth eilte , wenn er sich durch Flucht der Vollzie- 
hung der Strafe entzogen hat. 

Erläuterung. Nicht nur, dass auoh nach Erfliessung des Strafur- 
theils, Jeder angehört werden muss , der zur Entkräftung der Zeugenaussage 
etwas vorzubringen wüsste (H. Eduth 18 , 1—3. und 20, 1) ; sondern auch 
dann, wenn Jemand sich meldet, dass er aus dem Gesetze, oder aus sonst einem 
Umstände, den Verurtheilten zu vertheidigen wüsste : daher muss die Bekannt- 
gebung und Aufforderung geschehen (H. Sanhedrin 13, 1). 



Strafrechtl. Verf. IV. Absch. §§. 45. 46. ^ . 

Ein Gesetz lautet: „Wenn zwei Zeugen aussagen: dieser und dieser 
ist bei diesem und diesem Gerichte eines Mordes angeklagt, und zum Tode 
verurtheilt worden, diese und diese waren die Zeugen: so ist keine neuerliche 
Gerichtsverhandlung zu halten, sondern einfach die Hinrichtung des Angeklag- 
ten zu veranlassen (Das. 13, 7). Nun könnte es ja möglich sein, dass Jemand, 
oder der Angeklagte selbst, etwas zur Entschuldigung vorbringen könnte , wie 
also dürfte die Hinrichtung bei dem fremden Gerichte ohne Verhandlung statt- 
finden ? Es ist also erwiesen , dass sich der Verurtheilte durch die Flucht 
dieser Begünstigungen vorlustig machte. 

§• 46. 

Von jedem weiteren Verfahren gegen den Beschuldigten 
ist gänzlich abzulassen , und er freizusprechen , sobald sich in 
der Vor- oder eigentlichen Untersuchung zeigt , dass die ge- 
setzliche Strafe nicht wird verhängt werden können. Ist aber 
der Beschuldigte des Mordes angeklagt , so kann nur dann 
von dem Verfahren abgelassen werden , wenn die Zeugen- 
aussage als verdächtigt erscheint ; oder als falsch erwie- 
sen wird. 

Erläuterung. Die Voruntersuchung geschiehet mit den Zeugen (§. 23) 
die eigentliche Untersuchung besteht in dem Anhören des Beschuldigten und 
eines jeden Zeugen diesem gegenüber (§§. 24, 44) ; und in der Discussion ob 
und welche Strafe auszusprechen sei. bestehet die Gerichtsverhandlung. Ergibt 
sich nun in der Voruntersuchung , dass der böse Vorsatz nicht wird zu erwei- 
sen sein, indem keine Verwarnung, oder nicht genügend geschehen ist; so ist 
der Beschuldigte frei , d. h. von jedem weiteren Verfahren abzulassen. (H. San- 
hedrin 12, 1). Ergibt sich in der eigentlichen Untersuchung ein Widerspruch 
in einer der Aussagen, oder wissen die Zeugen eine der obligaten Fragen nicht 
zu beantworten, so ist die Zeugenschaft entkräftet (H. Eduth 2, 1, 2); und da 
ist wieder von jedem weiteren Verfahren abzulassen. Dieses gilt bei jedem 
anderen Verbrechen, da kann etweder nur die gesetzliche oder gar keine Strafe 
erfolgen; ist nun ersichtlich, dass die gesetzliche Strafe nicht wird auszuspre- 
chen sein, so ist der Beschuldigte sogleich freizulassen (H. Bozeach 4, 9). Aber 
hinsichtlich des Mordes heisst es: „Wenn ein Formfehler in dem Zeugenbe- 
weise ist ; es haben nämlich die Zeugen nicht zusammen die That begehen 
gesehen ; oder es fehlt die Verwarnung, so dass böse Absicht nicht zu erweisen 
ist; oder es zeigt sich ein Widerspruch in der Beantwortung einer der Ne- 
benfragen u. dgl. : so kann wohl die gesetzliche Strafe, nämlich der Tod, 
nicht ausgesprochen werden, aber straflos darf der Mörder nicht bleiben" (Das. 
4, 8) ; sonach muss natürlich eine weitere Gerichtsverhandlung stattfinden. 

Als falsch erwiesen ist eine Zeugenaussage, weun andere Zeugen be- 
stätigen, dass die anklagenden Zeugen zu derselbigen Zeit, an demselbigen 

13* 
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Orte, wann und wo das Verbrechen geschehen sein soll, gar nicht anwesend 
waren. Als falsch verdächtigt wird die Aussage, wenn andere Zeugen die N 
Thatsache selbst bestreiten ; z, B. sie bezeugen, dass an dem Tage, an welchem 
das Verbrechen geschehen sein soll, der Angeklagte gar nicht an dem That- 
orte anwesend war u. dgl. (Siehe H. Eduth 18, 2). In beiden Fällen ist ein 
Strafurtheil unmöglich , daher selbst der des Mordes Angeklagte zu entlassen. 



§. 47. 

» 

Der Grundsatz: Ohne Zeugenaussage kann kein Straf- 
urtheil erfolgen, gilt blos rücksichtlich der Aasübung derStraf- 
that; aber. ob es eine solche sei, genügt «in Zeuge, ja sogar 
die Bestätigung des Thäters selbst wenn dat-aui bereits eine 
Voraussetzung entstanden war. 

' Erläuterung. Hinsichtlich ob der Beschuldigte die That bedangen 
habe, *äh!t die Aussage eines Zeugen nichts , und noch weniger das eigene* 
Eingeständnis ; aber ob die That eine verbotene sei, urid Straffe erheische ? 
benothigt es. nicht die Aussage zweier Zeugen, sondern auch einer Selbstan- 
gabe, wenn daraus eine Voraussetzung (Chasaka) entstand , nämlich, dass 
während einer Zeit, von mindestens 30 Tagen, der Vermuthung Baum gegeben 
wird, dass die Selbstangabe wahr sei , genügt , um die That sogar zu einem 
Todesverbrechen zu machen. Z. B. zwei Personen machen sich in einem Orte 
ansässig, geben sieh als Vater und Sohn aus, leben und benehmen sich eine 
zeitfamg als solche; und nun schlägt der Sohn den Vater und verwundet ihn 
leicht, welches Zeugen bestätigen ; so wird er als Vaterachläger zum Tode 
verurtheilt, obwohl der Umstand , dass es der Vater sei, nicht durch Zeugen, 
sondern blos durch die Selbstangabe constatirt war. Oder eine Familie macht 
sich in einem Orte ansässig, geben sich aus als Mann und Weib und als Eltern 
der mitgebrachten Kinder verschiedenen Geschlechtes ; wenn dann Vater und 
Tochter, oder Mutter und Sohn, oder Bruder und Schwester Blutschande, oder 
das Weib Ehebruch begehet, so benothigt es wieder blos Heugen der That, 
aber, dass es Vater und Tochter, Mutter und Sohn, Bruder und Schwester, oder 
dass. die Frau wirklich eine Ehegattin sei , wird vorausgesetzt, weil sie sich 
dafür Ausgaben, und als solche sich benommen haben (H. Itanre Mäh 1,20—23). 
Der Grundsatz hierüber lautet : ' „Sowohl Geissei-, als auch Todesstrafe ist auf 
eine Voraussetzung auszusprechen" (Das.). Jedoch in einer kürzeren Zeit , als 
30 Tagen entstehet keine Voraussetzung (Das.) So auch' nicht durch eine bloss? 
Angabe, wenn nicht ein demgemässes Benehmen damit verbunden ist; z. B. 
ein Weib gibt sich aus als verheirathet ,' und begehet' dann Unsacht, so kann 
sie, wenn der Umstand, dass sie verheirathet sei,' nicht durch Zeugen bewiesen 
ist, nicht als Ehebrecherin bestraft werden ; denn da der angebliche Mann nicht 
mit ihr lebte, so entstand aus ihrer Angabe keine feste Voraussetzung 
(Das.) u. dgl. 
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Wenn ein Zeuge über eine Speise, die ihrem Wesen nach sowohl erlittet 
als verboten sein könnte, aussagt sie gehöre zu den verbotenen , so muss ihm 
Glauben geschenkt werden. Geniesst sie dann Jemand, so verfallt er der Geis- 
selstrafe, wenn nur Zeugen der That sind (H. Sanhedrin 16. 6); denn durch 
die frühere Aussage des einen Zeugen , entstand die Voraussetzung , da» die 
Speise eine verbotene sei (J. D. 185, S. K. 2. und E. H. 19, 1. 2.). 



§• 48. 

Ein gerichtliches Erkenntnfss , wenn nicht neue Umstände 
zum Vorscheine kommen, kann zum Vor« aber niokt zum Nach- 
theile des Beschuldigten abgeändert werden. 

Erläuterung. Derjenige Richter, welcher den Angeklagten in der 
Gerichtsverhandlung vertheidigte, darf nicht wieder zu dessen Nuchtheile spre- 
chen, wohl aber kann er hei der Beschlussfassung *jum Nachtheile desselben 
stimmen (H. Sanhedrin 10, 3). Hat er aber einmal zu Gunsten des Beschul- 
digten gestimmt, so kann er, wenn noch eine zweitmalige Abstimmung . noth- 
wendig ist, nicht wieder zum Nachtheile desselben stimmen (Siehe Sanhedrin 
40, a. R a s c h i Das.), wohl aber kann der, welcher zum Nachtheile gestimmt, 
in der zweimaligen Abstimmung zum Vortheile stimmen (Das. und H. Sanhe- 
drin 12, 3): daher kann ein gerichtliches Erkenntniss niemals zum Nachtheile 
des Beschuldigten abgeändert werden (Das. Das.). 



i f mx< 



Fünfter Abschnitt 

§• 49. 

In allen Fällen, wo es sieh um ein Verbrechen handelt, 
worauf die Todes- oder lebenslängliche Kerkerstrafe verhängt 
ist, so muss mindestens ein Mitglied des Gerichtshofes, die 
Verteidigung des Beschuldigten übernehmen Aber auph je- 
dem Rech tag el ehrten,, der sich zur Verteidigung des Beschul- 
digten meldet, darf das Wort nicht entzogen werden,' 

' ürUnternag. Ifenn alle Mi<sjleder».des -Gerichtanofes für ,dje Ver- 
dtsmmtmg des Beschuldigten sprechen, und in diesem Sinne stimmen , ao ist er, 
stAffrai (H. Sanhedrin &, 1). Und obwohl es keine Berufung *n ein höheres 
Gericht gibt, so bürgt doth die Oeffentliahkeit , 4ass der Ausspruch jdei.Ge- 
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setze* respectirt werde, und ist derselbe Gerichtshof, der ein derartiges einstim- 
miges Urtheil ausspricht, verpflichtet, es nicht vollziehen zu lassen. Ein Ge- 
richt, welches ein Unrecht begehet, kann bei dem grossen Sanhedrin angeklagt 
werden. 

Dem Mitglieder welches für die Verteidigung plaidiren will, ist früher 
das Wort zu verleihen, als dem oder denen, welche für „Schuldig" zu sprechen 
sich melden (Das. 12. 3). Will ein Rechtsgelehrter, der nicht Mitglied des 
Gerichtes ist, zum Nachtheile des Beschuldigten sprechen, so darf solches nicht 
zugelassen werden , wohl aber kann Niemanden verwehrt werden, den Ange- 
klagten zu vertheidigen (Das. 10, 8). Es verstehet sich daher von selbst, dass 
sich der Angeklagte einen Vertheidiger wählen kann , u. z. in jedem Strafpro- 
zesse, wenn es sich auch nicht um ein Todesverbrechen handelt (Siehe Das. 16, 
1. 4), und sich auch mit diesem besprechen darf (Siehe §. 43). 

Ob dem Angeklagten eine Frist zur Herbeischaffung seiner Vertheidi- 
gungsbehelfe zu gewähren sei ? und welche ? bespricht das rabb. Gesetz nicht. 
Aber ausser Gegenzeugen zur Entkräftigung der Aussage der Anklagszeugen, 
gibt es auch andere Vertheidigungsmittel, z. B wenn der Beschuldigte beweist, 
dass er durch Drohung zur Ausübung des Verbrechens gezwungen wurde , so 
kann kein Todesurtheil erfolgen (H. Sanhedrin 20, 2) : daher verstehet es sich 
von selbst, dass ihm eine angemessene Frist , zur Herbeischaffung der Recht- 
fertigungsbehelfe gegeben werden muss. 

§. 50. 

Wenn der Angeklagte wegen Krankheit, oder eines an- 
deren anabwendbaren Hindernisses, nicht anwesend sein kann ; 
so muss die Schlussverhandlung verschobeu werden. 

Erläuterung. Nicht nur die Zeugenaussage, sondern auch die Dis- 
cussion muss öffentlich und in Gegenwart des Angeklagten geschehen (H. San- 
hedrin 12, 3); kann also der Beschuldigte nicht anwesend sein, so muss die 
Verhandlung verschoben werden (Siehe H. Rozeach 4, 7). 

Sowohl dem Angeklagten , als auch dem, der sich zu seiner Vertheidi- 
gung anbietet, muss gewilligt werden die Beibringung neuer Zeugen^ wie auch 
die Erhebung von Thatumst&nden zum Behelfe der Verteidigung (§. 44). 

§.51. 

Bei der ganzen Verhandlung müssen alle Richter, wie 
auch die Zeugen und mindestens zwei Protokollsfiihrer , vom 
Anfange bis zum Ende gegenwärtig sein« 

Erläuterung. Nur durch das lebendige Wort gründet sich in dem 
Menschen eine richtige Ueberzeugung , daher müssen alle Richter, die zur 
Schöpfung des Erkenntnisses bestimmt sind, die Aussagen der Zeugen, wie die 
Worte des Beschuldigten, anhören (H. Sanhedrin 12, 3). 
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Mindestens müssen zwei Gerichtsschreiber anwesend sein, die auch die 
Grande, die jeder Richter für seine ausgesprochene Meinung abgibt , niederzu- 
schreiben , und darüber zu wachen haben , dass ein Richter , welcher für die 
Verteidigung des Beschuldigten gesprochen, nicht wieder zu seinem Nach* 
theile plaidiren , und dass ein Richter, welcher einmal für „Nichtschuldig* 
gestimmt, nicht sein Votum ändere (Das.). 

§• 52. 

Zu dar Verhandlung ist Jedermann zuzulassen, und darf 
Jeder zu Gunsten des Beschuldigten , nicht nur alles vorbrin- 
gen , was er zweckdienlich glaubt , sondern auch Fragen au 
die Zeugen richten ; und muss ihm) so erkannt wird , dass er 
Sachkenner ist , ein Sitz am Gerichtstische eingeräumt werden. 

Erläuterung. Jede Straf Verhandlung muss öffentlich geschehen, und 
ist es auch schon in den früheren Paragrafen gesagt worden , dass Jeder das 
Recht hat den Angeschuldigten zu vertheidigen ; aber wenn dieser ein Rechts» 
gelehrter ist, so muss ihm sogar ein Sitz am Gerichtstische eingeräumt wer* 
den (H. Sanhedrin 10, 8). Und hat er auch das Recht Fragen an die Zeugen 
zu stellen , die diese zu beantworten verpflichtet sind. So wird im Talmud 
(Sanhedrin 40, a) erzählt: Ben Sakai, welcher noch Schüler war (Das. 40, 
a), stellte die Frage an die Zeugen, wie die Feigen des Baumes, worunter die 
Strafthat geschehen sein sollte, beschaffen waren. 

•Die apoeryphische Geschichte von der „Susana und Daniel" stimmt 
wohl in manchem mit dem mosaisch-rabb. Gesetze überein, aber* in manchem 
wieder nicht Biese Susana wurde von zwei Aeltesten, denen sie nicht zu 
Willen sein wollte, falschlich eines Ehebruches angeklagt und zum Tode ver- 
urtheilt. »Da erweckte Gott den Geist eines jungen Knaben , der hiess Da- 
niel — und er sprach: Seid Ihr solche Narren, dass Ihr eine Tochter Israels 
verdammt, ehe Ihr die Sache erforscht und gewiss werdet? Und die Aeltesten 
sprachen : Setze dich her zu uns" (Susana 45—50). Dieses stimmt mit dem 
Gesetze fiberein. Weiter heisst es: „Da pprach Daniel zu den Zeugen (die 
Zeugen wurden nämlich von einander gethan): Sage an, unter welchem Baume 
hast du sie bei einander gefunden ? Er aber antwortete : Unter einer Linde. 
Und da dieser hinweg war, Hess er den andern auch vor sich kommen — und 
sprach zu ihm : „Nun sage an : Unter welchem Baume hast du sie bei ein- 
ander ergriffen ? Er aber antwortete : Unter einer Eiche" (Das. 51—58). Und 
Susane war gerettet. Das stimmt ebenfalls mit dem Gesetze überein , nämlich 
wenn die Zeugen sich widersprechen, selbst nur in einer der Nebenfragen, so 
kann mehr kein Strafurtheil erfolgen. Nun aber heisat es weiter : »Und tra- 
ten auf gegen die zwei Aeltesten, well sie Daniel aus ihren eigenen Worten 
überweiset hatte, dass sie falsche Zeugen wären , und thaten ihnen nach dem 
besetze Moses, wie sie sieh an ihrem Nächsten verschuldet "hatten, und töd- 
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teten sie* (Da?. 61, 62). Dieses aber Btimmt nicht mit dem niosaiaeh-rabb. 
Strafgesetze; nach diesem kann den falschen Zengen nur dann geschehen, 
was sie gedacht hatten dem Angeklagten zuzufügen, wenn sie durch andere 
Zeugen der falschen Zeugenschaft überwiesen werden» aber nicht, wenn sie sich 
in ihren Aussagen widersprechen. 

§• 53. 

Die Anklage auf Gotteslästerung muss wohl auch öffentlich 
verhandelt werden, aber g'ktk am Schlüsse sind alle Anwesen- 
den au entfernen, und die Zeugen aufzufordern, did Lästerung, 
die sie von dein Angeklagte^ haben ausstössen gehört, Wörtfich 
an wiederholen. 

Erläuterung. Jeder, der eine Gotteslästerung aussprechen hört, 
muss seine Indignation dadurch bezeigen , dass er sich sein Kleid zerreisse (J. 
D. 340, 37). Als Rabschaka, der Abgesandte des Königs von A schür auf 
den Mauern Jerusalems sprach; „Wenn keiner unter allen Gattern der 
Lander sein Land hat retten können, wie wird der Ewige Jerusalem zu 
retten im Stande sein?" (Jesaja 36, 20), haben der Schlosshanptmann Blja- 
fcum, der Geheimsehreiber -Sohebnah, und der Kanzler Joach ihre Kleider 
zerrissen (Das.); weil der freche Vergleich, den Jtahsc hake; welcher ein 
abgefallener Jude war (Siebe H. Akum 2. 10), zwischen dem Ewigen und den 
Abgöttern der Länder machte, eine Lästerung Gottes war.' Als Jesus ton 
Nazareth vor dem Hohepriester Caiphas verhört wurde» sprach er zu ihm: 
jBist dn der Sohn des Hochgelobten ? Da sprach Jesus : Ich bin's« Und Ihr 
werdet sehen des Menschen Sohn sitzen zur rechten Hand der Kraft, undkon> 
inen mit des, Himmels Wolken. Da zerriss der Hohepriester seinen Rocjh* 
(Markus 14, 61—63); weil er das Gesagte, für eine Gotteslästerung hielt (Siehe 
Mathias 26, 63-65). 

Es muss daher der Vorsitzende die Zeugen belehren, dass sie wohl alles 
genau sagen müssen, j&ber statt den Namen Gottes sollen sie irgend einen an- 
deren Namen aussprechen ; der Talmud gibt den Namen : Josse. Z. B. auf 
die "Frage, wie die Lästerung war? muss die Antwort' lauten: „Verflacht 
und ; verdammt soll Josse sein"; oder: „Josse soll den Josse verfluchen und 
verdammen", je nachdem die Lästerung ausgesprochen wurde. So ist während 
der ganzen Gerichtsverbanütang zu verfahren, so viel Tage sie auoli in An- 
spruch nimmt (Banhedrin 56, a). Es ist also die Verhandlung, wie jede zu 
feiten, die Öeffentlichkett nicht zu beschränken, jeden Zeugen abgesondert? ab- 
zufragen , keine der Haupt- und Nebenfragen auszulassen, zu dsscuttren, in 
allem ganz so wie das Gesetz es bei jedem Verbricher vorschreibt; nur dass 
sowohl Zeugen, als auch Richter und Verteidiger , so oft die gsthanene Lä- 
sterung zu wiederholen kommt, statt dem Namen Gattes, «den Namen Josse 
auszusprechen haben. Lautet dann die Abstimmung auf „ädiuldig", ' so muss, 
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wie bei jedem Todesverbrechen , noch eine Schlussverhandlung auf den darauf- 
folgenden Tag anberaumt werden (H. Sanhedrin 12, 3), wo, wenn die Abstim- 
mung wieder auf „Schuldig" lautet, das Todesurtheil auszusprechen ist, wel- 
ches aber nicht geschehen kann , bis nicht die Richter aus dem Munde der 
Zeugen hören wie der Angeklagte in der Wirklichkeit die Lästerung ausge- 
stossen habe (Sanhedrin 56, a. und Raschi Das.) „aber es ist eine Schmach, 
eine wirkliche Gotteslästerung viele Menschen hören zu lassen*' (Raschi Pas.); 
darum ist der Gerichtssaal von allen Anwesenden zu räumen (Das. Das.)* Bei 
jedem andern Zeugenverhör muss jeder Zeuge aussagen, was er bezeugt hat, es 
ist aber nicht zulässig, dass er blos bestätige, was der andere Zeuge ausgesagt 
hat (H. Eduth 20, 4 und Kessef mischnah Das.) ; aber damit eine Gottes- 
lästerung nicht mehrere Male ausgesprochen werde, so hat blos der Vornehm- 
ste unter den Zeugen die Gotteslästerung, so wie er sie gehört, auszusprechen, und 
jeder der andern Zeugen, mögen ihrer noch so viele sein, hat nur die Aussage 
zu bestätigen, nämlich zu bezeugen : „Auch ich habe es so gehört (H. Akum 
2, 7). In den früheren Verhandlungen, wo darauf zu sehen ist, ob kein Wi- 
derspruch in den Aussagen der Zeugen sei , muss jeder Zeuge besonders ver- 
nommen werden, und aussagen, was er weiss, gesehen und gehört hat , und da 
ist der Name Josse dem Namen Gottes zu substituiren. Aber im Schluss- 
verhör, da die Zeugenaussage schon genügend geprüft worden ist, sind alle Zeu- 
gen zusammen zu vernehmen , und die gehörte Gotteslästerung soll nur von 
einem ausgesprochen, und von den andern blos bestätigt werden. 

Diese Zeugenaussage, in welcher eine wirkliche Gotteslästerung ausge- 
sprochen wird, müssen die Richter stehend anhören , und muss jeder derselben 
sein Kleid zerreissen. (Das.) 

§. 54. 

Der Vorsitzende leitet die Verhandlung, vernimmt An- 
geklagte und Zeugen, verleihet und entziehet das Wort dem 
einen oder dem anderen von den sich zur Rede Meldenden. 
Ihm liegt auch ob die Erhaltung und die Ruhe im Gerichts- 
saale, und. hat er die Macht jeden sich Widersetzenden exem- 
plarisch bestrafen zu lassen. 

Erläuterung. Jedes Gericht hat sein „Oberhaupt" (H. Sanhedrin 1, 
3) d. i. Vorsitzender; und sitzen die übrigen Richter so, dass sie alle von 
ihm gesehen werden können (Das.). „Zwei Stimmen werden nicht gehört" d. h. 
wenn mehrere Menschen zugleich sprechen wird es unverständlich ; daher kann 
nur.einer die Frage stellen , und dieses ist natürlich der Vorsitzende. Hat er 
die Haupt- und Nebenfragen vollendet , so stehet jedem Richter und auch je- 
dem, der zur Verteidigung des Beschuldigten sich meldet, das Recht zu Fra- 
gen an die Zeugen zu richten (§. 52); ob aber eine Frage zur Sache gehöre 
oder nicht, hat natürlich ebenfalls der Vorsitzende zu entscheiden. 

M 
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Jedem der Anwesenden, der zum Vortheile des Beschuldigten sprechen 
will, ist das Wort zu verleihen, aber dem zu entziehen, der zu dessem Nach- 
theile reden will (Das.). Eben so ist einem Richter, der einmal zur Vertheidi- 
gung des Beschuldigten plaidirt hat, das Wort zu entziehen , wenn er wieder 
zu dessem Nachtheile sprechen will (H. Sanhedrin 10, 2) ; und dieses Ver- 
leihen oder Entziehen des Wortes ist naturlich Sache des Vorsitzenden. 

„Wo ein würdiges Gericht zusammensitzt, da ist die Herrlichkeit Gottes 
anwesend" (Das. 4, 7), es muss daher jeder Richter ängstlich besorgt sein nicht 
den Anstand zu verletzen (Das.) , um wie viel mehr liegt diese Pflicht jedem 
Anwesenden ob. Es gehört wohl zu den Pflichten eines Richters Beleidigungen 
zu verzeihen. „Gott sprach zu Moses und Aharon: Ich habe Euch zu 
Oberhäupter eingesetzt, aber Ihr sollt jede Beleidigung geduldig ertragen« 
(Das. 25, 2) ; jedoch eine Beleidigung dem Gerichtsdiener zugefügt, soll exem- 
plarisch bestraft werden (Das. 25, 6), um wie viel mehr eine Verletzung der 
Würde des Gerichtshofes, oder eine freche Widersetzlichkeit. 



§. 55. 

Wenn die Zeugen beim letzten Schlussverfahren zu er- 
scheinen verhindert sind , so ist die Sehlussverhandlung fortzu- 
setzen, wenn es sich um eine andere, als die Todesstrafe han- 
delt, oder wenn ein Mörder verurtheilt werden soll. Wenn es 
aber ein anderes Todesverbrechen betrifft, so muss die Schluss« 
Verhandlung vertagt werden. 

Erläuterung. Da noch vor der letzten Verhandlung die Zeugen ad- 
monirt, angehört, in den Haupt- und Nebenfragen (Chakiroth und Bedi- 
koth) erforscht, und wenn es nöthig war, auch beeidet sein müssen, denn das 
alles geschiehet ja vor der letzten Verhandlung; und da ferner eine vor Ge- 
richt ausgesagte Zeugenschaft unter keiner Bedingung zu widerrufen ist (H. 
Eduth 3, 5), und ein Beweis, dass die Anklagszeugen Unwahrheit gesagt hät- 
ten, insofern er zur Verteidigung des Beschuldigten dienen sollte , auch ohne 
Beisein derselben geführt werden könnte (Das. 18, 5): so ist das Erscheinen 
der Zeugen zur .Schlussverhandlung blos Formsache, nämlich ob nicht doch 
noch irgend eine Frage an sie iu richten wäre. Können sie nun nicht erscheinen, 
so werden sie durch die gesetzlichen Massregeln hiezu gezwungen. Aber wenn 
sie wesentlich davon verhindert sind, so kann die Schlussverhandlung auch ohne 
sie geschehen , und falls der Angeklagte zu verurtheilen ist , auch die Strafe 
ohne sie vollzogen werden, denn bei Applicirung einer jeden anderen Strafe 
müssen die Zeugen nicht anwesend sein. Auch ein Mörder, wenn er zum 
Tode verurtheilt wird, kann ohne Beisein der Zeugen hingerichtet werden (H. 
Sanhedrin 13, 7 und 14 8). Aber ein anderes Todesurtheil ist nur in Anwe- 
senheit der Zeugen zu vollziehen (Das.). Und die Hinrichtung nach Schöpfung 
des Todesurtheiles aufzuschieben, bis die Zeugen werden erscheinen können. 
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das darf niemals geschehen (Das. 12, 4), weil eine lange Todesangst peinlich 
ist; daher muss die Schluss Verhandlung zur Fällung des Urtheiles ver- 
schoben werden. 

§. 56. 

Selbst wenn der Angeklagte ein reumüthiges Gestund* 
niss ablegt, so kann doch den Zeugen keine einzige Beant- 
wortung der Haupt- und Nebenfragen erspart, und können sie 
auch, trotz des Eingeständnisses des Beschuldigten, dennoch 
der falschen Zeugenschaft angeklagt werden. 

Erläuteruug. „Es ist der Ausspruch der Thora, dass gar kein Straf- 
urtheil auf eigenes Eingeständniss erfolgen darf" (H. Sanhedrin 18, 7); denn 
wer sich selbst anklagt, ist entweder lebensüberdrüssig oder verwirrt (Das.). 
»Mit einem Worte es ist so der Ausspruch des Weltenkönigs 44 (Das. Siehe auch 
§. 44). Das Geständniss hat also nicht die geringste Rechtswirkung , sondern 
es müssen die Zeugen dennoch verhört werden, und so sie eine der Hauptfra- 
gen nicht zu beantworten wüssten, oder in der Beantwortung einer der Neben- 
fragen sich widersprächen; oder, dass ihre Aussage durch die Aussage anderer 
Zeugen entkräftet würde , wäre der Angeklagte, trotz seines Eingeständnisses, 
freizusprechen. Es bleibt merkwürdig, dass der Mosaismus vor Jahretausenden 
es aussprach: Auf eigenes Eingeständniss kann kein Strafurtheil erfolgen, 
weil es entweder aus Lebensüberdruss oder Verwirrung geschieht, und daher 
verdächtigt; oder aus Eeue und Zerknirschung abgelegt wird, und sonach der 
Bekenner nicht so strafbar ist. Und viele, viele Jahrhunderte später wurden 
Folterkammern eingerichtet, um ein Geständniss zu erpressen. 

Selbst wenn anderweitig erwiesen wird, dass der Angeklagte wirklich 
das Verbrechen begangen hat, zugleich aber, dass die anklagenden Zeugen falsch 
ausgesagt haben, nämlich, dass sie gar nicht anwesend waren, als das Verbre- 
chen begangen wurde, so sind sie zur Strafe der falschen Zeugenschaft zu ver- 
urtheilen ; obwohl auch der Angeklagte in Folge des anderweitigen Beweises 
verurtheilt wird (H. Eduth 19, 2): um wie viel mehr nun können die Zeugen 
auf falsche Zeugenschaft geklagt werden, wenn das Verbrechen blos durch Ein- 
geständniss, welches keinen Beweis bildet, bestätigt wird. 

Aber hinsichtlich geldlicher Angelegenheit , wenn sie auch mit der 
Strafsache verbunden ist, hat das Eingeständniss Wirkung. Es ist z. B. durch 
die Strafthat einem Andern ein Schaden zugefügt ; wird nun das Factum er- 
wiesen, und der Thäter zu einer körperlichen Strafe verurtheilt , so kann der 
Beschädigte keinen Anspruch auf Entschädigung machen (Strafges. §. 20), 
Auch gewiss nicht wenn nichts erwiesen wird, und der Angeklagte leugnet. 
Legt aber dieser ein Geständniss ab, während die Zeugenaussage im Laufe der 
Verhandlung entkräftet wird, und sonach kein Strafurtheil erfolgen kann ; so 
wirkt sein Eingeständniss , dass er zur Entschädigungs-Leistung verurtheilt 
wird (Siehe Ch. M. 38, 1. und 46, 37. Siehe auch H. Ischoth 24 , 18. und H. 
Eduth 18, 7). 
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§• 57. 

Während der Anhörung der Zeugen darf der Ange- 
klagte nicht aus dem Gerichtssaale gelassen werden , und ist 
jeder Zeuge ausdrücklich zu befragen , ob dieser Anwesende 
wirklich derjenige sei, gegen welchen er zeuge. 

Erläuterung. Eine Zeugenschaft in Abwesenheit dessen, gegen wel- 
chen sie gerichtet ist, hat in Strafsachen nicht die geringste Wirkung (was 
geldlicher Beziehung anbelangt, siehe mein Civilrechtl. Verfahren §. 125); 
daher darf der Angeklagte, während des Verhörs nicht aus dem Gerithtssaale 
gelassen werden. 

Schon zu den Vorfragen an die Zeugen gehört die, ob sie den Ange- 
klagten genau kennen? (H. Sanhedrin 12, 1); und da dieses eine Aussage ist, 
die einen Hauptgegenstand bildet, so muss auch die Frage hierüber in Gegen- 
wart des Angeklagten wiederholt gestellt und beantwortet werden. Ob aber 
diese Frage vor oder nach der Aussage eines jeden Zeugen zu stellen sei? be- 
stimmt das Gesetz nicht. Auch nicht, ob die Aufforderung an den Angeklag- 
ten, anzugeben , was er gegen die gehörte Aussage zu entgegnen habe , nach 
der Aussage eines jeden einzelnen Zeugen, oder nach der Anhörung aller zu 
geschehen habe ? 

§. 58. 

Ergibt sich bei der Schlussverhandlung, dass die Zeugen 
falsch ausgesagt haben, so ist ihnen sogleich der Frozess zu 
machen. Ergibt sich wieder bei der Verhandlung gegen die 
Zeugen, dass die Zeugen, die sie der falschen Zeugenschaft 
anklagten, falsch ausgesagt haben ; so ist wieder diesen spä- 
teren Zeugen sofort der Prozess zu machen , und so wird ver- 
fahren, auch wenn es hundert Paar Zeugen nach einander sind. 

Erläuterung. Verurthellt wegen falscher Zeugenschaft können Zeu- 
gen nur dann werden , wenn ihnen durch andere Zeugen ein Alibi nachgewie- 
sen wird; es müssen nämlich diese gegen die ersten Zeugen aussagen: „An 
demselben Tage, an welchem nach Eurer Aussage die That geschehen sein soll, 
wäret Ihr mit uns an einem ganz anderen Orte 1 * (H. Eduth 18, t. 2). Jeder 
andere Widerspruch gegen die Aussage hebt wohl die Zeugenschaft auf, und 
ist natürlich der Beschuldigte freizusprechen , aber die Zeugen, denen wider- 
sprochen wurde, können nicht verurtheilt werden (Das.). Eben so kann nur 
dann ein Strafurtheil gegen die Zeugen erfolgen , wenn der Beweis des Alibi 
erst nach geschehener Discussion und Verurtheilung vorgebracht wird; treten 
aber die späteren Zeugen gegen die anklagenden mit ihrem Alibi auf, bevor 
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der Angeklagte verurtheilt wurde, so ist dieser wohl freizusprechen , und die 
überwiesenen Zeugen als schlechte Menschen, unfähig zu jeder Zeugenschaft 
zu erklären , aber zur gesetzlichen Strafe, dass ihnen geschehen soll, was sie 
gedacht hatten dem Angeklagten zuzufügen, können sie nicht verurtheilt wer- 
den (Das. 20. 1); weil noch nicht klar gemacht wurde, was dem Angeklag- 
ten auf ihre Aussage geschehen wäre. 

Ergibt sich nun der Beweis des Alibi bei der Schlussverhandlung, nach 
der Verurtheilung, so ist den Zeugen sogleich der Prozess zu machen, und das 
Strafurtheil gegen sie auszusprechen. Mögen es hundert Zeugen , und die ge» 
gen sie ein Alibi aussagen , nur zwei sein , so werden alle hundert auf die 
Aussage von zwei zu dem verurtheilt, zu welchem der Angeklagte auf ihre 
Aussage verurtheilt war. „So ist es der Ausspruch der T h o r a" (Das. 18, 8). 
Noch mehr, selbst wenn die hundert Zeugen, das sind fünfzig Paare nicht auf 
einmal, sondern nach einander gezeugt haben, so werden sie doch alle, auf die 
Aussage blos zweier Zeugen , verurtheilt. Z. B. zwei Zeugen klagen Jemand 
eines Verbrechens an, nach der Verurtheilung erscheinen A. und B., und sagen 
gegen die ersten Zeugen ein Alibi aus, so werden diese verurtheilt, und die 
Strafe an ihnen vollzogen. Später kommen andere Zeugen und klagen densel- 
ben Jemand desselben Verbrechens an, er wird wieder verurtheilt, es kommen 
aber dieselben A. und B., und sagen auch gegen diese Zeugen ein Alibi tus^ 
so werden nun wieder diese verurtheilt, und die Strafe an ihnen vollzogen. 
Und so fort, möge sich dieses noch so viele Mal wiederholen, dass nämlich 
immer andere Zeugen denselben Jemand desselben Verbrechens anklagen, aber 
immer von denselben A. und B. Lügen gestraft werden, indem sie gegen sie 
imnTer ein Alibi aussagen, so wird den A. und B. gegen jedes Zeugenpaar ge- 
glaubt, und jedes verurtheilt und bestraft, und war es ein Todesverbrechen, 
auf welches sie gegen den Jemand zeugten, so werden alle Zeugenpaare, wenn 
es auch fünfzig sind, auf die Aussage von A. und B. hingerichtet (Dat. 20, 5). 
Noch ein anderer Fall. Ein Zeugenpaar sagt aus: „Rauben hat an dem 
und dem Tage den Schimeon zu Jerusalem ermordet", nach der Verur- 
theilung kommt ein zweites Zeugenpaar und sagt gegen die ersten Zeugen ein 
Alibi aus; so werden diese zum Tode verurtheilt, und Rauben ist gerettet. 
Es kommt dann ein drittes Zeugenpaar, und sagt gegen das zweite Paar ein 
Alibi aus; so wird dieses sammt Rauben zum Tode verurtheilt, und die er- 
sten Zeugen sind gerettet. Kommt nun ein viertes Zengenpaar und sagt ge- 
gen die dritten Zeugen ein Alibi aus ; so werden diese, sammt den ersten 
Zeugen zum Tode verurtheilt, und Rauben und die zweiten Zeugen sind ge- 
rettet ; und so fort wenn es auch hundert Zeugenpaare sind, von denen immer 
das spätere gegen das frühere ein Alibi aussagt (Das. 20, 6). Solche Aus- 
sprüche konnten sich nur aus einem Gesetze , welches blos Theorie blieb, 
entwickeln. 

Maimonides sagt: „Warum schenkt die Thora den späteren Zeugen 
Glauben, wenn sie die früheren durch ein Alibi der falschen Zeugenschaft 
zeihen, und warum nicht wenn sie dieses durch ein Alibi des Angeklagten 
aussagen? wenn sie nämlich bezeugen: Wie könnte dieser das Verbrechen 
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begangen haben, wenn er an demselben Tage mit ans an einem ganz anderen 
Orte war"? Und macht folgenden Unterschied: „Wenn die späteren Zeugen 
das factum bestreiten, nämlich, dass nach ihrer Aussage der Angeklagte das 
Verbrechen nicht begangen haben kann, so ist es Zeugenaussage gegen Zeu- 
genaussage, und da hat die eine nicht mehr Gewicht als die andere, und es 
kann auf keine ein Strafurtheil erfolgen. Sagen aber die zweiten Zeugen ge- 
gen die früheren ein Alibi aus, so ist es nicht eine Zeugensussage gegen die 
andere, sondern Zeugenaussage fegen Angeklagte; es ist als ob die späteren Zeugen 
gegen die früheren Folgendes sagen möchten: „Ob der Angeklagte das Verbrechen 
ja, oder nicht begangen hat ? wissen wir nicht, aber Euch klagen wir der 
falschen Zeugenschaft an, denn Ihr seid an demselbigen Tage mit uns an einem 
ganz anderen Orte gewesen ; da spricht die Thora diesen späteren Zeugen vol- 
len Glauben beizumessen" (Das. 18, 2). In Folge dieses Unterschiedes statuirt 
(Das.) Maimonides : „Wenn Zeugen aussagen : Wir haben gesehen diesen An- 
geklagten einen Mord begehen an dem und dem Tage, an diesem und diesem 
Orte ; nun kommen andere Zeugen und sagen aus : Sowohl Ihr (Zeugen), 
als auch der Angeklagte seid mit uns an demselbigen Tage an einem ganz 
anderen Orte gewesen; so kann gegen die ersteren Zeugen kein Strafurtheil 
erfolgen, weil wohl gegen diese ein Alibi ausgesagt, aber durch das Alibi des 
Angeklagten zugleich auch das Factum widersprochen ist". Aber in der Misch- 
nah (Makoth 5, a) kommt dieser Fall nicht vor, und nach dem Unterschiede 
den ich (zwischen Hasama und Hakchascha) gemacht (Straf ges. §. 62), 
nämlich, weil nur durch ein Alibi der Zeugen ihre böse Absicht erwiesen ist, 
nicht aber durch einen andern Widerspruch , wäre in diesem Falle , wo ein 
Alibi der Zeugen und des Augeklagten ausgesagt ist , allerdings gegen die 
Zeugen ein Strafurtheil auszusprechen; denn ihre böse Absicht ist ja 
consta tirt, 

Nun erwägen wir den obigen Gesetzausspruch. Zweite Zeugen sagen 
gegen erste Zeugen ein Alibi aus, so werden diese verurtheilt. Nun kommen 
dritte Zeugen und sagen gegen die zweiten Zeugen ein Alibi aus, so sind die 
ersten Zengen gerettet und die zweiten zu verurtheilen. Hier gibt es nur ein 
Entweder-Oder, entweder, dass, trotz dem Alibi gegen die zweiten Zeugen , ihr 
ausgesagtes Alibi gegen die ersten doch wahr sein könnte, nämlich obwohl 
die zweiten mit den dritten Zeugen den ganzen Tag zusammen gewesen , sie 
doch die ersten Zeugen an einem Orte wahrgenommen haben konnten, so ent- 
fernt von dem Orte , wo das Verbrechen soll begangen worden sein , dass es 
eine Unmöglichkeit wäre , dass sie die Ausübung des Verbrechens können mit 
angesehen haben; nun dann kann ja gegen die zweiten Zeugen kein Straf- 
urtheil erfolgen , denn ihre falsche Aussage ist ja nicht erwiesen (Siehe 
H. Eduth 19, 1). Oder dieses sei, nach der Aussage der dritten Zeugen, nicht 
möglich , nämlich wenn die zweiten gewesen sein sollen mit den dritten Zeu- 
gen, so können sie unmöglich die ersten Zeugen gesehen haben an dem Orte, 
wo sie gesagt haben, sie hätten sie gesehen, dann aber wird ja von den dritten 
Zeugen da» ganze Klagsfactum der zweiten Zeugen in Abrede gestellt, nämlich 
»Ihr sagt die ersten Zeugen seien mit Euch gewesen an diesem und diesem 
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Orte, das ist aber nicht wahr , denn Ihr seid mit uns an einem ganz anderen 
Orte gewesen" ; und wo das Factum widersprochen wird , kann ja nach den 
obigen Worten des Maimonides keine Verurtheilung erfolgen. Aber nach meiner 
Diffination (Strafges. §. 62) wäre es gerechtfertigt; durch das von den dritten 
Zeugen ausgesagte Alibi, ist die böse Absicht der zweiten Zeugen erwiesen, 
und möge dann das Pactum ja oder nicht widersprochen sein, so muss ein 
Strafurtheil erfolgen. 

§. 59. 

Die Schlussverhandlung darf nur in dringenden Fällen 
unterbrochen, aber niemals am Sabbat oder Festtag fortge- 
setzt werden : daher darf das erste Schlussverfahren über 
ein Todesverbrechen an einem Rüsttage nicht stattfinden. 

Erläuterung. Eine Verhandlung kann auch mehrere Tage währen, 
aber ohne Noth darf sie nicht unterbrochen werden , ausserdem wenn der An- 
geklagte, oder einer der Zeugen nicht anwesend sein könnte u. dgl. An Sab- 
bat und Festtagen dürfen Richter , selbst zur Ertheilung von Belehrungen, 
keine Sitzung im Gerichtssaale halten, damit man nicht sage, es werde eine 
Gerichtsverhandlung gehalten (H. Sanhedrin 3, 1. und Kessef mischnah Das.). 

Die erste Abstimmung ist der Schluss der Verhandlung, also das erste 
Schlussverfahren , und lautet sie auf „Schuldig" , so kann das letste Schluss* 
verfahren, d. i. die nochmalige Discussion und Abstimmung auch an einem 
Küsttage geschehen, denn wird da der Angeklagte zum Tode verurtheilt , so 
kann er noch an demselben Tage hingerichtet werden. So kann auch die 
Verhandlung, wenn sie noch nicht spruchreif ist, an einem Büsttage fortgesetzt 
werden. Aber das erste Schlussverfahren, d. i. die erste Abstimmung, darf, 
wenn sie auf „Schuldig" lauten sollte, bei einem Todesverbrechen, nicht an 
einem Büsttage geschehen (Das. 11, t) ; denn dann müsste die letzte Schluss- 
Verhandlung bis , zum Tage nach dem Sabbat ' oder Feste ausgesetzt bleiben, 
und da könnte einer oder der andere Bichter das Motiv seines Votums vergessen ; 
d. h. die subjektive Ansicht über den einen oder andern Umstand, könnte aus 
seinem Inneren schwinden (Sanhedrin 35, a. und Baschi Das.). Wenn aber 
aus den vorgebrachten Umstanden bei der Verhandlung ersichtlich wird, dass 
die Abstimmung auf „Nichtschuldig" lauten dürfte, so ist kein Grund vorhan- 
den, dass das Schlussverfahren nicht an einem Büsttage fortgesetzt worden 
sollte; denn ein freisprechendes Urtheil tritt sogleich in Kraft, der Ange- 
klagte ist sofort zu entlassen, und da benöthigt es keines letzten Verfahrens 
(H. Sanhedrin il, 1. und 12, 3). 

In meiner „Tugendlehre' 4 (§. 27) habe ich bewiesen, dass Jesus von 
Nazareth nach römischen, aber nicht nach jüdischen Gesetzen gerichtet 
worden ist, denn die grausame Todesart der Kreuzigung kennt dieses Glesets 
nicht. Aber auch das ganze Verfahren bei diesem Prozesse war nicht nach 
dem mos. rabb. strafrechtlichen Gerichtsverfahren. Jesus wurde in der Nacht 
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nach dem Pesaachfeste gefangen genommen, und vor den Hohenpriester und 
den ganzen Rath gebracht. „Und der Hohepriester fragte: Was dünkt Euch? 
Sie antworteten: Er ist des Todes schuldig" (Math. 26, 66); während in der 
Nacht weder ein Verhör, noch eine Discussion, noch eine Verurtheilung statt- 
finden darf (H. Sanhedrin 3, 3. und 11, 1). Er wurde Freitag nach dem Feste 
verurtheilt und hingerichtet; das verstösst zweifach gegen das jüdische Ge- 
setz. An einem Rüsttage darf keine Schlussverhandlung stattfinden, und wenn 
auf „Schuldig'- lautet, muss am Tage darauf eine nochmalige Schlussverhand- 
lung stattfinden. So spricht das Gesetz: »Eine Verhandlung über ein Todes- 
verbrechen kann, wenn der Angeklagte freigesprochen wird, an denselben Tage 
vollendet werden, nicht aber wenn er zum Tode verurtheilt wird" (Das. 11, 1, 
und 12, 3). Endlich wurde der Leib des Jesus dem Josef aus Arimatiä 
ausgefolgt, der ihn in sein neues Grab legte (Math. 27, 57. 60) ; während nach 
dem Gesetze, ein Individuum, welches gerichtlich verurtheilt, und hingerichtet 
wird, nur in eine der vom Gerichte bestimmten zwei Grabstätten (eine für die 
Gesteinigten und Verbrannten, und eine für die Geköpften und Erwürgten) 
begraben werden darf (H. Sanhedrin 14, 9). 



§. 60. 

Zeigt sich bei der Schluss Verhandlung, dass die dem An- 
geklagten zur Last gelegte That strafbarer sei, als worauf 
die Anklage lautet; so ist die Verhandlung abzubrechen; und 
der Gegenstand an das competente Geriebt zu überweisen. 

Erläuterung. Ohne Verwarnung kann ein Urtheil auf gesetzliche 
Strafe nicht erfolgen, und muss in der Verwarnung dem Thäter gesagt wer- 
den, welche Strafe er sich durch die That zuziehen würde. Nun gibt es manche 
That, die ein zweifaches Verbrechen ist, wo aber das eine schärfer als das an- 
dere zu bestrafen wäre ; z. B. er schlachtet Mutter und Junges an einem 
Tage, darauf ist Geisseistrafe, er schlachtet aber eines einem Götzen zum Opfer, 
das ist Todeaverbrechen. Bei einer solchen That handelt es sich wie die Ver- 
warnung gelautet hat, wurde ihm gesagt, dass er sich die Todesstrafe zuziehe, 
so muss er auch zum Tode verurtheilt werden; wurde aber nur der Geissei- 
strafe Erwähnung gethan , so kann man ihn auch nicht schärfer bestrafen (FL 
Sanhedrin 16, 5). Zur Geisseistrafe kann ein Dreirichter-Collegium verurthei- 
len, aber ein Todesverbrechen muss vor einem kleinen Sanhedrin, aus 23 Mit- 
gliedern bestehend, verhandelt .werden. Es haben nur zwei Zeugenpaare, jedes 
abgesondert, die That begehen sefoen, das eine hat verwarnt auf Geissei-, das 
andere auf Todesstrafe. Ersteres nun richtet die. Anklage vor das Dreirichter- 
Collegium; aber während der Verhandlung erscheint das zweite Zeugenpaar, 
aas dessen Aussage gehet hervor, dass der Angeklagte zum Tode zu verurthei- 
len sei; so muss die Verhandlung abgebrochen, und der Gegenstand dem klei- 
nen Sanhedrin zugewiesen werden, u. dgl. 
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§• 61. 

Eben 'so ist die Verhandlung abzubrechen ; wenn wider 
dem Angeklagten ein noch anderes , strafbareres Verbrechen 
zur Anzeige kommt, und ist erst dann wieder fortzusetzen, 
wenn er von dem schärferen Verbrechen freigesprochen wurde. 

Erläuterung. Ein Verbrechen der Geisseistrafe ist wohl vor einem 
Dreirichter-Collegium zu verhandeln, aber wenn es möglich ist, dass ein To- 
desurtheil hervorgehen könnte, so muss der Gegenstand vor das kleine Sanhe- 
drin kommen (§. 5). Wenn nun ein solcher Fall in Verhandlung ist , und es 
kommt die Anzeige gegen den Angeklagten , dass er auch noch ein anderes, 
wirkliches Todesverbrechen begangen habe ; so muss , obwohl das Gericht für 
beide Verbrechen competent ist, die Verhandlung unterbrochen werden , weil 
wenn Jemand auf zwei Verbrechen geklagt ist, immer das schwerere zuerst in 
Verhandlung genommen werden muss (§. 18). 

Wenn sich zeigt , dass dasselbe Verbrechen , über welches verhandelt, 
und auch das Urtheil bereits gesprochen ist, strafbarer sei ; z. B. verurtheiit 
zur Geisseistrafe wegen Blutschande mit der Schwägerin (Strafges. §. 50), und 
nun zeigt sich's, dass die Schwägerin auch die Ehegattin eines Älannes sei, und 
Ehebruch ist Todesverbrechen (Das. §. 30) ; oder verurtheiit wegen Ehebruch 
zum Tode des Erwürgens (Das.) , und nun zeigt sich's, dass die Ehegattin zu- 
gleich seine Stieftochter sei, worauf die schwerere Todesstrafe der Steinigung 
auszusprechen ist (Das. §. 31) : ob da sogleich die geringere in die schwerere 
Strafe zu verwandeln, oder eine neuerliche Verhandlung nöthig sei ? bespricht 
das Gesetz nicht. Aber sicher ist letzteres anzunehmen. Eine schärfere Strafe 
kann ja nur dann applicirt werden, wenn auch die Verwarnung darauf lautete, 
und ob dieses auch geschehen sei ? hierüber mtisste ja eben verhandelt 
werden. 

§. 62. 

Bei Schöpfung des Erkenntnisses, welches ebenfalls öffent- 
lich geschehen muss , soll jedes Votum eines jeden Richters, 
nebst dessen Begründung, von den Gerichtsschreibern proto- 
kollirt werden. 

Erläuterung. In geldlichen Angelegenheiten ist die Schöpfung des 
Erkenntnisses nicht öffentlich zu halten, und darf keiner der Richter bekannt 
geben, dass er zu Gunsten der einen oder der anderen Partei gestimmt habe, 
und die anderen Richter es waren, die sie verurtheilten; „Solches heisst Ver- 
leumdung" (Siehe H. Sanhedrin 22, 7. 9) ; denn die Partei würde dem Rich- 
ter, der zu ihrem Nachtheile gestimmt, Feind werden. Jedoch in Strafsachen, 
obwohl es sich da um Wichtigeres handelt , da aber Jeder das Recht hat , so- 
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wohl vor, als bei , als auch nach Schöpfung des Erkenntnisses für den Ange- 
klagten zu plaidiren, daher muss alles öffentlich geschehen. 

Jeder Richter hat für sein Votum einen Grund anzugeben, weiss er kei- 
nen, so muss er sich der Abstimmung enthalten. Nimmt er einen Grund, den 
einer der anderen Richter vorgebracht, auf Treue und Glauben an , so versün- 
digt er sich dadurch gegen ein Gottesverbot (Das. 10, 1). Und haben die Ge- 
richtsschreiber zu protokolliren den Namen eines jeden Richters , wie er ge- 
stimmt, und welche Begründung er für sein Votum angegeben (Das.). „Geben 
zwei Richter für ihre gleichen Voten eine und dieselbe Begründung an, so wer- 
den beide nur für einen gezählt" (Das. 10, 5). Wenn die Abstimmung auf 
„Schuldig" lautet, wo Tags darauf die letzte Schlussverhandlung stattzufinden 
hat, so muss jeder Richter , welcher für „Schuldig" stimmte , während der 
Nacht über die Begründung seines • Votums reiflich nachdenken , ob er nicht 
eine Widerlegung fände , und zu Gunsten des Angeklagten stimmen könnte 
(Das. 12, 3). Beharrt nun der Richter bei seinem gestrigen Votum auf „Schul- 
dig", gibt aber eine andere Begründung an; so muss nochmals eine letzte 
Schlussverhandlung auf den darauffolgenden Tag anberaumt werden; denn da 
er von der gestern angegebenen Begründung ablässt, so ist anzunehmen er 
habe ihre Unstichhältigkeit , durch das reifliche, nächtliche Nachdenken er- 
kannt, und die jetzt vorgebrachte Begründung kann mit voller Beruhigung 
nicht als richtig gehalten werden, weil das nochmalige, reifliche, nächtliche 
Nachdenken fehlt; daher ist die Schöpfung des Urtheiles nochmals zu verschie- 
ben (Sanhedrin 34, a). Doch, nach meiner Ansicht, hat solches blos zu ge- 
schehen, wenn die Stimme dieses Richters eben die entscheidende ist, dass näm- 
lich ohne sie die nöthige Stimmenzahl zur Verurtheilung nicht vorhanden 
wäre. Ist aber die gesetzliche Stimmenzahl auch ohne diese Stimme für 
„Schuldig", so sehe ich keinen Grund, warum die Schöpfung des Urtheils ver- 
schoben werden sollte. Gesetzt dieser Richter, der jetzt für sein „Schuldig* 
eine neue Begründung eingibt, würde von seinem gestrigen Votum ganz abge- 
gangen sein, und jetzt für „Nichtschuldig" stimmen; so müsste ja doch das 
Todesurtheil vollzogen werden, da die gesetzliche Majorität vorhanden ist. 

§. 63. 

Nur das , was rechtlich bewiesen ist , hat ein Richter für 
wahr zu halten; aber zu Gunsten des Beschuldigten ist der 
gewonnenen subjectiven Ueberzeugung keinerlei Schranken 
gesetzt. 

Erläuterung. Ein rechtlicher Beweis ist nur durch die Aussage von 
mindestens zweien , unbescholtenen Zeugen hergestellt , weder Gutachten von 
Kunstverständigen, noch Geständniss des Beschuldigten, noch Urkunden oder 
andere Schriften, noch das Zusammentreffen mehrerer Verdachtsgründe oder 
unvollständiger Beweisarten, können ein gesetzliches Strafurtheil veranlassen 
(H. Sanhedrin 20, 1) ; nicht einmal der richterliche Augenschein (§ 3). 
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Das ursprüngliche Gesetz , in geldlicher Angelegenheit , lautet : „Der 
Richter soll richten nach seiner subjectiven Ueberzengung, wenn auch das Recht 
anders statuirt" (H. Sanhedrin 24, 1 — 3) ; da sich aber zeigte , dass Richter 
nicht immer und überall sind, wie sie sein sollen , so wurde es zum Gesetze 
gemacht, dass ein Richter nicht nach eigener Ansicht, sondern nur wie der 
Beweis vorliegt zu urtheilen habe (Das.). Wenn aber doch ein Richter eine 
subjective Ueberzengung gegen den objectiv rechtlich hergestellten Beweis ge- 
winnt, z. B» dass die Zeugen zu einer falschen Aussage gedungen wurden, eine 
Ueberzeugung , welche beim mündlichen Verfahren nicht zu den Seltenheiten 
gehört; so kann er nicht darnach urtheilen, aber er darf auch nicht gegen 
seine Ueberzeugung stimmen: daher muss er sich jeder Abstimmung enthalten 
(Das. Siehe mein Civilrecht §. 6. und Civilr. Verfahren §. 31). Umso weniger 
darf in Strafsachen nach subjeetiver Ueberzeugung, zum Nachtheile des 
Angeklagten , geurtheilt werden , wohl aber zu Gunsten desselben» Da aber 
genügt es nicht sich der Abstimmung zu enthalten, denn dadurch könnte es 
geschehen, dass der Beschuldigte verurtheilt würde; es spricht z. B. die Hälfte 
des Gerichtshofes „Schuldig" und die andere Hälfte „Nichtschuldig", möchte 
nun der eine Richter nach seiner subjectiven Ueberzeugung ebenfalls für 
„Nichtschuldig" stimmen, so wäre der Angeklagte frei , während wenn er sich 
der Abstimmung enthielte , müssten zwei andere Richter zugezogen werden 
(§. 12), und dann könnte leicht ein Strafurtheil erfolgen. 

§• 64. 

Handelt es sich um das Verbrechen des Mordes, so ist 
auch auf Zusammensetzung unrollständiger Beweisarten Rück- 
sicht zu nehmen. 

Erläuterung. Bei jedem anderen Todesverbrechen, kann, wenn das 
Gesetz ein Todesurtheil auszusprechen nicht znlässt, sei es wegen Unvollstän- 
digkeit der That, oder des Beweises, gar kein Strafurtheil erfolgen (H. Rozeach 
4, 9). „Aber Blutvergiessen bringt der menschlichen Gesellschaft Verderben tf , 
daher muss es bestraft werden, wenn auch die That nicht vollständig ist (Das.). 
Vollständig ist die Mordthat, wenn der Mörder dicect und unmittelbar gemor- 
det hat, unvollständig, wenn indirect oder mittelbar gemordet wurde, er hat 
z. B. Morder gedungen, oder seine Untergebenen zur Vollziehung des Mordes 
beordert; oder er hat einen Menschen gebunden und einem reissenden Thiere 
vorgeworfen |u. dgl. Der vollständige Mord wird mit dem Tode, der unvoll- 
ständige mit langjähriger Einkerkerung, verbunden mit oftmaliger körperlicher 
Züchtigung bestraft (Das. 2* 1—5). Der Beweis ist unvollständig, wenn die Zeu- 
gen nicht zusammen die ganze Mordthat gesehen , oder die böse Absicht nicht 
erwiesen, sondern blos zu vermuthen ist u. dgl., und da ist die Strafe lebens- 
längliche Einkerkerung, verbunden mit einer Kost, wobei der Veruriheilte nicht 
lange leben kann (Das. 4, 8). Wie es ist wenn beide, Morthat und Beweis 
nicht vallständig sind ? entscheidet das rabb. Geseti nicht. 

15* 
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§• 65. 

Durch Zeugenaussage ist der Beweis nur dann vollstän- 
dig hergestellt , wenn es mindestens zwei unbescholtene Men- 
schen sind, gegen deren Aussage keine Bedenklichkeit obwal- 
tet; in welcher kein Widerspruch erscheint, und welche auf 
selbstgemachte Wahrnehmung beruhet. 

Erläuterung. Die Aussage eines einzigen Zeugen hat in Strafsachen 
keine Wirkung; ausgenommen wenn ein Zeitbedürfniss Sondergesetze veran- 
lasst (§. 8), da kann auch die Aussage eines Zeugen als Beweis gelten (H. 
Sanhedrin 24, 4). Und müssen die Zeugen unbescholten sein; wo gegen den 
Charakter derselben eine Einwendung zu machen wäre, ist die Zeugenschaft 
verdächtigt , worauf kein Strafurtheil erfolgen kann (H. Eduth 10, 1—5). 
Merkwürdig ist folgendes Gesetz. Wenn der eine Zeuge weiss, dass sein Mit- 
zeuge eine solche unmoralische Handlung begangen hat, dass, wäre sie ruchbar 
geworden, er als unfähig zur Zeugenschaft hätte erklärt werden müssen, so 
darf er keine Zeugenschaft ablegen, obwohl er weiss , dass der Mitzeuge aller- 
dings die That mit angesehen habe, und nichts Falsches aussage (Das. aus 
Schebuoth 80, b); denn das Gericht würde ein Urtheil fällen, während die 
Thora gebietet auf die Aussage eines unmoralischen Menschen nicht Recht zu 
sprechen (Das. Baschi). Noch weniger, wenn er weiss, dass der Mitzeuge die 
That gar nicht ausüben gesehen, sondern im Begriffe sei falsch zu zeugen, ob- 
wohl er selber weiss, dass das Factum wahr sei (Das.). 

Bedenklich ist ferner eine Zeugenschaft, wenn dem Zeugen daraus ein 
Nutzen oder eine Entgehung eines Schadens erwachsen könnte (Siehe auch 
§. 20). Aber Verwandte des Gemordeten sind unverdächtigte Zeugen gegen 
den Mörder.; so auch Verwandte des Beleidigten gegen den Ehrenbeleidiger 
(Ch. M. 33, 16); denn was sollte sie bewegen Falsches auszusagen? Die Be- 
strafung des seinsollenden Thäters bringt ja weder ihnen, noch ihrem Verwand- 
ten einen Nutzen. Und sollte es etwa aus Bachegefühl geschehen? Wenn 
ihre Aussage unwahr wäre, so hätte ja der Beschuldigte ihrem Verwandten kein 
Leid zugefügt, welches Bachegefühl könnten sie daher gegen ihn hegen? (Siehe 
mein Civilr. Verfahren §. 111). 

Jeder Widerspruch in der Zeugenaussage, der sich nicht leicht recht- 
fertigen lässt, macht sie unwirksam (§§. 35—37). 

Mögen es dem Zeugen noch so viele hochgeachtete , in Weisheit und 
Ehrlichkeit hervorragende Männer versichern und betheuern, die Thatsache sei 
wahr; so darf er doch darauf keine Zeugenschaft aussagen. Sagt er, er wisse 
dass das Pactum wahr sei, bo ist er falscher Zeuge (H. Eduth 17, 1); und 
sagt er die Wahrheit, nämlich er habe es von sehr glaubwürdigen Männern ge- 
hört, so hat wieder die Zeugenschaft nicht die geringste Wirkung (H. Sanhe- 
drin 12, 1), 
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§• 66. 

Die Aussage desjenigen, an welchem die strafbare Hand* 
lupg rerübt worden ist, hat die Beweiskraft eines jeden ande- 
ren Zeugen, wenn es sich blos um Leibesstrafe handelt. 

Erläuterung. Die Aussage des Gemordeten gegen seinen Mörder 
wäre wie jede unbefangene Zeugenschaft zu betrachten, und so noch ein Zeuge 
es bestätigt, so wäre es eine giltige Zeugenschaft zweier Zeugen, wenn dem 
nicht entgegenstünde , dass der* Gemordete nicht mehr lebensfähig sei (Siehe 
Ch. M. 16, M. E. 25). Beim Verbrechen der Unzucht zwischen Männern 
(Strafges. §. 31) ist der , an welchem das Verbrechen verübt wurde, giltiger 
Zeuge (H. Eduth 12, 2). Bei einer Körperletzung da handelt es sich, ob Geis- 
seistrafe, ob Geldentschädigung auszusprechen sei (Strafges. §. 52); im ersten 
Falle ist der Verletzte giltiger Zeuge , im zweiten Falle nicht (Siehe Ch. M. 
33, 16. und M. E. 25). 

. Obwohl derjenige, der da aussagt : N. N. hat mit mir Sodomie getrie- 
ben, ebenfalls dasselbe Verbrechen begangen hat, da aber „Niemand sich selber 
zum Frevler machen kann, so werden seine Worte getheilt" (Sanhedrin 9, a 
und 10, a), d. h. man glaubt dem Zeugen, dass N. N. das Verbrechen der So- 
domie begangen habe, aber nicht, dass er, der Zeuge es sei , an dessen Körper 
es verübt wurde (H. Eduth 12, 2). Eben so wenn Jemand aussagt: „N. N. 
hat mit meiner Ehegattin einen Ehebruch begangen", wenn noch ein Zeuge es~' 
bestätigt, so ist der Beweis gegen den Ehebrecher , aber nicht gegen die Ehe- 
brecherin hergestellt; denn ein Ehemann kann gegen seine Ehegattin ebenso-: 
wenig Zeuge sein, als gegen sich selbst. »Wir theilen also wieder die Worte", 
schenken dem Ehemanne Glauben, dass N. N. einen Ehebruch begangen, aber 
nicht, dass er ihn mit seiner, des Zeugen, Gattin begangen habe (Das. Das.) 

Nach dieser Auffassung des talmudischen Ausspruches : „Wir theilen 
die Worte des Zeugen" beantwortet sich folgende Frage, die Schriftgelehrte 
gegen Mäimonides aufstellen. Dieser nämlich spricht den Grundsatz aus: 
Wenn die späteren Zeugen das Factum der Aussage bestreiten , so kann die 
Wiedervergeltungsstrafe wegen falscher Zeugenschaft nicht erfolgen , sondern 
nur wenn sie sagen: „Ihr seid mit uns gewesen". Ob nämlich der Angeklagte 
an dem Tage und in dem Orte das Verbrechen, wie es die Zeugen aussagten, 
ja oder nicht begangen habe, gehet aus diesem Widerspruch der späteren Zeu- 
gen nicht hervor, sondern blos, dass die ersteren Zeugen falsch ausgesagt ha- 
ben ; denn sie waren ja mit den späteren Zeugen an demselben Tage in einem 
ganz anderen Orte , da nur erfolgt die gesetzliche Strafe (Siehe §. 58). Nun 
in dem obigen Falle, wo der Zeuge aussagt er selbst sei es, an dem der Ange- 
klagte das Verbrechen der Sodomie an dem und dem Tage, in dem und dem 
Orte begangen habe ; wenn nun dann Zeugen erscheinen möchten, aussagen, 
dieser Zeuge sei an dem Tage mit ihnen an einem ganz au deren Orte gewe- 
sen ; so würde ja dadurch auch das Factum negirt sein ; denn ist der Zeuge 
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nicht da gewesen , so kann ja an seinem Körper das Verbrechen nicht verübt 
worden sein, sonach könnte, nach dem maimonidischen Grundsatz, keine Strafe, 
wegen falscher Zeugenschaft ausgesprochen werden, und eine Zeugenschaft, auf 
welche, wenn falsch, keine Widervergeltungsstrafe erfolgen kann , hat ja keine 
rechtliche Kraft ? — Aber nach der obigen Auffassung ist disse Frage ge- 
löst. Die Worte des Zeugen werden getheilt, es wird ihm nämlich geglaubt, 
dass der Angeklagte das Verbrechen der Sodomitrie begangen, nicht aber, dass 
er, der Zeuge es sei, der es an sich begehen Hess. Es ist sonach zu betrach- 
ten, als würde der Zeuge aussagen : «Dieser N. N. hat an dem und dem Tage, 
in dem und dem Orte das Verbrechen der Sodomie ausgeübt, aber den Mann, 
der es an sich ausüben liess , kenne ich nicht". Können nun andere Zeugen, 
bestätigen, dass der anklagende Zeuge an demselben Tage mit ihnen an einem 
ganz anderen Orte war , so wäre ja dadurch das Factum nicht negirt ; denn 
es bliebe ja möglich , dass der Angeklagte das Verbrechen an dem Tage und 
in dem Orte begangen habe : wohl nicht an der Person des Zeugen, aber die- 
ses wurde ja ohnedies nicht geglaubt. 



§. 67. 

Die Aussagen von Mitschuldigen an der nämlichen strafba- 
ren Handlung können rechtliche Beweiskraft haben, wenn sie 
selber sich der Mitsohuld anklagen , nicht aber wenn sie von 
andern Zeugen angeklagt werden. 

Erläuterung. Sagen zwei Männer aus: „Wir haben mit diesem 
N. N. dieses und dieses Verbrechen begangen 44 , so wird ihnen ja die Anklage 
gegen sich selbst nicht geglaubt (§. 66), daher bleiben sie gegen N. N. giltige 
Zeugen. Wurden sie aber von anderen Zeugen des Verbrechens angeklagt, und 
geben nun den N. N. als Mitschuldigen an, so zählt diese Anklage nichts ; 
denn die Aussage der Zeugen hat sie ja zu unmoralischen, zur Zeugenschaft 
unfähigen Menschen gemacht (Siehe H. Eduth 12, 1. 2) ; während das Selbst- 
geatändniss eines begangenen Verbrechens nicht unfähig zur Zeugenschaft 
macht. Wenn z. B. Zeugen einer Urkunde sich selber anklagen , sie hätten 
sich zur falschen Zeugenschaft bestechen lassen ; so müssen sie wohl jeden 
Schaden, den ihre falsche Unterschrift verursacht, bezahlen, denn in Geldsachen 
ist das eigene Eingeständniss der kräftigste Beweiss ; aber es übt keinen Ein- 
flnas auf ihre Glaubwürdigkeit , sie bleiben, trotz ihres Geständnisses, fähige 
Zeugen (Das.) Sonach sind die, welche sich selber der Mitschuld anklagen, 
giltige Zeugen gegen den, welchen sie, als ihren Mitschuldigen anklagen. 

Urkunden können, nach rabb. Gesetze, keinen rechtlichen Beweis bilden. 
Bin schriftliches Eingeständniss hat ja gewiss keine Wirkung, da auch ein 
mündliches keine Beweiskraft hat; und eine schriftliche Zeugenschaft zählt 
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in Strafsachen nichts. Die Fälschung einer Urkunde ist kein Gegenstand des. 
Strafgesetzes; denn andere Urkunden als geldliche, hat es damals nicht ge- 
geben, und eine Fälschung solcher ist keine Strafthat, weil sie sich durch Er- 
satz wieder gut machen lässt (Siehe Strafges. §. 47) : daher spricht das rabb. 
Strafgesetz über Urkunden gar nichts. 
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Sechster Abschnitt. 

§• 68. 

Ein Todesurtheil muss verkündet werden mit der Be- 
zeichnung des Verbrechens ; der Zeit wann, und des Ortes 
wo es begangen wurde; den Namen der Zeugen, deren Aus- 
sage den rechtlichen Beweis hergestellt hat; und der Todesart, 
zu welcher der Verbrecher, dessen Namen ausgedrückt werden 
muss, verurtheiit sei. 

Erläuterung. Ein anderes Strafurtheil kann auch ohne Verkündi- 
gung vollzogen werden (H. Sanhedrin 16, 1 • ff) ; denn eine weitere Berufung 
ist ja nicht zulässig, Bios ein Todesurtheil muss verkündet werden, mit dem 
Beisatze: „Wer etwa einen Milderungs- oder Entschuldigungsgrund anzugeben 
wüsste, der erscheine und thue es" (Das. 13, 1); denn auch nach der Verur- 
theilung hat noch Jedermann das Recht den Verurtheilten zu vertheidigen» 
Und muss Verbrechen, Zeit und Ort der That bezeichnet werden; denn viel- 
leicht ist Jemand zu beweisen im Stande, dass der Verurtheilte in der ange- 
gebenen Zeit und Stätte das Verbrechen nicht begangen habe» Und ,die Na- 
men der Zeugen müssen verkündet werden, denn vielleicht könnt« sie Jemand 
durch ein auszusagendes Alibi Lügen strafen, 

§. 69. 

Ein freisprechendes Urtheil muss nur dann verkündet 
werden, wenn die Anklage auf Mord gelautet hat, und der An- 
geklagte gänzlich schuldlos befunden wurde. 

Erläuterung. Wird der Angeklagte freigesprochen, entweder weil 
seine Schuldlosigkeit bewiesen , oder weil der Beweis der Schuld nicht herge- 
stellt wurde, so ist er einfach zu entlassen (H, Sanhedrin 9, 2, und 12, 3). Ob 
ihm hierüber eine Urkunde auszufolgen sei ? bestimmt das Gesetz nicht. Aber 
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ein Todtschlager ist gesetzlich dem Bluträcher verfallen , welcher das Recht 
hat ihn zu tödten. Geschah nun der Todtschlag unfreiwillig, aber aus Mangel 
an Vorsicht, so ist der Augeklagte durch das Exil zu bestrafen, aber auch da- 
durch gegen den Bluträcher zu schützen (Strafges, §. 40). Ist dem Todtschla- 
ger Muthwille zur Last zu legen, so schützt ihn das Exil nicht, sondern er 
bleibt der Blutrache verfallen (Das.). Kann ihm aber nicht das geringste Ver- 
schulden beigemessen werden, so benöthigt es keines Exiles, denn der Bluträ- 
cher hat kein Recht über ihn (Das.). Da nun der unfreiwillige Morder, dem 
ein Muthwillen zu Schulden kommt, entlassen wird, aber doch dem Bluträcher 
verfallen bleibt ; daher muss bei gänzlicher Schuldlosigkeit das Urtheil öffent- 
lich verkündet werden , damit die Bluträcher wissen , dass der Angeklsgte, 
trotz des begangenen Todtschlages , unter dem Schutze des Gesetze* stehe 
(Siehe Das.). 

§. 70. 

Wenn nach der Verkündigung des Todesurtheiles , derart 
Umstände zum Vorschein kommen , dass es aufgehoben, und 
der Verurtheilte freigelassen wird ; so ist demselben von 
Amtswegen ein gerichtliches Zeugniss hierüber auszustellen 
und einzuhändigen : besonders , wenn die Anklage auf Mord 
gelautet hat. 

Erläuterung. Dieses ist aus Folgendem erwiesen. Wenn Zeugen vor 
welchem Strafgerichte , aus 23 Mitgliedern bestehend immer, erscheinen , aus- 
sagend, dieser N. N. sei von dem und dem Gerichte , wegen einer begangenen 
Mordthat zum Tode verurtheilt worden ; so muss das Gericht das Todesurtheil 
vollziehen lassen (H. Sanhedrin 13, 7). Es ist also selbstverständlich, dass das 
Gericht, welches ein solches Todesurtheil verkündete , aber dann aufhob , ver- 
pflichtet sei den Vemrtheilten gegen eine derartige Eventualität zu schützen, 
nämlich ihm ein ämtliches Zeugniss über das Geschehene einzuhändigen, wenn 
er es auch nicht verlangt. Ein Todesurtheil wegen eines anderen Verbrechens 
kann von einem andern Gerichte nur dann vollzogen werden , wenn dieselben 
Zeugen, auf deren Aussage das Todesurtheil erfolgte, die Anzeige , dass es er- ' 
folgte, bei dem anderen Gerichte machen (Das.); daher wäre ein Zeugniss 
Über eine geschehene Widerrufung des verkündeten Todesurtheiles nicht so nö- 
thig, denn dem anklagenden Zeugen kann in der Regel, der Widerruf nicht 
unbekannt bleiben; denn sie müssen ja die Vollzieher des Todesurtheils sein. 
Aber es kann ja immerhin möglich sein, dass die Zeugen, um eben nicht das 
Todesurtheil zu vollziehen, sich entfernen, wo dann der Verurtheilte in Haft 
behalten wird (§. 74), nun wird später das Todesurtheil aufgehoben , von wel- 
chem Umstände die Zeugen nichts wissen, sehen dann den Verurtheiltgewese- 
nen an einem anderen Orte, meinen er habe sich aus der Haft geflüchtet, und 
klagen ihn an-, daher ist es rathsam den Freigesprochenen ein Zeugniss über 
das Geschehene einzuhändigen. 
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§. 71. 

An dem Tage, wo ein Todesurtheil gefällt wird, darf kei- 
nnr der Richter Wein trinken und muss jeder der Richter an 
dem noch übrigen Tage und in der darauffolgenden Nacht den 
Gegenstand erwägen und überdenken , ob nicht doch ein Ent- 
lastungsgrund für den Angeklagten zu finden wäre. 

Erläuterung. Es ist schon früher gesagt worden, dass ein Todesur- 
theil nicht an demselben Tage , wo darauf erkannt wird , verkündet werden 
darf, sondern am darauffolgenden Tage eine letzte Schlussverhandlung stattfin- 
den muss (§. 17). Bis dahin muss jeder Richter, entweder für sich allein, oder 
mit einem Collegen zusammen, fort und fort den Gegenstand gründlich in Er- 
wägung ziehen , und dieses muss auch noch in der Nacht fortgesetzt werden, 
und darf er nicht Wein trinken, damit er nüchtern bleibe (H. Sanhedrin 12, 3), 
Man könnte wohl meinen, dass der Richter, welcher für „Nichtschuldig" stimmte, 
dieser Verpflichtungen enthoben sei ; denn diese Gesetzesanordnung ist ja bloa 
zum Schutze des Angeklagten , und dieser Richter hatte ja bereits zu dessen 
Gunsten gestimmt; und dann kann ja ein Richter, welcher für „Nichtschul- 
dig" gestimmt, in der letzten Schlussverhandlung sein Votum nicht mehr än- 
dern, wozu sollte er also den Gegenstand nochmals in Erwägung ziehen? Aber 
das Gesetz sagt: „Jeder der Richter* (Das.), und das, glaube ich, hat fol- 
genden Grund. Jeder Richter muss in der ersten Schlussverhandlung sein Vo- 
tum begründen ; nun hat die Majorität für „Schuldig" gestimmt, so muss sie 
also den Grund der Minorität nicht als stichhältig gefunden haben. Es bleibt 
aber immerhin möglich, dass ein oder das andere Mitglied der Minorität, wei- 
ches für „Nichtschuldig" stimmte , einen neuen Entlastungsgrund auffinden, 
welcher die Mitglieder der Majorität bewegen könnte ihr gestriges Votum ab- 
zuändern, und ebenfalls für „Nichtschuldig" zu stimmen : daher liegt die Pflicht 
der nochmaligen, reiflichen Erwägung einem jeden Richter ob. 



§. 72. 

Sowohl ein freisprechendes , wie auch ein Strafurtheil ist 
ungesäumt in Vollzug zu setzen. 

Erläuterung. Das freisprechende Erkenntniss möge sein weil die 
Schuldlosigkeit des Angeklagten erwiesen , oder weil seine Schuld nicht erwie- 
sen ist, immer ist er sogleich zu entlassen, und hat keine letzte Schlussver- 
handlung stattzufinden (H. Sanhedrin 11, 1). Auch ein Todesurtheil, wenn es 
in der letzten Schluss Verhandlung gesprochen wird , ist sogleich zu vollziehen, 
selbst an einer schwangeren Person (Das. 12, 4). Aber es ist bereits gesagt 
worden (§. 40), dass in einem solchen Falle das Schlussverfahren bis nach der 

16 



122 Strafger. Verf. VI. Abch. &. 72. 73. 

Entbindung zu verschieben sei (Siehe H. Sota 2, 7 Mischne lemelech). Auch 
der Vollzug einer anderen Körperstrafe soll ohne Ursache nicht verschoben 
werden. Schwangerschaft, Körperschwäche u. dgl. bilden keine gegründete 
Ursache, denn die Applicirung der Strafe ist nach der Kraft des Verurtheilten 
zu bemessen (H. Sanhedrin 17, 1-8), und wird erkannt, dass er nur wenige, 
und wären es auch nur drei Hiebe, auszuhalten im Stande sei, so hat er mit 
diesen seine ganze Strafe überstanden, wenn diese auch auf die gesetzlichen 39 
Hiebe gelautet hat (Das.). Hieraus, dass jedes Strafurtheil sogleich vollzogen 
werden soll, erfliesst folgendes Gesetz. Wenn nach Fällung des Urtheiles der 
Verurtheilte untersucht und erkannt wird , dass er blos zwölf Hiebe aushalten 
könne, nun aber tritt ein Hinderniss ein, und der Vollzug wird verschoben ; und 
als mm später die Strafe applicirt werden soll, zeigt es sich , dass er jetzt 
mehr Hiebe auszuhalten im Stande wäre ; so dürfen ihm nicht mehr als zwölf 
gegeben werden; denn zur Zeit als gesetzlich die Strafe zu vollziehen war, 
hätten ja die zwölf die ausgesprochenen 39 ersetzt; daher kann wegen der 
Verschiebung der Verurtheilte nicht höher bestraft werden (Das.). Wurde aber 
gleich bei der Verurtheilung bestimmt, sei es aus welchem Grunde immer, dass 
der Vollzug der Strafe später stattzufinden habe , nun erscheint dieser Tag, 
der Verurtheilte wird untersucht und erkannt , dass er blos zwölf Hiebe aus- 
halten kann, nach der Untersuchung tritt ein Hinderniss ein, und der Vollzug 
wird auf noch später verschoben ; jetzt aber zeigt sich 's, dass er mehr aus- 
zuhalten im Stande sei , so ist nach der jetzigen Untersuchung die Strafe zu 
vollziehen; denn , da bei der ersten Körperuntersuchung die Zeit, wo die 
Strafe gesetzlich hätte vollzogen werden sollen, bereits verstrichen war, 
so bleibt nicht ßie , die erste , sondern die jetzige Untersuchung massge- 
bend (Das.). 

Hinsichtlich der Strsfvollziehung ist kein Unterschied zwischen Person 
und Person, selbst an dem Hohepriester , oder an dem Vorsitzenden eines Ge- 
richtshofes ist ein Strafurtheil sogleich zu vollziehen (Das, 17, 8. 9). 

§• 73. 

In der Regel haben die Zeugen, auf deren Aassage das 
Todesurtheil gefällt wurde, die Hinrichtung zu vollziehen. Dem 
Verurtheilten ist früher ein betäubender Trank zugeben, damit 
er keinen Schmerz fohle. 

Erläuterung. Das Todesurtheil ist am Tage der Verkündigung zu 
vollziehen (H. Sanhedrin 12, 4), ausgenommen ist blos der „widerspenstige 
Gelehrte« (§. 40). Die Ursache ist, damit der Verurtheilte keine lange Todes- 
angst erleide. Auch die Schmerzen der Hinrichtung sollen ihm erspart wer- 
den, und da man damals von einer Narcose nichts fewusst hat, so wurde ver- 
ordnet ihm einen betäubenden Trank zu geben (H. Sanhedrin 13, 3). 

Geschrieben stehet: „Die Zeugen müssen zuerst Hand an ihn (den 
Verurtheilten) legen , ihn umzubringen , und sodann soll die Hand des ganzen 
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Volkes nachfolgen" (5, B. M. 17, 7) ; daher sind die Zeugen berufen die Hin- 
richtung zu vollziehen (H. Sanhedrin 15, 1—5). Zu Spanien, wo die Vertilgung 
der Ketzer als gottgefälliges Werk proklamirt war , hat die Inquisition , bei 
einem Autodafe, Grafen und Fürsten mit dem Vollzug der Hinrichtung beehrt. 
Und das mosaisch-rabb. Gesetz erklärt die Vertilgung, nicht der Ketzer , son- 
dern eines Verbrechers als gottgefälliges Werk (H. Sanhedrin 14, 23). Es erklärt 
ferner die Spendung für die Gegenstände zur Hinrichtung, als den Block zum Galgen, 
den Strang zum Erwürgen, das Schwert zum Köpfen u. s. w., als eine wohl- 
thätige , gottgefällige (Das« 13, 3), und so beehrt es auch die Zeugen mit dem 
gottgefälligen Werke der Hinrichtung eines Verbrechers. Aber dieses Gesetz 
hat auch einen sehr vernünftigen Eechtsgrund. Niemand darf sich zwingen 
lassen einen Menschen umzubringen, und sollte man ihn selbst mit dem Tode 
drohen, so muss er lieber sich selber umbringen lassen, als einen Andern zu 
tödten (Siehe Das. 20, 2). Mit welchem Hechte also darf Jemand, heisse er 
Gerichtsdiener, oder Scharfrichter, eine Hinrichtung vollziehen? Sind doch 
schon Justizmorde begangen worden, vielleicht nun ist auch dieser Verurtheilte 
unschuldig? Wohl darf gegen den Ausspruch eines competenten Gerichtes 
kein Nachgedanken gehegt werden, denn „ Jedes Gericht ist so wie Moses 
mit seinen Aeltesten" (Bosch Haschanah 25, a); aber es ist ja möglich, dass 
die Zeugen falsch ausgesagt haben? Daher sollen die Zeugen die Hinrichtung 
vollziehen, denn nur sie allein wissen, dass das Urtheil gerecht sei, wenn ihre 
Zeugenschaft nämlich volle Wahrheit ist; und hätten sie Falsches ausgesagt, 
so gebührt es ihnen eher, als jedem Andern, dass ihre Seele auch noch mit 
einer Mordthat belastet werde. Aehnliches sagt Maimonides im Mischnah*Co- 
mentar (Sanhedrin 7, 4). Und wäre diese Anschauung fortbehaltcn worden, so 
hätte man nicht nöthig über die Abschaffung der Todesstrafe zu debat- 
tiren . 

§• 74. 

Wenn die Zeugen untüchtig zur Vollziehung der Hinrich- 
tung geworden sind, zo kann sie auch nicht vollzogen werden; 
ausgenommen ist das Verbrechen des Mordes. 

Erläuterung. „Werden den Zeugen die Hände abgehauen, so ist der 
Verurtheilte zu entlassen* (H. Sanhedrin 14, 8), weil Niemand, als die Zeugen, 
die Hinrichtung vollziehen darf. Aber ein zum Tode verurtheilter Mörder 
muss unter jeder Bedingung hingerichtet werden, und sind die Zeugen verhin- 
dert, so muss es durch Andere geschehen (Das.) 

Wenn nun die Hinrichtung nicht stattfinden darf, weildie Zeugen sie 
nicht vollziehen können , um wie viel weniger, wenn sie sie nicht vollziehen 
wollen. Nun aber wird Folgendes berichtet. Einst träumte ein Rabbi , dass 
man im Himmel über Rabbi Schimon ben Schatach, Präsidenten des 
obersten Gerichtshofes . zürne , weil er dem Hexenwesen nicht Einhalt thue. 
Erschreckt von diesem Traume, den ihm der Träumer mittheilte, Hess Rabbi 
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Schimon achtzig Hexinen ohne Prozedur aufknüpfen. Darob zürnten die 
Verwandten der Gehenkten , und zwei von ihnen zeugten, aus Rache, vor Ge- 
richt gegen den Sohn des Rabbi Schimon, dass er ein Todesverbrechen be- 
gangen habe , und er wurde auch zum Tode verurtheilt. Auf der Richtstätte 
rief er : „Ich schwöre bei Gott, dass ich unschuldig bin, möge mein Blut über 
die Zeugen kommen , und soll es ihnen der Ewige niemals vergeben*. Darob 
erschüttert, gestanden die Zeugen , dass sie aus Rache Falsches ausgesagt ha- 
ben. Aber es wurde von den Rabbinen entschieden, dass dieser Widerruf nichts 
zähle; denn eine vor Gericht ausgesagte Zeugenschaft kann nicht mehr zu- 
rückgenommen, oder widerrufen, oder abgeändert werden, selbst wenn die Zeu- 
gen eine gegründet scheinende Ursache angeben warum sie falsch gezeugt hät- 
ten. Und so wurde der Sohn des Rabbi Schimon, trotz des Widerrufes, 
nicht entlassen" (Sanhedrin 44, b. Raschi). Hier hatten sich ja die Zeugen 
gewiss geweigert die Hinrichtung zu vollziehen, denn sie bestätigten ja, dass 
der Verurtheilte unschuldig sei, und warum wurde dieser doch nicht entlassen ? 
Eine Mordthat war es nicht, dessen sie ihn anklagten , denn auf Mord ist der 
Tod des Köpfens, während es dort heisst: „Der junge Mann wurde ausgeführt 
gesteinigt zu werden**, und bei jedem andern Verbrechen kann doch die 
Hinrichtung nicht stattfinden, wenn die Zeugen den Vollzug verweigern? Aber 
nach meiner Ansicht ist es so. Wenn die Untüchtigkeit der Zeugen unheilbar 
ist, wie das Gesetz sich ausdrückt: „Es wurde ihnen die Hand abgehauen" 
(H. Sanhedrin 14, 8), wo sie also niemals werden die Hinrichtung vollziehen 
können, da ist der Verurtheilte zu entlassen. Aber wenn die Zeugen nicht 
wollen, so bleibt das Todesurtheil dennoch in Kraft, und zu jeder Zeit wenn 
die Zeugen es vollziehen wollen, muss es vollzogen werden, und so inass der 
Verurtheilte vorläufig in Verhaft bleiben. Und darum heisst es in der obigen 
Erzählung nicht: Der Sohn des Rabbi Schimon wurde hingerichtet, son- 
dern: „Wurde nicht entlassen**. 



§. 75. 

Der Gerichtshof muss beisammen bleiben bis nach dem 
Vollzug der Hinrichtung, die in ziemlicher Entfernung von dem 
Gerichtsorte stattzufinden hat. Zwei Rechtsgelehrte haben den 
Verurtheilten zu begleiten , ein Fahnenträger ist am Eingange 
des Gerichtshofes und ein Schnellreiter in einer gewissen Ent- 
fernung aufzustellen. 

Erläuteruug. Auch nach Urtheilsverkündigung muss jeder gehört 
werden, welcher zur Verteidigung sich meldet; daher muss der Gerichtshof 
beisammen bleiben. Erscheint nun wirklich ein Verteidiger, so gibt der Fah- 
nenträger mit der Fahne ein Zeichen , worauf der Schnellreiter dem Zuge* 
nacheilt, und den Verurtheilten zurück zum Gerichtshofe beordert, der erst 
dann wieder ausgeführt wird, nachdem über die Verteidigung verhandelt und 
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sie verworfen wurde. Und darum soll der Richtplatz ziemlich weit von dem 
Gerichtshofe sein, damit es länger dauere, bis der Zug mit dem Ausgführten hinge- 
langt, und mittlerweile ein Vertheidiger Zeit habe zu erscheinen. (H. Sanbe- 
drin 12, 3. und 13, 1.). Ausgenommen find, der Götzendiener, welcher vor dem 
Thore des Ortes, wo die Sünde begangen wurde zu steinigen ist (Das. 15, 2); 
und die treubrüchige Verlobte, welche vor der Thür ihres Vaterhauses, wenn 
sie nämlich einen Vater noch hat, und dieser ein eigenes Haus besitzt, gestei- 
niget wird. (H. Issure biah 5, 9—11.) 

Der Verurtheilte selbst kann auch verlangen zurückgeführt zu werden, 
wenn er angibt, er habe einen Vertheidigungsgrund, den er noch nicht- vorge- 
bracht hätte, und solches kann er zwei Mal verlangen. (H. Senhedrin 13, 2.) 
Verlangt er solches aber zum dritten Mal, so wird ihni nur dann gewill- 
fahrt, wenn sein Vertheidigungsgrund stichhaltig ist, und dieses haben die 
zwei Rechtsgelehrten, die ihm zur Begleitung mitzugeben sind, zu beurtheilen, 
denen also der Verurtheilte seinen Vertheidigungsgrund darlegen muss. (Des.) 



§• 76. 

Nahe dem Hinrichtungsplatze ist der Verurtheilte aufzu- 
fordern, ein Sündenbekenntniss abzulegen. Der Hingerichtete 
ist, in der Regel, noch an demselben Tage zu bj graben, u. z. 
auf einem der hiezu bestimmten Grabesplätzen ; und neben sein 
Orab ist jedes Object, womit die Hinrichtung vollzogen wurde, 
einzugraben. Nach Verwesung der Leiche, können, auf Verlan* 
gen eines Verwandten, die Gebeine ausgegraben und in das 
Familiengrab bestattet werden. 

Erläuterung. „ Jeder, welcher vor seinem Tode ein reuiges Sünden- 
bekenntniss «biegt, hat Theil an der zukünftigen Welt*, mit solchen u. dgl. 
Worten soll dem Veiurtheilten zu Gemüthe geredet werden (H. Sanhedrin 13. 
1. 2.), und erst nach Ablegung des Sündenbekenntnisses wird ihm der betäu- 
bende Trank gereicht. (Das.) 

Zwei Verbrecher, der Gotteslästerer imd Götzendiener, müssen nach der 
Steinigung an einen Pfahl gehenkt werden und ihre Begrabung findet erst 
nach Sonnenuntergang statt ; aber jeder andere Verbrecher ist gleich, noch am 
Tage der Hinrichtung zu begraben (Das. 15, 6—9). Und muss jedes Ding, wel- 
ches zur Hinrichtung gebraucht wurde, als das Schwert womit geköpft, der 
Strang, womit gewürgt, oder der grosse Stein, womit gesteinigt, wie anch der 
Pfahl, woran die Leiche gehenkt worden ist, mit begraben werden, u. z. nicht 
in, sondern neben dem Grabe des Verurtheilten (Das.). Die Kosten der Hin- 
richtung müssen, wenn sie nicht von Wohlthätern gespendet, aus der Gemein- 
dekusse bestritten werden (Das. 13, 3); aber für Sarg und Leichengewand 
müssen die Vorwandten sorgen (Das. 14. 9). 
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Durch die Hinrichtung ist der Frevel noch nicht abgebüsst, daher darf 
der Hingerichtete nur auf einer für Verbrecher bestimmten Grabstätte beer- 
digt werden; aber nach der Verwesung »t sein Frevel gesöhnt, daher dürfen 
seine Gebeine ausgegraben und ordentlich bestattet werden. (Das. Siehe auch 
Sanhedrin 47, b). 

§. 77. 

Die Verwandeon des Hingerichteten dürfen keine Trauer 
halten, sondern es ist ihre Pflicht dem Gerichte sowohl, als den 
Zeugen ob darzulegen, dass sie ihnen üicht im Geringsten 
gram sind. Keiner von den Richtern darf am Tage der Hin- 
richtung vor Sonnenuntergang weder essen noch trinken« 

Erläuterung. Es steht geschrieben: „Der Untergang des Frevlers 
erregt Freude*, daher darf wegen eines Hingerichteten, der von dem 
ordentlichen Gerichte zum Tode verurtheilt wurde, keine Trauer ange- 
legt werden (H. Sanhedrin 12, 5. 6,). Und muss sich Jedermann überzeugt 
halten, dass ein competentes Gericht nur nach Gerechtigkeit richtet, und dass 
jeder unbescholtene Mensch nur was wahr ist bezeuget, und dieses darzulegen 
ist die Pflicht der Verwandten. (Das.) 

Geschrieben stehet: »Du sollst nicht essen beim Blute*, und da die 
Richter gezwungen waren Blut zu vergiessen, so dürfen sie an demselben Tage 
nichts essen. (Das.). Wohl aber dürfen sie solches vor der Verkündigung des 
Urtheiles, obwohl es schon fest stehet, dass das Todesurtheil wird ausgespro- 
chen und der Verurtheilte wird hingerichtet werden; daher, wenn es ein Tag 
ist, wo nicht gefastet werden darf, sollen sie nicht eher das Urtheil verkün- 
den, bis sie nicht gegessen haben. (Das. Siehe auch Moed katan 14. b). 

§• 78. 

Der Angeklagte kann unter keiner Bedingung xur Ver- 
gütung von Gerichtskosten verhalten werden; blos für seine 
Verköstiguog während der Untersuchungshaft hat er selber 
Sorge su tragen. 

Erläuterung. Wird er zu einer Leibesstrafe verurtheilt, so kann 
er ja nicht einmal zur Vergütung eines gethanenen Schadens verhalten wer- 
den (Strafges. §. 29), um wie viel weniger zur Erstattung von Gerichtskosten; 
und wird er freigesprochen, so hat er gewiss keinen Ersatz zu leisten. Die 
tferichtskosten muss die Gemeinde, d. i. der Bezirk des Gerichtshofes, bestrei- 
ten (Siehe §. 76). Sogar auch die Kosten der Verköstigung wenn eine Ver- 
urteilung z«r Kerkerstrafe erfolgte ; denn da gehört die Art und Weise der 
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Verkftstigting mit tut Strafe (Siehe H. Rozeaeh 4. 8). Aber in der Untersu- 
chungshaft, so wie im Sxil gibt es keine Strafkost, der Inhaftirte, oder Exu- 
lant kann sich welche Kost immer geben lassen; daher ist auch die Verkö- 
stigung seine eigene Sache, und falls, dass es eine verheirathete Frauensper- 
son ist, so muss ihr Ehemann für ihre Verkftstigung Sorge tragen (Das. 7, 2). 
Ist es ein Armer, so müssen seine Verwandten, falls es solche sind, denen sein 
Unterhalt obliegen würde, falls er frei wäre und nicht zu leben hätte (Siehe 
J. D. 251, 4. 252, 12. und 257, 8), auch jetzt für seine Verköstigung sorgen. 
Hat er keine solche Verwandte, so ist er, wie jeder andere Arme aus der Ge- 
meindekasse zu unterhalten. 



»■>!■< 



Siebenter Abschnitt 



§• 79. 

Wenn der Angeklagte freigesprochen wird, weil der Be- 
weis seiner Schuld nicht hergestellt ist, so kann das strafge- 
richtliche Verfahren Über dieselbe That der Anklage zu jeder 
Zeit wieder aufgenommen werden. 

Erläuterung. Nicht hergestellt ist der Zeugenbeweis, wenn die 
Verwarnung nicht gehörig geschehen (H. Sanhedrin 12, 3) ; die Zeugen das 
Begehen der That nicht zusammen gesehen haben (H. Bozeach 4, 8) ; unter 
den Zeugen einer ein ungütiger ist (H. Eduth 5, 8) ; ein Widerspruch in der 
Beantwortung einer der Nebenfragen sich herausstellt ; eine der Hauptfragen 
nicht beantwortet wird (Das. 2, 1. 2) ; oder wenn zwei Zeugen gegen die an- 
klagenden Zeugen ein Alibi aussagen (Das. 18, 1. 2); in allen diesen Fällen 
muss der_Angeklagte freigesprochen werden, aber das strafgerichtliche Verfah- 
ren muss wieder beginnen, wenn andere Zeugen ihn wieder derselben That 
anklagen (Das. 20, 6). Wenn spätere Zeugen bestätigen, dass die Anklagszeu- 
gen falsch ausgesagt haben, indem der Angeschuldigte an dem bezeichneten 
Tage gar nicht an dem angegebenen Orte, wo die That geschehen sein soll, 
anwesend war, so ist der Zeugenbeweis, nicht nur nicht hergestellt, sondern 
verworfen; und kämen hernach wieder andere Zeugen, aussagend, dass der An- 
geklagte die That allerdings an dem Tage und in dem Orte begangen habe, 
so könnte darob das Strafverfahren nicht wieder begonnen werden, weil kein 
Strafurtheil erfolgen könnte; denn so sich Zeugenpaar gegen Zeugenpaar wi- 
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dersprechen, mögen u sein ein Paar gegen fünfzig, so zählt die Zeugenschaft 
nichts (Das. 18, 3): aber dennoch ist die Wiederaufnahme des Verfahrens mög- 
lich. Wenn nämlich nachgewiesen wird, dass die Entlastungszeugen beschol- 
tene Menschen, und also ungütig zur Zeugenschaft sind, oder wenn ihnen ein 
Alibi nachgewiesen wird, woraus hervorgehet, dass sie falsch ausgesagt haben ; 
so tritt die Zeugenschaft der ersten Zeugen wieder in Kraft, und muss daher 
das strafgerichtliche Verfahren wieder begonnen werden (Das. 20, 6). Aber 
wenn der Beweis nicht angefochten wurde, und die Freisprechung erfolgte aus 
anderen objectiven oder subjectiven Gründen; dann kann das Strafverfahren 
über dieselbe That nicht wieder erneuert werden, selbst wenn der Gerichtshof 
dann erkennt, dass sein freisprechendes Urtheil ein irrthümliches war (H. 
Sanhedrin 10, 9); ausgenommen es wäre gar gegen den einfachen deutlichen 
Wortsinn des Gesetzes gefehlt (Das.). Hievon ist noch ausgenommen der 
„Messith*, d, i. wer. andere zum Götzendienste verleitet, gegen welchen, wenn 
er auch freigesprochen wurde, das Verfahren wieder erneuert wird, wenn auch 
nur einer der Richter angibt, er wüsste jetzt einen Verdammungsgrund zu 
finden (Das. II, 5.). 



§• 80. 

Wider einen bereits zu einer Strafe Verurtheilten kann 
die Wiederaufnahme des strafgeriohtlicben Verfahrens, wegen 
derselben That statt finden, wenn nun Beweise zum Vorschein 
kommen, in Folge deren eine höhere Strafe zuerkannt wer- 
den müsste. 



Erläuterung. Wenn z. B. ein der Mordthat Angeklagter, wegen 
Mangel der gehörigen Verwarnung, zur Einkerkerung verurtheilt wurde (Ii 
Rozeach 4, 8); nun aber erscheinen neue Zeugen, die Mordthat bestätigend, 
aber mit dem Znsatze, sie hätten den Morder verwarnt, in. Folge dessen auf 
Todesstrafe zu erkennen wäre; so muss das strafgerichtliche Verfahren wieder 
aufgenommen werden u, dgl. Und dieses zu jeder Zeit, denn eine Verjährung 
gibt es im rabb. Gesetze nicht. 

Diese Wiederaufnahme hat in der Regel von dem Gerichtshof zu ge- 
schehen, welcher das erste firkenntniss geschöpft hat. Aber wenn das erste 
Urtheil von einem Dreirichter-Collegium geschöpft wurde, weil es sich blos 
um Geisselstrafe handelte, und nun kommen noch andere Zeugen dieselbe That 
bestätigend, aber nach ihrer Aussage wäre auf Todesstrafe zu erkennen (nach 
§. 60); so muss die Wiederaufnahme des strafgerichtlichen Verfahrens dem 
kleinen Sanhedrin zugewiesen werden. 
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§• 81. 

Zum Vortheil des Angeklagten kann eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens nur dann stattfinden, wenn das Strafurtheil ent- 
weder noch gar nicht, oder noch nicht in seiner ganzen Aus- 
dehnung vollzogen worden ist. 

Es wurde z. B. auf Einkerkerung erkannt, und nun sind Beweise da, die 
die Aussage der Anklagszeugen entkräften, so wäre ja der Verurtheilte aus 
der Haft zu entlassen; daher muss die Wiederaufnahme gewilligt werden. 
Oder es wurde der Angeklagte zu einer mehrfachen Geisselstrafe verurtheilt^ 
und da ist immer die weitere erst daim zu appliciren, nachdem der Verur- 
theilte von der frühem wieder hergestellt ist (H. Sanhedrin 17, 4). Fänden 
sich nachdem die eine Geisselung überstanden ist, Beweise, dass die Anklage 
eine falsche war, so wäre ja der Verurtheilte von der weiteren Strafe befreiet 
daher muss die Wiederaufnahme des Verfahrens gewilligt werden u. dgl, Ja 
selbst wenn schon die ganze Strafe überstanden ist, so ist doch das Strafar- 
theil nicht in seiner ganzen Ausdehnung vollzogen; denn manches hat die 
Folge, dass der Verurtheilte, auch nach überstandener Strafe, verdächtigt zur 
Zeugenschaft bleibt (H. Eduth 12, 4), und hat jedes die Folge, dass Würde 
und Amt verloren wird (H. Sanhedrin 17, 9), welche Folgen aber aufhören 
möchten, wenn erwiesen werden könnte, dass der Angeklagte mit Unrecht ver- 
urtheilt und bestraft wurde : daher muss auch nach Vollziehung der ganzen 
Strafe die Wiederaufnahme des Verfahrens gewilligt werden. Bios ein Todes- 
urteil ist durch die Hinrichtung in seiner ganzen Ausdehnung vollzogen ; und 
darum kann auch da in eine Wiederaufnahme des Verfahrens nicht gewilligt 
werden. Wenn daher vor der Hinrichtung erwiesen wird, dass die Zeugen 
falsch ausgesagt haben, so werden sie zum Tode verurtheilt, hat aber bereits 
die Hinrichtung stattgefunden, so können, da die Wiederaufnahme des Verfah- 
rens nicht mehr geschehen darf, die Zeugen nicht verurtheilt werden (H 
Eduth 20, 2). 

Als Ursache wird angegeben, weil geschrieben stehet : „Es geschehe dem 
falschen Zeugen, so wie er gedacht seinem Bruder zu thun" (5. B. M. 
19, 19), aber nach dem die Hinrichtung vollzogen, ist es nicht mehr ge- 
4a cht, sondern geschehen« Und obwohl die falschen Zeugen dadurch 
nur noch strafbarer sein sollten; da es aber die T ho r a nicht ausdrücklich so 
verordnet, so können wir auf Grund eines Vernunftschlusses kein Strafurtheil 
sprechen (Makoth 5, b). Dieses wäre ähnlich jener Posse, worin Jemand auf 
Polygamie geklagt wird, weil er drei Frauen heirathete, der Bichter das Ur- 
theil fällt, da das Gesetz blos von zwei Frauen spricht, so kann der Ange- 
klagte nicht bestraft werden. Aber nach meiner Ansicht kann diese Spitzfin- 
digkeit die Ursache nicht sein, denn wenigstens sollten Ja die Zeugen, da sie die 
Hinrichtung vollziehen müssen, wegen des ausgeübten Mordes bestraft werden 
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(Siehe §. 73); denn sie haben ja gewusst, dass der Verurtheilte unschuldig 
sei, und haben ihn doch ermordet. Sondern die obige Deutung ist eine blosse 
„Anlehnung" (As s macht a), die eigentliche Ursache ist, weil die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens nach geschehener Hinrichtung, das Gericht verun- 
glimpfen und sein Ansehen verringern würde. Und da sie Niemanden mehr 
nützen könnte, denn der Verurtheilte ist ja bereits todt, daher soll sie unter- 
bleiben, um das Gericht nicht unnötigerweise herabzuwürdigen. 

Dadurch ist folgende Stelle des Maimonides gerechtfertigt : „Wenn nach 
Vollzug der Geisseistrafe es sich zeigt, dass die Zeugen falsch ausgesagt ha- 
ben ; so sind sie zur Geisseistrafe zu verurtheilen*. Worauf Babed schreibt : 
„Das ist ein grober Irrthum" (H. Eduth 20, 2) ; denn will einmal die Thora, 
dass nach vollzogener Strafe den Zeugen nichts mehr geschehen kann, so darf 
es ja auch bei der Geisseistrafe nicht geschehen (Siehe Das. Eessef Mischnah). 
Ist aber die obige Deutung blos eine „Anlehnung (Assmachta), die 
eigentliche Ursache aber, wegen Herabwürdigung des Gerichtshofes, so ist auch 
ein wichtiger Unterschied zwischen Todes- und Geisseistrafe. Nach Vollzug 
dieser, muss dem Verurtheilten, wenn er Beweise seiner Unschuld beibringt 
die Wiederaufnahme der Verhandlung gewilligt werden, damit seine Ehre re- 
habilitirt werde. Ist nun das Verfahren wieder eingeleitet, so muss ja über 
die Aussage der Anklagszeugen verhandelt werden, wird sie nun als falsch be- 
wiesen, so müssen sie auch zur Wiedervergeltungsstrafe verurtheilt werden. 
Ist aber der Angeklagte hingerichtet, so kann eine neuerliche Verhandlung 
Niemanden einen Nutzen bringen, den Gerichtshof aber würde es entwürdigen; 
daher gestattet es das Gesetz nicht. Sonach kann ja ein Beweis der falschen 
Zeugenschaft nicht hergestellt werden, da eine Wiederaufnahme des Verfahrens 
nicht stattfinden darf, und daher kann auch kein Strafartheil gegen sie erfolgen. 

Und vielleicht ist dieses der Sinn in den folgenden Worten des Eessef 
mischnah (Das*): »Der Heilige, gelobt sei er, hätte es gewiss nicht zuge- 
lassen, dass der Gerichtshof einen unschuldigen Menschen zum Tode verurtheile M , 
das will sagen, wurde er einmal' hingerichtet, so soll er auch für schuldig 
gehalten bleiben . 

§• 82. 

Wenn eine Mordthat geschehen, und der Thäter nicht 
bekannt ist, so soll durch öffentliche Hinrichtung eines Kalbes 
dargelegt werden, wie sehr dem Gerichte daran liege den Mör- 
der zu entdecken, und durch das abzulegende Bekenntniss, 
dass der Ort in dessen Nähe der Ermordete aufgefunden 
wurde, an der Mordthat unschuldig sei. 

Erläuterung. Kein Verbrechen erregt ein solches Aergerniss, und 
eine solche Bitterkeit in der öflentlichen Meinung gegen die Sicherheitsanstal- 
ten eines Landes, ab eine Mordthat; daher muss von Seiten des Gerichtes et- 
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was geschehen, um die öffentliche Meinung zu beruhigen. Da ist nun geschrie- 
ben: „Wenn ein Erschlagener gefunden wird — liegend auf dem Felde, und es 
ist nicht bekannt, wer ihn erschlagen hat, — so sollen nehmen die Aeltesten 
der nächsten Stadt ein weibliches Kalb, und sollen es hinunter fuhren in ein 
felsiges Thal, und ihm dort das Genick brechen, Und alle Aeltesten derselben 
Stadt, die die nächste ist dem Erschlagenen, sollen ihre Hände waschen, und 
beginnen und sprechen: „Unsere Hände haben nicht vergossen das Blut, und 
unsere Augen haben es nicht gesehen" u. s. w. (5. B. M. 21, 1 — 9). Ein sol- 
cher öffentlicher Act, dem wenigstens fünf Richter (H. Sanhedrin 5, 5), wie 
auch Priester und Leviten beiwohnen müssen (H. Rozeach 9, 3. 4), kann auch 
zur Erforschung des Mörders viel beitragen. Edictual-Erlässe kannten sie nicht. 
Und da dieses hauptsächlich zur Beruhigung der öffentlichen Meinung gesche- 
het, so hat es in einer Zeit, wo die Sicherheit so gefährdet ist, dass Mord* 
thaten alltägliche Dinge sind, zu unterbleiben (Das. 9, 12). 

§. 83. 

Wo Gesetzlosigkeit um sich greift, oder sonst in dringen- 
den Fällen, besonders zur Aufrechthaltung der Sittlichkeit, kann 
und soll der Gerichtshof Ausnahmsgasetze erlassen. 

Erläuterung. Durch Ausnahmsgesetze kann sowohl die Strafe erhö- 
het werden, z. B. die Todesstrafe auf eine That setzen, für weiche das Ge- 
setz eine viel leichtere Strafe ausspricht (H. Sanhedrin 24, 4. 10), als auch 
eine That einer körperlichen Züchtigung unterziehen, die gesetzlich nicht zu 
appliciren wäre (Das.) ja sogar Strafarten; die im Gesetze nicht vorkommen, 
können durch Ausnahmsgesetze verkündet werden (Das*). Endlich können auch durch 
solche die Förmlichkeiten, die das strafgerichtlicbe Verfahren vorschreibt, suspen- 
dirt, und Beweise für giltig erklärt werden, die nach dem Gesetze ungenügend 
sind. (Das.) ; ja zur Hintanhaltung der Sittenverderbtheit kann sogar auf ein 
anhaltendes Gerücht eine körperliche Züchtigung erfolgen (Das.). Es soll 
sich aber der gGerichtshof in Anwendung der Ausnahmsgesetze gegenwärtig 
halten, dass der himmlische Kichter über ihn wachet und richtet (Das* 
Siehe auch Strafges. §. 8). 

§• 84. 
Eine That, worauf das Gesetz eine geringere als Geissel- 
strafe ausspricht, muss wohl auch öffentlich vor einem Drei- 
richter-Collegium verhandelt werden ; aber in der Beweisführung 
sind weniger Förmlichkeiten zu beobachten, und ist es auch 
nicht nöthig, dass der böse Vorsatz erwiesen werde. 

Erläuterung. Ein anderes, als ein Dreirichter-Collegium, kann ausser ein 
gewähltes Schiedsgericht, selbst in Mein- und Dein-Angelegenheiten keinen Rechts- 
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spruch machen, und auch die Öffentlichkeit ist in allen Gerichtsverhandlun- 
gen aufrecht zu halten. 

Wenn das Gesetz die Strafe fixirt, selbst eine Geldstrafe, als der zwei- 
oder vier-, fünffache Ersatz für Diebstahl, so muss der Beweis derselbe sein, 
wei bei den schweren Strafen (H. Eduth 3, 2. 4). Ist aber die Höhe der 
Strafe nicht fixirt, als Bann, wo die Zeitdauer, oder Züchtigungsschläge, wo 
die Zahl dem Ermessen des Gerichtes überlassen ist, so wird es auch demselben 
eingeräumt, sich dnrch einen Beweis überzeugt zu halten, der nicht allen For- 
men, die das Gesetz statuirt, entspricht (H. Sanhedrin 25, 5. 6 und J. 
O. 334, 45). 

Wenn es sich um Todes- oder Geisseistrafe handelt, soll wenigstens 
ein Richter den Angeklagten zu vertheidigen suchen, was bei geringeren Stra- 
fen keine Notwendigkeit ist (H. Sanhedrin 11, 1), In höheren Strafsachen 
kann ein freisprechendes Urtheil nicht mehr umgeändert werden, wohl aber, 
wenn es nur eine Geldstrafe betrifft (Das.). In höheren Strafsachen kann ein 
Bechtsgelehrter, der nicht zum Gerichtshofe gehört, nur zum Vor- aber nicht 
zum Nachtheil des Angeklagten plaidiren, aber wenn es nur Geldstrafe be- 
trifft, kann er auch zu seinem Nachtheile sprechen (Das.). Der Richter, der in 
einer höheren Strafsache einmal zur Verteidigung des Angeklagten gespro- 
chen hat, darf nicht angehört werden, wenn er zu dessen Nachtheile wieder 
sprechen will, während bei Geldstrafe solches geschehen kann (Das.) In einer 
höheren Strafsache sollen die Richter niederem Ranges früher bei der Ab- 
stimmung ihr Votum abgeben, während bei Geldstrafe die Abstimmung dem 
Range nach von oben nach unten geschiehet (Das. 11, 6). Jedoch spätere Ge- 
setzeslehrer sind hierüber anderer Meinung (Siebe Ch. M. 18, M. E. 2). 

Bei Geld,- Bann- oder Züchtigungsschläge-Strafe benöthiget es keiner 
Verwarnung, weil böser Vorsatz nicht erwiesen sein muss (Strafges. §. 66.) 
Aber betreffs der Wiederaufnahme des Strafverfahrens gelten auch bei den 
minderen Strafsachen die Vorschriften der Paragraphe 79—81. 



§- 85. 

Die Organe des Strafgerichtes haben mit tmermttdetem 
Eifer in der Erforschung der strafbaren Handlungen, aber mit 
möglicher Schonung des Beschuldigten, ihren Beruf zu erfüllen ; 
und muss jeder Gerichtshof zu jeder Zeit, mit Ausnahme der 
Sabbate und Feste, bereit sein, Anzeigen aufzunehmen, und 
dringende Amtsgeschäfte zu besorgen. 

Erläuterung. Jeder Gerichtshof muss seine Organe haben, die oft 
umherziehen müssen, in den Gassen und Strassen, um Gesetzesverletzungen zu 
erforschen, und den Verletzer vor Gericht gestellig zu machen (H. Sanhedrin 
1, 1). Diese aber müssen mit gehöriger Schonung vorgehen , „denn die 
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Ehre der Kinder Abrahams, Jizehaks und Jakobs muss jedem Gerichte 
heilig sein«' (Das. 24, 10). 

Das grosse Sanhedrin zu Jerusalem, da es auch Belehrungen zu erthei- 
len hat, muss an Sabbat- und Festtagen auch Sitzungen halten, nur nicht im 
gewöhnlichen Gerichtssaale, damit man nicht meine, es werde Gericht gehal- 
ten (Das. 3, 1. und Kessef mischnah); aber ein anderes Strafgericht darf an 
solchen Tagen keine Sitzung halten, und keine Amtsgeschäfte verrichten (Das. 
und 11, 2): jedoch an jedem, Wochentage muss es den ganzen Vormittag ver- 
sammelt, und auch sonst immer bereit sein, dringende Amtsgeschäfte zu be- 
sorgen (Das. Das.). 



§. 86. 

Jedes Amtsge8chäft nrass nach Möglichkeit beschleunigt 
und darf eine Verhandlung nicht unterbrochen werden , 
um eine andere vorzunehmen. Im Falle eines Zweifels über 
eine Gesetzesauslegung, kann und muss die Belehrung bei dem 
grossen Sanhedrin angesucht werden, welche aber bloß zeitwei- 
lige Gesetzeskraft hat. 

Erläuterung. Mögliche Beschleunigung ist ein Grundzug des rabb. 
Rechte 8, sowohl in Civil- als in Strafsachen (H. Sanhedrin 20 6.). 

Wenn mehrere noch nicht in Verhandlung genommene Rechtsobjecte an- 
hänglich gemacht sind, so ist die Angelegenheit eines Weibes früher in Ver- 
handlung zu nehmen, als die eines Mannes ; „denn es ist für ein Weib beschä- 
mender vor Gericht zu stehen, als für einen Mann" (Das. 21, 6). Aber die An- 
gelegenheit einer verwaisten Person gehet selbst der einer Witwe vor; denn 
es stehet geschrieben: „Eichtet den Verwaisten und schaffet Recht der Witwe 4 ' 
(Das,) Und die Angelegenheit eines Gelehrten ist früher zu beendigen, als 
die eines Nichtgelehrten (Das.). Hat aber bereits eine Verhandlung begonnen, 
so darf sie wegen Austragung eines anderen Rechtsfalles, nicht unterbrochen 
werden. (Siehe Ketuboth 105, b. ff.). 

Die Gesetzesdeutung des höchsten Gerichtes muss respectirt werden, ihr 
entgegen zu handeln, oder ihr entgegen Recht zu sprechen, ist ein Todesver- 
brechen (H. Mamrim 3. 6. und 4, 2); aber Gesetzeskraft für folgende Zeiten 
hat sie nicht, Entscheidet ein späteres grosses Sanhedrin anders, so muss wie- 
der diese Entscheidung respektirt werden ; denn es stehet geschrieben : „Du 
sollst gehen zu dem Gerichte, das sein wird in derselbigen Zeit", das will sa- 
gen, du mnsst dem hohen Gerichte zu Jerusalem Folge leibten, wenn es auch 
eine andere Meinung als das frühere ausspricht. 
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§. 37. 

Verschwiegenheit ist die Pflicht eines jeden Richters; und 
bei aller Milde und Schonung, die ihm das Gesetz gegen den 
Beschuldigttn zur Pflicht macht, muss er, wo die Gerechtigkeit 
es erheischt, unbarmherzig sein. 

Erläuterung. In civilrechtlichen Sachen ist die Discussion zwischen 
dem Richtern geheim (Siehe mein „Civilr.-Verfahren" §. 367), und da muss 
jeder Eichter strenges Stillschweigen beobachten, und darf Niemanden etwa* 
sagen, wer zum Vor- oder Nachtheile einer Partei gesprochen hat (Das«. §.373)' 
In Strafsachen ist wohl Discussion und Abstimmung öffentlich; aber in gewis- 
sen Fällen muss, ausser der Gerichtssitzung, ein College mit dem andern, über 
den nächst zu entscheidenden Rechtsfall, einen Meinungsaustausch halten (fl. 
Sanhedrin, 12, 3) und hierüber liegt jedem Richter die Beobachtung des Amts- 
geheimnissen ob. 

„Gerechtigkeit muss Berge durchbrechen**, d. h. Gerechtigkeit muss ge- 
übt werden, und möge daraus entstehen was immer. Das Gesetz macht wohl 
Milde und Schonung zur Pflicht, spricht aber zugleich aus : „Im Gerichtshofe 
darf keine Barmherzigkeit vorwalten". Es ist z. B, der des Mordes Angeklagte 
der Ernährer einer zahlreichen Familie, und das Gericht Lönnte erwägen: Der 
Gemordete kann ja nicht mehr lebendig gemacht werden, schonen wir daner 
den Angeklagten seiner unschuldigen Familie wegen ; darum stehet geschrie- 
ben: „Ihr sollt gerecht richten, und dein Auge soll Niemanden schonen (Das. 
10, 4). Oder es handelt sich mn Geldstrafe, und da könnte wieder das Ge- 
richt denken; Der Angeklagte ist arm, verschonen wir ihn daher mit der 
Strafe, darum stehet wieder geschrieben: „Ihr sollt gerecht richten und dein 
Auge soll Niemanden schonen" (Das.) u. dgl. 



§. 88. 

Im Gerichtssaale des grossen Sanhedrin dürfen niemals 
weniger als 23 Mitglieder anwesend sein. Wer sich eine Rich- 
terstelle erkauft, dem gebührt von Jedermann Geringschätzung 
und Verachtung. 

Erläuterung. Der oberste Gerichtshof ist Obergericht in Geldsachen, 
und Gericht in gewissen Straffällen (§. 8), aber hauptsächlich ist er Deuter 
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und Ausleger des Gesetzes, von dem auch die Ernennung aller Strafgerichte 
ausgehet; und dieser muss von Morgens bis zur Zeit des Abendopfers (unge- 
fähr 2*1, Uhr Nachmittags) Sitzung halten, und dürfen niemals weniger als 
23 Mitglieder anwesend sein (H. Sanhedrin 3, 1. 2); und darf kein Mitglied 
sich entfernen, wenn nämlich nur 23 da sind, bis nicht wieder ein anderes 
Mitglied eingetreten ist (Das.). 

Der Talmud verflucht Jeden, der sich ein Amt für Geld erkauft, und 
nicht nur, dass Jedermann von der Ehrfurcht, die man einem Richter schuldet, 
entbunden ist, sondern er soll auch einem solchen Angestellten Verachtung be- 
weisen (Das. 3, 8). „Bei Anstellung von Richtern muss nur auf Würdigkeit 
und Fähigkeit, aber nicht auf Reichthum gesehen werden. Unsere Weisen brin- 
gen darauf den Bibelvers in Anwendung: „Ihr sollt nicht machen neben mir 
silberne und goldene Götter* (Das.). „Wer aus Verwandtschaft oder sonstigen 
Rücksichten einen Unwürdigen anstellt, dem wird es angerechnet, als hätte er 
eine Bildsäule zur Anbetung errichtet, „welches der Ewige, dein Gott hasst" 
(Das).. „Und sind in dem Orte befähigte Männer, die er, wegen des Unwürdi- 
gen, übergangen hat, so wird es ihm angerechnet, als hätte er eine Astarte 
gepflanzt neben dem Altar des Ewigen" (Das.). 

Den Richter ermahnen wieder unsere Weisen : „Er soll erwägen, dass 
das Schwert des himmlischen Gerichtes gegen ihn geschwungen ist, und das 
Gehinom vor ihm offen stehe; er soll beherzigen, vor wem er richtet, und 
wer es ihm sicher vergelten werde, denn es sagt die heil. Schrift: Gott stehet 
in der Versammlung des Gerichtes" (Das.). 



§. 89. 

Das Strafgesetz ist nur dann in Ausübung, wenn der Tem- 
pel zu Jerusalem stehet, die Priester auf dem Altare opfern 
und das grosse Sanhedrin daselbst seinen Sitz hat, sonst darf 
nirgends ein Urtheil, nach dem Strafgesetze, gefeilt 
werden. 

Erläuteruug. Vierzig Jahre vor Zerstörung des Tempels wurde das 
hohe Gericht aus Jerusalem nach Jabnah verwiesen, und da hat die Ausü- 
bung des Strafgesetzes aufgehört, weil der Sitz des grossen Sanhedrin nicht 
mehr zu Jerusalem war (H. Sanhedrin 14, 11 — 14). Auch die Gerichte aus- 
serhalb Palästin a's dürfen nur dann nach dem Strafgesetze richten, wenn 
es auch zu Palästina in Ausübung ist; daher durfte seit dieser Zeit das 
mosaisch- rabb. Strafgesetz und strafrechtliche Verfahren nirgends in An wen. 
düng gebracht werden (Das.). Ein Gericht ist seit damals nicht einmal eine 
gesetzliche Geldstrafe auszusprechen befugt (Das. 5, 8—11). 
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Aber die späteren Rabbiner haben sich das Recht zu strafen nicht aus 
der Haud nehmen lassen; und die Befugniss, wenn die Zeit es erfordert, Tha- 
ten zu bestrafen, worauf das Gesetz keine ausspricht, oder härtere, oder auch 
eine ganz andere als die gesetzliche Strafe zu appliciren (Strafges. §. 8), haben 
sie sich ebenfalls vindicirt (Ch. M. 2, 1): und so wurde durch die Ausserkraft- 
setzung des Strafgesetzes und des strafrechtlichen Verfahrens nur der Will- 
is iilu* mehr Raum gegeben. 



Fehler-Verzeichnis s. 



Anstatt Lies 

S 4, §. \, Abschn. 1, Z. 1: dolus directum = dolus directus. 

S. 12, §. 12, Abschn. 2, Z. 3: damit ein solcher nicht sage = 

damit nicht gesagt werde. 

S. 12 §. 12. Abschn. 3, Z. 5: Man fessle und — Man fessle 

ihn und 

S 15, §. 19, Abschn. 2, Z. 2: daher darf es nicht = daher 

darf dieser nicht 

S. 19, — — — — Z. 12: Noch einmal z= noch niemals 

8. 21, §. 27, Abschn. 2, Z. 13: anhänglich = anhängig 

S. 22, — — — — Z. 6: oder dem Banne = oder mit 

dem Banne 

S. 26, — Abschn. 2. Z. 3 : die Leiche einem Elterntheile = 

eines Elterntheils 

S. 26, §. 35, Abschn. 3. Z. 3 : Lebensunfähigkeit = Lebens- 
fähigkeit 

S. 54, §. 81, Z. 3 v. u. : Dagegen hat es Thaten = Dagegen 

hat es 207 Thaten. 
eben dort Absch. 19. 270) = Abschu. 19.) 

S. 102, §. 50, Abschn. 3, Z. 2 : gewilligt = bewilligt 

S. 105, §. 64, Abschn. 2, Z. 2: d. i. Vorsitzenden = d.h. sei- 
nen Vorsitzenden. 

S. 134, Z. 6. v. O. : dem Richtern = den Richtern. 



